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  Vor fast einem Vierteljahrhundert, im Sommer 1989, konnte Francis Fukuyama kühn einen »klaren Triumph des wirtschaftlichen und politischen Liberalismus« verkünden und behaupten, »das Ende der ideologischen Entwicklung der Menschheit« bestünde in »der allgemeinen Einführung der westlichen liberalen Demokratie als finaler Regierungsform«.1 Wie anders sieht die Welt heute aus. Der »Wirtschaftsliberalismus« ist ein ramponierter Markenname, während die Vertreter des »Staatskapitalismus« in China und anderswo offen die westliche Demokratie verhöhnen. Der Westen stagniert, und zwar nicht nur ökonomisch. Für 2012 erwartete die Weltbank eine Schrumpfung der europäischen Wirtschaft und in den Vereinigten Staaten lediglich ein Wachstum von zwei Prozent. China wächst derzeit gut viermal und Indien dreimal so schnell. Laut Internationalem Währungsfonds wird das Bruttoinlandsprodukt Chinas 2016 dasjenige der USA übertreffen.* Wer 1989 im Westen investiert hat, ist dafür bestraft worden (er hat seit 2000 keinen Gewinn mehr gemacht), während diejenigen, die im Rest der Welt investiert haben, reich belohnt worden sind. Diese »große Rekonvergenz« ist ein weit erstaunlicherer historischer Vorgang als der Zusammenbruch des Kommunismus, den Fukuyama so scharfsichtig prophezeit hat. Zu dem Zeitpunkt, als er seine Voraussage niederschrieb, befand sich das ökonomische Gravitationszentrum der Welt noch fest im Nordatlantik. Heute liegt es jenseits des Urals, und 2025 wird es knapp nördlich von Kasachstan liegen – fast auf demselben Längengrad wie im Jahr 1500, am Vorabend des Aufstiegs des Westens.2


  Die modische Erklärung für die gebremste Wirtschaftsleistung des Westens ist das »Deleveraging«: der schmerzliche Prozess der Schuldenreduzierung. In der Tat gibt es für das Ausmaß der Schulden im Westen kaum einen Präzedenzfall. Die Summe der öffentlichen und privaten Schulden übersteigt erst zum zweiten Mal in der amerikanischen Geschichte die Marke von 250 Prozent des BIP. In einem Überblick über fünfzig Länder macht das McKinsey Global Institute 45 Länder aus, die seit 1930 Episoden der Schuldentilgung erlebt haben. In nur acht dieser Länder lag die Anfangsverschuldung bei über 250 Prozent des BIP, wie es heute in allen großen englischsprachigen Ländern (einschließlich Australien und Kanada), allen großen kontinentaleuropäischen Ländern (einschließlich Deutschland) sowie Japan und Südkorea der Fall ist.3


  Zugunsten des Deleveraging wird angeführt, Staatshaushalte und Banken bemühten sich um eine Schuldenreduzierung, nachdem sie verrückterweise auf stetig steigende Immobilienpreise gesetzt hatten. Als Folge der Einsparungen ist die gesamtwirtschaftliche Nachfrage drastisch gesunken, und um eine tödliche Schuldendeflation zu verhindern, haben Regierungen und Zentralbanken zahlreiche, für Friedenszeiten beispiellose fiskalische und monetäre Anreize geschaffen. Die daraus entstehenden Defizite des öffentlichen Sektors tragen dazu bei, die Schrumpfung abzumildern, beschwören aber auch das Risiko herauf, dass sich eine Krise der privaten Überschuldung in eine Krise der öffentlichen Überschuldung verwandelt. Auf die gleiche Weise verhinderte die Ausweitung der Zentralbankbilanzen zwar eine Lawine von Bankzusammenbrüchen, scheint aber, von heute aus gesehen, nur begrenzt wachstumsfördernd oder reflationierend gewirkt zu haben.


  Doch es geht mehr vor als nur Deleveraging. Man schaue sich folgende Zahlen an: Die US-Wirtschaft hat zwischen Juni 2009 und Herbst 2012 2,6 Millionen Arbeitsplätze geschaffen. Im selben Zeitraum haben 3,1 Millionen Arbeitnehmer Invalidenrente beantragt. Der Prozentsatz von Amerikanern im arbeitsfähigen Alter, die Invalidenrente beziehen, ist seit 1990 von unter drei auf sechs Prozent gestiegen.4 Europäern ist die Art, wie hier Arbeitslosigkeit verschleiert – und verstetigt – wird, nur zu vertraut. Leistungsfähige Menschen behaupten, arbeitsunfähig zu sein, und ziehen sich ins Privatleben zurück. Traditionell ziehen jedes Jahr drei Prozent der Amerikaner in einen anderen Bundesstaat um, für gewöhnlich auf der Suche nach Arbeit. Seit dem Ausbruch der Finanzkrise im Jahr 2007 hat sich diese Rate halbiert. Auch die soziale Mobilität ist zurückgegangen. Und im Unterschied zur Großen Depression der 1930er Jahre führt unsere »kleine Depression« kaum zu einer Verringerung der enormen Ungleichheit in der Einkommensverteilung, die sich in den letzten drei Jahrzehnten herausgebildet hat. Der Einkommensanteil des obersten Prozents der Haushalte stieg zwischen 1970 und 2007 von neun auf 24 Prozent und sank in den folgenden drei Krisenjahren lediglich um knapp vier Prozentpunkte.


  Dies kann man nicht alles dem Deleveraging anlasten. Globalisierung, technologischer Wandel, Bildung und Fiskalpolitik spielen in der amerikanischen Debatte auch eine Rolle. Konservative neigen dazu, die ersten beiden Entwicklungen als unaufhaltbare Motoren der Veränderung zu betrachten, die Arbeitsstellen für Geringqualifizierte vernichten, indem sie sie ins Ausland verlagern oder automatisieren. Dagegen sehen Liberale die Ursache der zunehmenden Ungleichheit in ungenügenden Investitionen ins staatliche Bildungswesen und den von den Republikanern eingeführten Steuererleichterungen zugunsten der Reichen.5 Aber es gibt gute Gründe für die Annahme, dass noch andere Kräfte am Werk sind, solche, die in der entnervend engstirnigen verbalen Schlammschlacht, die in den Vereinigten Staaten heutzutage als politische Debatte betrachtet wird, übersehen werden.


  Die Krise der Staatsfinanzen ist kein exklusiv amerikanisches Phänomen. Japan, Griechenland, Italien, Irland und Portugal gehören ebenfalls zum Club der Länder, deren Staatsschulden das BIP übersteigen. Indien hatte 2010 sogar ein noch größeres zyklisch angepasstes Defizit als die Vereinigten Staaten, während es Japan erheblich schwerer fällt, die Schuldenquote (die Staatsschulden im Verhältnis zum BIP) auf erträglichem Niveau zu stabilisieren.6 Auch das Doppelproblem von langsamem Wachstum und zunehmender Ungleichheit ist nicht auf die Vereinigten Staaten beschränkt. Überall in der englischsprachigen Welt hat sich der Einkommensanteil des obersten Prozents der Haushalte seit etwa 1980 vergrößert. In geringerem Maß geschah dies auch in einigen europäischen Ländern, insbesondere in Finnland, Norwegen und Portugal, sowie in einigen Schwellenländern, einschließlich China.7 Bereits 2010 gab es in China mindestens 800 000 Dollarmillionäre und 65 Milliardäre. Vom globalen obersten Prozent waren annähernd vier Prozent (insgesamt 1,6 Millionen Menschen) Chinesen.8 In anderen Ländern, einschließlich des wirtschaftlich erfolgreichen Deutschland, hat die soziale Ungleichheit kaum zugenommen, während einige weniger entwickelte Länder, insbesondere Argentinien, ungleicher geworden sind, ohne globaler zu werden.


  Definitionsgemäß hat die Globalisierung in gewissem Umfang alle Länder der Erde erfasst. Gleiches gilt für die Revolution der Informationstechnologie. Doch die Folgen in Bezug auf Wachstum und Verteilung des Wohlstands variieren erheblich. Um diese Unterschiede zu erklären, reicht eine rein ökonomische Perspektive nicht aus. Denken wir an die Überschuldung. Jede hochverschuldete Wirtschaft hat die Wahl zwischen einigen wenigen Optionen. Im Wesentlichen sind es drei:


  1. die Erhöhung der Wachstumsrate über die Zinsrate mit Hilfe technologischer Innovationen und (eventuell) monetärer Anreize


  2. die Zahlungseinstellung für einen großen Teil der Staatsschulden und der Bankrott von Privatschuldnern


  3. die Schuldentilgung durch Währungsabwertung und Inflation


  Der Hauptstrom der Wirtschaftswissenschaft bietet keinerlei Anhalt für die Voraussage, für welche dieser drei Optionen – oder welche Kombination aus ihnen – ein bestimmtes Land sich entscheiden wird. Warum beschritt Deutschland nach 1918 den Weg der Hyperinflation und Amerika nach 1929 den Weg des Bankrotts? Warum nicht umgekehrt? Während ich dies schreibe, erscheint es immer unwahrscheinlicher, dass eine der großen entwickelten Wirtschaften in der Lage sein wird, ihre Verbindlichkeiten wegzuinflationieren, wie es in den 1920er und 1950er Jahren vielfach geschehen ist.9 Aber warum ist das so?


  Milton Friedmans berühmtes Diktum, eine Inflation sei »immer und überall ein monetäres Phänomen«, lässt die Frage offen, wer das überschüssige Geld schafft und warum er es tut. In der Praxis ist eine Inflation in erster Linie ein politisches Phänomen. Ihre Wahrscheinlichkeit hängt vom Inhalt der Elitenausbildung ab, dem Wettbewerb in der Wirtschaft (oder seinem Fehlen), der Art des Rechtssystems, dem Ausmaß der Gewalt in einer Gesellschaft und dem politischen Entscheidungsprozess selbst. Nur mit historiographischen Methoden kann man erklären, warum in den letzten dreißig Jahren so viele Länder Schuldenformen entwickelt haben, die ihrem Wesen nach nicht weginflationiert werden können, und warum die nächste Generation infolgedessen ihr Leben lang die Last von Verbindlichkeiten zu tragen haben wird, die von ihren Eltern und Großeltern angehäuft worden sind.


  Es ist leicht zu erklären, warum die Finanzkrise von übergroßen, fremdfinanzierten Geldinstituten verursacht wurde. Weit schwerer ist zu begreifen, warum nach über vier Jahren der Auseinandersetzung das Problem der Banken, die »zu groß sind, um pleitezugehen«, noch immer nicht gelöst ist. Tatsächlich hat es sich trotz einer wuchernden Gesetzgebung erheblich verschärft.10 Heute sind gerade einmal zehn hochdiversifizierte Finanzinstitute für drei Viertel der gesamten Finanzanlagen verantwortlich, die in den Vereinigten Staaten verwaltet werden. Dennoch unterschreiten die größten Banken des Landes die gemäß den neuen »Basel III«-Regelungen erforderliche Kapitaldecke um mindestens 50 Milliarden Dollar. Auch hier kann nur aus politischem und historischem Blickwinkel erklärt werden, warum westliche Politiker heute von den Banken verlangen, mehr Geld zu verleihen und gleichzeitig ihre Bilanzsumme zu verringern.


  Warum ist es heute hundertmal teurer, ein neues Arzneimittel auf den Markt zu bringen, als vor sechzig Jahren? Warum würde die Food and Drug Administration (FDA) den Verkauf von Salz wahrscheinlich verbieten, wenn es als neues pharmazeutisches Erzeugnis herauskäme (immerhin ist es in großen Dosen giftig)?11 Warum, um ein weiteres plastisches Beispiel zu geben, dauert es 65 Tage, bis ein amerikanischer Journalist die amtliche Erlaubnis (und nach fünf Wochen Wartezeit auch die Lebensmittelunbedenklichkeitsbescheinigung) erhält, in New York einen Getränkestand zu eröffnen?12


  Warum diese lähmende Bürokratie, in der Ökonomen häufig die Ursache der Armut in den Entwicklungsländern sehen? Die FDA erklärt ihre strengen Maßstäbe damit, verhindern zu wollen, dass noch mehr Arzneistoffe wie Thalidomid auf den Markt kommen. Die unbeabsichtigte Folge ist jedoch mit großer Wahrscheinlichkeit, dass weit mehr Menschen vor der Zeit sterben, als unter Nebenwirkungen von Thalidomid litten. Über solche Nebenwirkungen wird ständig geredet. Über die Kosten der Tatsache, dass neue Arzneimittel nicht verfügbar gemacht werden, wird dagegen nicht gesprochen.


  Warum hat in den vergangenen dreißig Jahren die soziale Mobilität in den Vereinigten Staaten nachgelassen, so dass sich die Wahrscheinlichkeit, dass jemand, der in die unteren 25 Prozent der Einkommensverteilung hineingeboren wurde, am Ende seines Lebens zum obersten Viertel gehört, halbiert hat?13 Einst hat man die Vereinigten Staaten als Land der unbegrenzten Möglichkeiten gerühmt, wo man es innerhalb einer Generation »vom Tellerwäscher zum Millionär« bringen konnte. Heute jedoch hat man, wenn man ins unterste Einkommensfünftel hineingeboren wird, nur eine fünfprozentige Chance, ohne Collegeabschluss ins oberste Fünftel zu gelangen. Was Charles Murray die »kognitive Elite« genannt hat – die Gruppe derjenigen, die exklusive Privatuniversitäten durchlaufen haben, untereinander verheiratet sind und in einigen wenigen »Super-Postleitzahlen-Vierteln« zusammen wohnen –, entwickelt sich anscheinend immer mehr zu einer neuen Kaste, die das Geld und die Macht besitzt, dafür zu sorgen, dass selbst ihre weniger hellen Nachkommen ihren Lebensstil erben.14


  
    
      Das »Stadium des Stillstands«
    

  


  In zwei selten zitierten Passagen von Der Wohlstand der Nationen beschreibt Adam Smith das »Stadium des Stillstands«, wie er es nennt: jenen Zustand eines vormals reichen Landes, das aufgehört hat zu wachsen. Welche typischen Merkmale hat ein solches Land? Bemerkenswerterweise hebt Smith vor allem sein sozial rückschrittliches Wesen hervor. Erstens sind die Löhne der Mehrheit miserabel:


  
    
      Mag der Reichtum eines Landes noch so groß sein, so darf man doch, wenn er lange Zeit stillstehend geblieben ist, keinen sehr hohen Arbeitslohn zu finden erwarten … Es verdient vielleicht bemerkt zu werden, dass die Lage der arbeitenden Armen, der großen Masse des Volks, mehr in dem fortschreitenden Stadium, wo die Gesellschaft weiterem Erwerb zueilt, als in dem, wo sie eine Fülle des Reichtums bereits erworben hat, am glücklichsten und behaglichsten zu sein scheint. Sie ist hart in dem Stadium des Stillstands und elend in dem des Verfalls. Der Zustand des Fortschritts ist in der Tat für alle Gesellschaftsklassen ein Zustand des Frohsinns und der Kraft. Der Stillstand macht träge, der Verfall traurig.15
    

  


  Das zweite Merkmal eines im Stillstand verharrenden Landes ist die Fähigkeit einer korrupten, monopolistischen Elite, dessen Rechtssystem und Verwaltung zu ihrem Vorteil zu nutzen:


  
    
      In einem Land ferner, in dem zwar die Reichen oder Eigentümer großer Kapitalien große Sicherheit genießen, die Armen aber oder die Eigentümer kleiner Kapitalien fast gar keine, vielmehr jederzeit unter Vorwänden der Rechtspflege den Plünderungen und Räubereien der niederen Mandarinen ausgesetzt sind, kann die in den verschiedenen Geschäftszweigen angelegte Kapitalmenge niemals so groß sein, als die Natur und Ausdehnung der Geschäfte es erlaubt. In jedem Geschäft muss die Unterdrückung der Armen das Monopol des Reichen begründen, der das ganze Geschäft an sich reißt und dadurch sehr große Gewinne machen kann.16
    

  


  Dem westlichen Leser dürfte all dies bekannt vorkommen. Zu Adam Smiths Zeit war freilich China das Land, das »lange im Stillstande verharrt« hatte: ein einst »wohlhabendes« Land, das einfach aufgehört hatte zu wachsen. Ursache des Stillstands waren nach Smiths Ansicht die fehlerhaften »Gesetze und Einrichtungen« Chinas – einschließlich seiner Bürokratie. Mehr Freihandel, mehr Anreize für Kleinunternehmer, weniger Bürokratie und weniger Vetternwirtschaft waren Smiths Heilmittel gegen die chinesische Stagnation. Als Zeitgenosse des späten 18. Jahrhunderts konnte er mit eigenen Augen sehen, wie sehr diese Mittel die Wirtschaft der britischen Inseln und ihrer amerikanischen Kolonien stimulierten. Könnte Smith dieselben Orte heute erneut besuchen, würde er Zeuge einer außergewöhnlichen Schicksalswende werden. Jetzt sind wir im Westen diejenigen, die sich im Stillstand befinden, während China schneller wächst als jede andere große Volkswirtschaft der Welt. Die Weltwirtschaftsgeschichte hat ihren Schwerpunkt aufs andere Bein verlagert.


  Dieses Buch handelt von den Ursachen unseres Stillstands. Es geht von Smiths Erkenntnis aus, dass sowohl die Stagnation als auch das Wachstum zum großen Teil von »Gesetzen und Einrichtungen« abhängen. Seine Hauptthese lautet, dass das, was zu Smiths Zeiten auf China zutraf, heute für große Teile der westlichen Welt gilt. Heute sind unsere Gesetze und Institutionen das Problem. Die Große Rezession ist bloß ein Symptom einer tiefgreifenden Großen Degeneration.


  
    
      Die vier Blackboxes
    

  


  Um zu beweisen, dass die westlichen Institutionen tatsächlich heruntergekommen sind, werde ich einige vor langer Zeit versiegelte Blackboxes öffnen müssen. Die erste trägt das Etikett »Demokratie«. Auf der zweiten steht »Kapitalismus«, auf der dritten »Rechtsstaat« und auf der vierten »Zivilgesellschaft«. Zusammen stellen sie die Hauptkomponenten unserer Zivilisation dar. Ich möchte zeigen, dass diese Boxen höchst komplexe Ansammlungen von Institutionen im jeweiligen Bereich – Politik, Wirtschaft, Recht und Gesellschaft – enthalten. Wie die Leiterplatten in Ihrem Computer oder Ihrem Smartphone sorgen diese Institutionen dafür, dass der Apparat funktioniert. Und wenn sie aufhören zu funktionieren, liegt es wahrscheinlich an einem Fehler der institutionellen Verkabelung. Um den Fehler zu verstehen, genügt es nicht, das glänzende Gehäuse zu betrachten. Man muss hineinsehen.


  Auf den zweiten Blick ist die elektronische Metapher vielleicht falsch gewählt, denn die meisten Institutionen bilden sich organisch heraus; sie wurden nicht in Kalifornien von einem historischen Pendant zu Steve Jobs entwickelt. Ein besserer Vergleich dürften die kollektiven Strukturen in der Natur sein. Der Satiriker Bernard Mandeville verglich 1714 in Die Bienenfabel oder Private Laster, öffentliche Vorteile die in einer Marktwirtschaft lebenden Menschen mit Bienen in einem Bienenstock. Dieser Vergleich hat seine Berechtigung, wie wir sehen werden, obwohl wir den Bienen eher in unserer politischen denn in unserer ökonomischen Organisation ähneln (was Mandeville durchaus gesehen hat). Tatsache ist, dass Institutionen für Menschen das sind, was der Bienenstock für Bienen ist. Sie bilden die Bauwerke, in denen wir uns als Gruppen organisieren. Man weiß, wann man sich in einem befindet, genauso wie Bienen wissen, wann sie in einem Bienenstock sind. Institutionen haben Grenzen, häufig Mauern. Vor allem aber haben sie Regeln.


  Bei manchen englischsprachigen Lesern dürfte das Wort »institution« immer noch das viktorianische Bild eines Irrenhauses heraufbeschwören: Der arme Niall, jetzt ist er also in einer institution, einer Anstalt, gelandet. Diese Art von Institution meine ich nicht. Ich spreche, zum Beispiel, von politischen Institutionen wie dem britischen Parlament und dem amerikanischen Kongress. Wenn wir über »Demokratie« reden, beziehen wir uns in Wirklichkeit auf eine Reihe von miteinander verbundenen Institutionen. Menschen stecken Zettel in eine Wahlurne, sicher. Ihre gewählten Repräsentanten halten Reden und geben in einem großen Versammlungssaal ihre Stimme ab, gewiss. Aber damit hat man nicht automatisch eine Demokratie. Oberflächlich betrachtet, sind die Gesetzgeber in Ländern wie Russland oder Venezuela gewählte Abgeordnete, doch in den Augen unparteiischer Beobachter, von den jeweiligen Oppositionsführern ganz abgesehen, wird keines dieser Länder dadurch zu einer wahren Demokratie.


  Mit Kreuzen oder Stempeln versehene Zettel in eine Wahlurne zu werfen ist sicherlich wichtig, aber ebenso wichtig sind die Institutionen – in der Regel Parteien –, die Kandidaten zur Wahl aufstellen. Ebenso wichtig wie die Parteien sind die Amtspersonen – Beamte, Richter oder Ombudsmänner –, die dafür verantwortlich sind, dass die Wahlen fair verlaufen. Und schließlich spielt die Legislative eine enorme Rolle. Eine Versammlung aus gewählten Volksvertretern kann alles Mögliche sein, von einer vollkommen souveränen Körperschaft wie dem britischen Parlament – bevor das europäische Recht seine Zuständigkeiten beschränkte – bis zu einem ohnmächtigen Jasager-Club wie dem einstigen sowjetischen Kongress der Volksdeputierten. Abgeordnete können engagiert die Interessen ihrer Wahlkreise vertreten (also auch derjenigen Wähler, die gegen sie gestimmt haben) oder sich den Sonderinteressen derjenigen verpflichtet fühlen, die ihren Wahlkampf finanziert haben.


  Im August 2011, als das Regime des Oberst Gaddafi in Libyen zusammenbrach, fielen einem BBC-Reporter an einer Wand in Bengasi einige bemerkenswerte Graffiti auf. Auf der linken Seite der Wand war eine klare, klassisch revolutionäre Botschaft zu lesen: »Der Tyrann muss stürzen, er ist ein Ungeheuer.« Das war geradeheraus und präzise. Dagegen stand auf der rechten Seite eine alles andere als simple Botschaft: »Wir wollen die Verfassungsherrschaft, weniger Macht für den Präsidenten und die Beschränkung seiner Amtszeit auf vier Jahre.«17 Das Graffito macht deutlich, dass bei jedem politischen Übergang der Teufel im Detail der Verfassung steckt – und in den Regeln, unter denen die verfassunggebende Versammlung arbeitet, die sie entwirft.


  In welchem Verhältnis steht die Legislative zur Exekutive und zur Judikative? Die meisten Verfassungen enthalten Bestimmungen darüber. Aber in welchem Verhältnis stehen die Organe der zivilen Regierung zum Militär – in Ägypten eine brennende Frage? Doch damit nicht genug. Moderne Nationalstaaten haben eine Reihe von Institutionen zur Regulierung von Wirtschaft und Gesellschaft sowie zur Einkommensumverteilung entwickelt, von denen man noch vor hundert Jahren nicht einmal geträumt hätte. Der Wohlfahrtsstaat ist kein Teil der Demokratie, wie die antiken Athener sie sich vorstellten. Im Bienenvergleich gesprochen, schafft der Wohlfahrtsstaat immer mehr abhängige Drohnen, deren Lebensunterhalt von den Arbeitsbienen aufgebracht werden muss. Außerdem muss eine riesige Zahl von Bienen nur dafür abgestellt werden, Ressourcen von den Arbeitern zu den Drohnen zu transportieren. Und er finanziert sich, indem er immer mehr Wechsel auf die Zukunft ausstellt, das heißt Schulden aufnimmt. Darauf sowie auf andere Verteilungsaspekte der Demokratie werde ich im ersten Kapitel näher eingehen. Insbesondere werde ich die Frage stellen, ob wir gegenwärtig den Zusammenbruch dessen erleben, was Edmund Burke Partnerschaft zwischen den Generationen genannt hat.


  Heutzutage bekennt sich fast jeder zur Demokratie. Ich habe sogar die Behauptung gehört, die Kommunistische Partei Chinas sei demokratisch. Dagegen wird das Wort »kapitalistisch« zu oft als Schimpfwort benutzt, um es in angenehmer Gesellschaft in den Mund zu nehmen. In welchem Verhältnis stehen die Institutionen des demokratischen Staats und der Marktwirtschaft zueinander? Spielen Unternehmen mittels Lobbyisten und Wahlkampfspenden eine aktive Rolle in der Politik? Spielt der Staat mit Hilfe von Subventionen, Zöllen und anderen marktverzerrenden Maßnahmen und Vorschriften eine aktive Rolle in der Wirtschaft? Wie sieht das richtige Verhältnis zwischen wirtschaftlicher Freiheit und staatlicher Regulierung aus? Von diesen Themen handelt das zweite Kapitel. Insbesondere geht es um die Frage, inwieweit hochkomplexe Vorschriften, indem sie sowohl den politischen als auch den wirtschaftlichen Prozess verzerren, zu der Krankheit geworden sind, die zu bekämpfen ihr vorgeblicher Zweck ist.


  Der Rechtsstaat übt eine entscheidende institutionelle Kontrolle sowohl über die politischen als über auch die wirtschaftlichen Akteure aus. Es ist schlicht unvorstellbar, wie Demokratie und Kapitalismus ohne ein wirksames Rechtssystem funktionieren können, das die vom Gesetzgeber beschlossenen Regeln durchsetzt, die Bürgerrechte absichert und Streitigkeiten zwischen Bürgern oder Körperschaften auf friedliche, vernünftige Weise beilegt. Aber welches Rechtssystem ist besser: das Common Law oder eine andere Rechtsform? Die Scharia unterscheidet sich augenscheinlich stark von der Rechtsstaatlichkeit, wie der englische Philosoph John Locke sie verstand.


  Den Schlüssel zum Vergleich unterschiedlicher Rechtssysteme bildet die Art und Weise, wie das Recht gemacht wird. In manchen Systemen, wie dem Islam, wurden die Regeln in bemerkenswerter Detailliertheit von einem göttlich inspirierten Propheten für die Ewigkeit festgelegt. Nach Ansicht strenger Muslime sind sie unveränderbar. In anderen Systemen, wie dem englischen Common Law, entwickeln sich die Regeln organisch, indem Richter die widerstreitenden Präzedenzfälle und die sich verändernden Erfordernisse der Gesellschaft gegeneinander abwägen. Im dritten Kapitel wird die Frage gestellt, ob ein bestimmtes Rechtssystem – etwa das Common Law – den anderen überlegen ist. Außerdem untersuche ich die Frage, inwieweit die englischsprachige Welt in dieser Hinsicht noch einen Vorteil besitzt. Insbesondere möchte ich davor warnen, dass die Herrschaft des Rechts – zumindest in einigen Teilen der englischsprachigen Welt – in Gefahr ist, zur Herrschaft der Rechtsanwälte zu verkommen. Sind die Amerikaner mit ihrem Rechtssystem wirklich besser dran als die Engländer mit dem ihren in der Mitte des 19. Jahrhunderts, also etwa zur Zeit von Dickens’ Bleakhaus?


  Schließlich gibt es noch die Zivilgesellschaft. Richtig verstanden, ist sie das Reich freiwilliger Zusammenschlüsse: von Institutionen, die von Bürgern mit einem anderen Ziel als dem privaten Profit gegründet worden sind. Ihre Bandbreite reicht von Schulen – heutzutage zumeist dem Reich der Politik überantwortet – bis zu Klubs und Vereinen, die allen möglichen menschlichen Aktivitäten gewidmet sind, von der Aeronautik bis zur Zoologie. Auch hier sind Regeln wichtig, so trivial sie erscheinen mögen, wie etwa die in den meisten Londoner Klubs geltende Vorschrift, eine Krawatte zu tragen und beim Essen das Jackett anzulassen, und sei der Tag noch so heiß.


  Es gab Zeiten, in denen der durchschnittliche Brite oder Amerikaner einer erstaunlich großen Zahl von Klubs und anderen freiwilligen Gesellschaften angehörte. Diese Tatsache war eines der Merkmale der englischsprachigen Welt, die den großen französischen politischen Denker Alexis de Tocqueville am meisten beeindruckten. Im vierten Kapitel befasse ich mich mit der Frage, warum dies nicht mehr so ist und inwieweit eine wahrhaft freie Gesellschaft ohne eine ehemals selbstverständliche, lebendige Zivilgesellschaft florieren kann. Sind die neuen sozialen Netzwerke im Internet in irgendeiner Weise ein Ersatz für das traditionelle Vereinsleben? Meiner Meinung nach sind sie es nicht.


  
    
      Warum Institutionen scheitern
    

  


  Während wir im Reich der Politik wie Bienen sind und in einem hierarchischen Stock den uns zugewiesenen Platz einnehmen, besitzen wir in der ökonomischen Sphäre mehr Freiheit. Unsere Institutionen erinnern hier an die Tierwelt in der Serengeti, den »endlosen Weiten« von Nordtansania und Südkenia: Einige von uns sind Gnus, die sich in Herden grasend fortbewegen, andere (weit weniger) sind Raubtiere; und es gibt wohl auch einige Aasfresser und Parasiten. Das Ganze ist ein Ökosystem, in dem ständig darwinistische Kräfte der natürlichen Selektion am Werk sind. In der Zivilgesellschaft bilden wir Gruppen und Vereine, wie Schimpansen und Paviane. Regeln und Hierarchien finden sich hier wie dort.


  Selbstverständlich herrscht über die wilden Tiere in Afrika, abgesehen vom sprichwörtlichen Gesetz des Dschungels, kein Rechtssystem. Das ist bei uns Menschen anders. Auch wenn wir einen Teil unseres Lebens auf einen darwinistischen Überlebenskampf verwenden, erwarten wir doch, dass es Regeln gibt, durch welche die Herrschenden gezügelt und die Raubtiere und Parasiten, die auf Pflanzenfresser Jagd machen, im Zaum gehalten werden. Genau betrachtet, besitzt die Herrschaft des Rechts kein wirkliches Pendant in der nichtmenschlichen Welt. Vergleichsweise am nächsten kommt ihr die von Menschen geschaffene Infrastruktur, von der wir umgeben sind, die die Landschaft umgestaltet und uns schützt und einschränkt. Auch das Recht besitzt Begrenzungen und Durchgänge, Fenster und Mauern: Dieser Weg ist viel zu steil; auf jenem läuft man Gefahr zu ertrinken. Manche Rechtssysteme erinnern an zentral geplante Städte wie Moskau mit seinen überbreiten Magistralen und gleichförmigen Wohnblocks. Andere sind eher wie London: eine planlose Ansammlung gewundener Straßen und eigenwilliger Gebäude, das organische Ergebnis jahrhundertelanger Bau- und Neubautätigkeit von privaten und staatlichen Grundeigentümern.


  Was Menschen zu einem derart interessanten Studienobjekt macht – und der Grund ist, weshalb ich Historiker und nicht Zoologe geworden bin –, ist die Tatsache, dass in unserem Leben alle diese Elemente kombiniert sind. Unser Leben spielt sich gleichzeitig in einer verwirrenden Vielzahl von Institutionen ab: Wir sind in ein und demselben Augenblick Staatsbürger, Einwohner und Steuerzahler eines Landes; Aktionäre, Manager oder Arbeitnehmer; Ankläger, Verteidiger, Richter oder Geschworene; Klubmitglieder, Funktionäre und Treuhänder. Der Homo oeconomicus ist nur eine von vielen Rollen, die wir ausfüllen.


  Entscheidend ist, dass nicht alle Kombinationen von Institutionen, aufs Ganze gesehen, gleich sind. Es gibt gute und schlechte. Manche ermöglichen es den Menschen, sich als Einzelne, als Familien und als Gemeinschaften frei zu entfalten – wenn die Institutionen uns wirkungsvoll dazu anregen, Gutes zu tun, neue, effizientere Arbeitsmethoden zu erfinden oder mit unseren Mitmenschen zu kooperieren, anstatt ihnen an die Kehle zu gehen. Andererseits gibt es institutionelle Rahmenwerke, die das Gegenteil bewirken: Sie regen zu schlechtem Verhalten an, etwa dazu, lästige Menschen einfach umzubringen, Dinge, die wir begehren, zu stehlen oder einfach unsere Zeit zu vergeuden. Wo schlechte Institutionen vorherrschen, stecken die Menschen in einem Teufelskreis aus Ignoranz, Krankheit, Armut und häufig auch Gewalt fest. Leider legt die Geschichte den Schluss nahe, dass suboptimale Rahmenwerke die Regel und nicht die Ausnahme sind. Eine wirklich gute Kombination von Institutionen ist schwer zu erreichen, während man sich leicht in schlechten Institutionen verfängt. Deshalb sind die meisten Länder während des größten Teils ihrer Geschichte sowohl arm als auch von Analphabetentum, Krankheiten und blutigen Ereignissen geprägt gewesen.


  Die heutige Sozialforschung unterscheidet zwischen »offenen«, also zur Partizipation anregenden, und »geschlossenen« Institutionen, die nur einer Elite dienen.18 Aber als Historiker finde ich diese Unterscheidung zu einfach. Denn eines der Rätsel der neueren Geschichte ist, dass erfolgreiche Gesellschaften – wie die englische des 18. Jahrhunderts – häufig Institutionen besaßen, die heutzutage als verdammenswert gelten. Schon zu viktorianischen Zeiten sah das hannoversche England im Rückblick erschreckend verdorben aus. Und noch in den 1850er Jahren war der englische Rechtsstaat für Charles Dickens kein Gegenstand der Bewunderung, sondern ein Spottobjekt. Darüber hinaus wird in der historischen Perspektive ein schleichender Prozess deutlich, der in der Gegenwart häufig übersehen wird. Es ist sicherlich wünschenswert, dass Gesellschaften mit schlechten Institutionen bessere bekommen. Heute können wir diesen Prozess überall auf der Welt verfolgen, in großen Teilen Asiens, in Teilen Südamerikas und sogar in Afrika. Aber in anderen Gesellschaften verschlechtern sich die Institutionen nach und nach. Woher kommt das? Wer genau sind die Feinde des Rechtsstaats, die Menschen, die für die deutliche Verschlechterung verantwortlich sind, die in unseren Institutionen auf beiden Seiten des Atlantiks zu bemerken ist?


  Meine Antworten auf diese Fragen verdanken sich zu einem großen Teil der mittlerweile reichhaltigen akademischen Literatur zum Thema. Großen Einfluss auf meine Überlegungen hatten Douglass North, der für seine Arbeiten über Institutionen den Wirtschaftsnobelpreis erhalten hat; der herausragende Ökonom des modernen Afrika, Paul Collier, Autor von Die unterste Milliarde und Der hungrige Planet; der peruanische Ökonom Hernando de Soto, Autor von Freiheit für das Kapital!; Andrei Shleifer und seine zahlreichen Mitautoren, die Pionierarbeit auf dem Gebiet der ökonomischen Betrachtung von Rechtssystemen geleistet haben; sowie James Robinson und Daron Acemoğlu, die in ihrem Buch Warum Nationen scheitern ähnliche Fragen wie ich behandeln. Diesen und anderen Wissenschaftlern, die in den Anmerkungen genannt werden, verdanke ich viele Anregungen.


  Freilich wird in der Entwicklungsökonomie der Frage, warum arme Länder arm bleiben, weit mehr Aufmerksamkeit geschenkt als der entgegengesetzten Frage, warum reiche Länder in die Armut zurückfallen. Mein Gegenstand ist hier nicht die ökonomische Entwicklung, sondern die parallel verlaufende institutionelle Degeneration. Meine Frage lautete: Was genau läuft in der heutigen westlichen Welt schief? Ich beantworte diese Frage in der Überzeugung, dass wir, solange wir das wahre Wesen unserer institutionellen Degeneration nicht erkannt haben, unsere Zeit damit verschwenden, mit Quacksalbermitteln an Symptomen herumzudoktern. Außerdem hege ich die Befürchtung, dass der ökonomische Stillstand paradoxerweise eine gefährliche politische Dynamik in Gang bringen könnte.


  * Auf Basis der Kaufkraft, unter Berücksichtigung der Tatsache, dass nicht handelbare Güter und Dienstleistungen in China wesentlich billiger sind als in den Vereinigten Staaten. Am aktuellen Dollarwert gemessen, wird die chinesische Wirtschaft 2016 erst 60 Prozent der amerikanischen ausmachen – 1989 waren es acht Prozent.


  


  
    
      Der menschliche Bienenstock
    

  


  
    
      Die große Divergenz
    

  


  »Die Natur«, schrieb der englische Humanist Richard Taverner in seinem Garden of Wysdome, »ist ein Hort von großer Macht und Wirksamkeit, aber Institutionen und Erziehung sind gewiss weit mächtiger, denn sie sind imstande, eine verbogene und böse Natur zu ändern, zu reformieren und zu stärken und dieselbe in eine gute Natur zu verwandeln.«1 Taverner hat hier zusammengefasst, was rasch zu einem überwältigenden Konsens wurde: dass die modernen historischen Ereignisse weniger von Naturkräften, wie dem Wetter, der Geographie oder dem Auftreten von Krankheiten, als vielmehr von Institutionen – im weitesten Sinn des Wortes – bestimmt werden.


  Warum hat sich die westliche Zivilisation – wie sie in den streitsüchtigen Kleinstaaten Westeuropas und deren kolonialen Niederlassungen in der Neuen Welt anzutreffen war – seit etwa 1500 so viel besser entwickelt als andere Zivilisationen? Vom Beginn des 16. Jahrhunderts an bis zu den 1970er Jahren gab es eine erstaunliche Divergenz des globalen Lebensstandards: Die Menschen im Westen wurden wesentlich reicher als die übrige Menschheit. Noch vor 300 Jahren ging es dem Durchschnittschinesen wahrscheinlich etwas besser als dem durchschnittlichen Nordamerikaner, während Letzterer 1978 22-mal reicher war (siehe Diagramm 1.1).2


  
    
      Das amerikanische und das britische Pro-Kopf-BIP im Vergleich mit dem chinesischen beziehungsweise dem indischen seit 1500
    

  


  [image: ]


  
    
      Diagramm 1.13
    

  


  Die große Divergenz war indes nicht nur ökonomischer Art. Sie betraf auch die Gesundheit. Noch 1960 lag in China die durchschnittliche Lebenserwartung bei etwas mehr als vierzig Jahren, während sie in den Vereinigten Staaten die Marke von siebzig Jahren erreicht hatte.4 Im Reich der Wissenschaft wie in der populären Kultur war der Westen das Maß aller Dinge. In erstaunlichem Umfang dominierte er weiterhin die Welt, auch nachdem rund ein Dutzend Imperien (das letzte war die Sowjetunion) untergegangen waren, die in ihrer Hochzeit über fast drei Fünftel der Bevölkerung und der Landfläche der Erde geherrscht hatten und für drei Viertel der globalen Güterproduktion verantwortlich gewesen waren.


  Wie ist dieses globale Ungleichgewicht zu erklären, das einer Minderheit der Menschheit – allerhöchstens einem Fünftel – eine solche materielle und politische Vorrangstellung ermöglichte? Dass dies auf eine angeborene Überlegenheit der Europäer zurückzuführen sei, wie die Rassentheoretiker des 19. Jahrhunderts meinten, erscheint wenig plausibel. Im Jahr 500, als der westliche Zipfel Eurasiens in eine fast tausendjährige Periode relativer Stagnation eintrat, dürfte der Genpool kaum anders gewesen sein. Auch Klima, Topographie und natürliche Ressourcen glichen im großen Ganzen den Verhältnissen im Jahr 1500. Während des Mittelalters waren in Europa keinerlei Anzeichen dafür zu entdecken, dass der Kontinent die großen orientalischen Reiche eines Tages überflügeln könnte. Die Geographie und ihr landwirtschaftliches Potential mögen erklären, warum Eurasien sich besser entwickelte als andere Weltteile, aber – mit allem gebührenden Respekt für Jared Diamond – sie erklären nicht, warum sich der westliche Teil Eurasiens ab 1500 so viel besser entwickelte als der östliche.5


  Auch mit dem Begriff Imperialismus lässt sich die große Divergenz nicht erklären. Andere Zivilisationen besaßen bereits Kolonien, bevor die Europäer die Ozeane zu überqueren und Eroberungen zu machen begannen. Nach Ansicht des Historikers Kenneth Pomeranz, der den Begriff der »großen Divergenz« geprägt hat, war es einfach ein glücklicher Zufall. Die Europäer hatten das Glück, auf die sogenannten »ghost acres« der Karibik zu stoßen, zusätzliche Flächen, welche die Bevölkerung der atlantischen Metropolen mit großen Mengen Zucker versorgten, einer kompakten Kalorienquelle, die den meisten Asiaten nicht zur Verfügung stand. Ein glücklicher Zufall war auch, dass die Kohlevorkommen in Europa leichter auszubeuten waren.6 Doch dieser Gedankengang lässt die Frage offen, warum die Chinesen nicht so eifrig wie die Europäer nach zusätzlichem Land in Übersee suchten und warum sie nicht in der Lage waren, die technische Herausforderung des Kohlebergbaus zu meistern, wie es den Briten gelang.


  Meiner Ansicht nach bilden die Institutionen den Kern der Antwort auf die Frage nach der Ursache der großen Divergenz. Douglass North, John Wallis und Barry Weingast beispielsweise unterscheiden zwei Phasen oder Muster menschlicher Organisation. Das erste Muster ist der natürliche Zustand der »Ordnung mit Zugangsbeschränkung«, der gekennzeichnet ist durch


  


  
    	ein langsames Wirtschaftswachstum,


    	relativ wenige nichtstaatliche Organisationen,


    	eine kleine, zentralisierte Regierung, die ohne die Zustimmung der Regierten herrscht, und


    	auf persönlichen und dynastischen Verbindungen beruhende Sozialbeziehungen.

  


  Merkmale der zweiten Phase, der »Ordnung mit Zugangsfreiheit«, sind


  


  
    	ein schnelles Wirtschaftswachstum,


    	eine mannigfaltige, lebendige Zivilgesellschaft mit vielen Organisationen,


    	eine größere, dezentralere Regierungsform und


    	Sozialbeziehungen, die von unpersönlichen Kräften wie dem Rechtsstaat bestimmt werden und Eigentumsrechte, Rechtssicherheit und (zumindest theoretisch) Gleichheit vor dem Gesetz garantieren.7

  


  Laut North, Wallis und Weingast waren die Westeuropäer – angeführt von den Briten – die Ersten, die von der Zugangsbeschränkung zur Zugangsfreiheit übergingen. Voraussetzung dafür ist, dass ein Staat Vorkehrungen trifft, »die es Eliten ermöglichen, innerelitär unpersönliche Beziehungen zu schaffen«, und ihnen dann neue Anreize bereitstellt und erhält, »damit diese den Zugang zur Elite nach und nach öffnen«. An diesem Punkt »verwandeln Eliten ihre persönlichen Privilegien in unpersönliche Rechte. Alle Eliten bekommen das Recht, Organisationen zu bilden … Zu diesem Zeitpunkt hat sich die Logik … von der Logik des natürlichen Staates, nämlich vermittels Privilegien Renten zu schaffen, zur Logik der Zugangsfreiheit gewandelt, nämlich durch Zugangsfreiheit die Renten abzubauen.«8


  In der Zeit zwischen der normannischen Eroberung und der Glorreichen Revolution entwickelte sich England von einem »fragilen« Naturstaat zunächst zu einem »elementaren« und dann zu einem »reifen« Staat, der durch das Vorhandensein »zahlreicher Institutionen« gekennzeichnet war, »die Eigentumsrechte an Grund und Boden festlegten, nachbesserten und durchsetzten, wodurch der unpersönliche Tausch innerhalb von Eliten ermöglicht wurde«. Die »Rechtssicherheit für Eliten« bildete eine der drei Bedingungen, die vor dem Übergang zu einer Ordnung mit Zugangsfreiheit erfüllt sein mussten. Die anderen beiden waren die Entstehung »zeitlich unbegrenzter Formen öffentlicher und privater Elite-Organisationen« und eine »konsolidierte politische Kontrolle des Militärs«.9 Der entscheidende Durchbruch zur Ordnung mit Zugangsfreiheit kam, laut North, Wallis und Weingast, mit den Revolutionen in Amerika und Frankreich, nach denen sich Kapitalgesellschaften unterschiedlicher Formen ausbreiteten und sowohl in der Wirtschaft als auch in der Politik der offene Wettbewerb zugelassen wurde. Das Schwergewicht dieser Argumentationskette liegt bei jedem Schritt auf Institutionen, von der Entwicklung des englischen Landrechts seit dem 11. Jahrhundert bis zur Veränderung der Rechtsstellung von Unternehmen im 19. Jahrhundert.


  Auch Francis Fukuyama sieht in The Origins of Political Order »die drei Komponenten einer modernen politischen Ordnung« in »einem starken, handlungsfähigen Staat, der Unterordnung des Staates unter ein Rechtssystem und der Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber allen Staatsbürgern«.10 Zum ersten Mal kamen diese drei Komponenten in Westeuropa zusammen, wobei wiederum England die Vorreiterrolle spielte (auch wenn Fukuyama einräumt, dass die Niederlande, Dänemark und Schweden nicht weit zurücklagen). Warum Europa und nicht Asien? Weil, so Fukuyama, die eigentümliche Entwicklung des westlichen Christentums die Bedeutung von Familie und Clan untergrub.


  Daron Acemoğlu und James Robinson ziehen in ihrem Buch Warum Nationen scheitern einen verblüffenden Vergleich zwischen dem heutigen Ägypten und England im späten 17. Jahrhundert:


  
    
      Wir werden darlegen, dass Großbritannien deshalb reicher als Ägypten ist, weil es … 1688 eine Revolution erlebte, durch welche die Politik und mit ihr die Wirtschaft des Staates umgewandelt wurde. Die Menschen kämpften erfolgreich für mehr politische Rechte, um ihre wirtschaftlichen Chancen zu erweitern. Die Folge war eine grundsätzlich andere politische und wirtschaftliche Entwicklung, die ihren Höhepunkt in der Industriellen Revolution fand.11
    

  


  In der Terminologie von Acemoğlu und Robinson gesprochen, ersetzte England als erstes Land »extraktive« durch »inklusive« oder »pluralistische« Institutionen. Bemerkenswerterweise versäumten es andere europäische Staaten wie Spanien, denselben Schritt zu tun, mit der Folge, dass die europäische Kolonisation in Nord- und Südamerika völlig unterschiedliche Ergebnisse zeitigte. England exportierte seine inklusiven Institutionen, während Spanien lediglich die eigenen extraktiven Institutionen über die der Azteken und Inkas stülpte.


  Der koloniale Kontext enthüllt auch den Unterschied zwischen der institutionellen und der älteren kulturellen Interpretation, wie sie als Erster Max Weber formuliert und David Landes später aufgegriffen hat. Nach dieser Theorie bestand ein Zusammenhang zwischen Protestantismus und dem »Geist des Kapitalismus«. Wenn ich das Wort Kultur höre, greife ich zwar nicht wie Hanns Johsts Schlageter zum Revolver, aber eine höfliche Warnung stoße ich dennoch aus. Es ist verlockend, einem Amalgam aus Ideen und Normen – aus griechischer Philosophie, hebräischen Geboten, römischem Recht, christlicher Ethik, den Lehren von Luther und Calvin, kurz dem, was man »jüdisch-christliche Kultur« nennt – historische Wirkung zuzuschreiben. Dabei besteht jedoch die Gefahr des Rosinenpickens. Merkwürdigerweise bleiben gefährliche westliche Ideen wie, sagen wir, die Hexenverbrennung oder der Kommunismus stets unerwähnt, obwohl sie auf ebenso nachvollziehbare Weise Produkte der jüdisch-christlichen Kultur sind wie der Geist des Kapitalismus. Auf jeden Fall schaffen Institutionen Anreize, während die Kultur lediglich Normen setzt. Die Briten verhielten sich aber, obwohl in derselben Kultur aufgewachsen, recht unterschiedlich, je nachdem, ob sie nach Neuengland auswanderten oder in die East India Company eintraten. In ersterem Fall findet man inklusive Institutionen, in Letzterem extraktive.


  
    
      Glorreiche Institutionen
    

  


  Die Debatte über die Ursachen der großen Divergenz ist nicht nur von historischem Interesse. Den westlichen Erfolg zu begreifen trägt zum Verständnis drängenderer Fragen über die jüngste Vergangenheit, die Gegenwart und die mögliche Zukunft bei. Ein Grund für die Überzeugungskraft der Institutionenthese besteht darin, dass sie auch eine gute Erklärung dafür zu liefern scheint, warum die meisten nichtwestlichen Länder bis ins späte 20. Jahrhundert kein nachhaltiges Wirtschaftswachstum erreicht haben. Acemoğlu und Robinson illustrieren die Macht von Institutionen (im Vergleich zu Geographie und Kultur), indem sie die Stadt Nogales beschreiben, die durch die mexikanisch-amerikanische Grenze geteilt wird. Der Unterschied des Lebensstandards in den beiden Hälften ist erschreckend.12 Die gleiche Beobachtung kann man anhand der beiden großen Experimente des Kalten Krieges machen, der Teilung zweier Völker, des koreanischen und das deutschen. Südkorea und Westdeutschland bekamen im Wesentlichen kapitalistische Institutionen, Nordkorea und Ostdeutschland kommunistische. Die Divergenz, die im Lauf weniger Jahrzehnte entstand, war enorm. Aufgrund ihrer Analyse bezweifeln Acemoğlu und Robinson, dass China bereits den entscheidenden Durchbruch zu einem nachhaltigen Wachstum geschafft hat. Ihrer Ansicht nach bleiben die chinesischen Marktreformen den Entscheidungen einer exklusiven und extraktiven Elite unterworfen, die weiterhin über die Verteilung der Schlüsselressourcen entscheidet.


  Entwicklungsökonomen – vor allem Paul Collier – denken schon seit einiger Zeit in diesen Begriffen.13 Der Fall von Botswana scheint das Argument zu stützen, dass auch ein schwarzafrikanisches Land ein nachhaltiges Wachstum erreichen kann, wenn es nicht unter chronischer Korruption und/oder einem Bürgerkrieg leidet wie etwa die Demokratische Republik Kongo. Im Unterschied zu den meisten postkolonialen afrikanischen Staaten ist es Botswana gelungen, nach seiner Unabhängigkeit inklusive (und nicht extraktive) Institutionen aufzubauen. Auch der peruanische Ökonom Hernando de Soto vertritt schon seit Jahren die Auffassung, dass die Institutionen der ausschlaggebende Faktor bei der wirtschaftlichen Entwicklung sind.14 Bei der Untersuchung der Slums von Lima, Port-au-Prince, Kairo und Manila stellten er und sein Team fest, dass die Armen trotz ihres niedrigen Einkommens überraschend viel Eigentum besitzen. Das Problem ist nur, dass es rechtlich nicht als ihres anerkannt wird. Es handelt sich fast ausschließlich um »außerlegalen« Besitz. Dies liegt nicht daran, dass die Armen gezielt Steuern hinterziehen. De Soto zeigt, dass die Schattenwirtschaft ihre eigene Art der Besteuerung hat – in Form von Schutzgeldzahlungen und dergleichen –, die Legalität zu einem durchaus erstrebenswerten Ziel macht. Es ist ihnen einfach nahezu unmöglich, einen Rechtstitel für ein Haus oder eine Werkstatt zu bekommen.


  Als Experiment versuchten de Soto und sein Team am Rand von Lima auf legalem Weg eine kleine Schneiderwerkstatt zu gründen. Dafür benötigten sie sage und schreibe 289 Tage. Die amtliche Erlaubnis für den Bau eines Hauses auf staatseigenem Grund und Boden zu erhalten dauerte sogar noch länger: sechs Jahre und elf Monate, in denen 52 Behörden überzeugt werden mussten. Dysfunktionale Institutionen wie diese, so de Soto, sind es, die Arme dazu zwingen, außerhalb des Rechts zu leben. Und die außerlegale Wirtschaft ist alles andere als eine Randerscheinung. Eine der denkwürdigsten Erkenntnisse, die de Soto in Freiheit für das Kapital! darlegt, ist die Tatsache, dass sich der Wert der Grundstücke, die Arme in Entwicklungsländern besitzen (ohne dass sie ihr rechtmäßiges Eigentum sind), auf 9,3 Billionen Dollar beläuft. Doch ohne Rechtstitel und ohne ein funktionierendes Vermögensrecht bleiben sie totes Kapital – »wie das Wasser eines Sees hoch oben in den Anden – ein ungenutzter Vorrat an potentieller Energie«15 –, Kapital, das nicht effizient dazu genutzt wird, Wohlstand zu erzeugen. Nur mit einem funktionierenden System von Eigentumsrechten kann ein Haus als Sicherheit dienen, sein Wert vom Markt angemessen bestimmt und es leicht gekauft und verkauft werden.


  Seit der Veröffentlichung von Freiheit für das Kapital! haben Revolutionen in Ländern wie Tunesien und Ägypten gezeigt, wie plausibel de Sotos Analyse ist. Seiner Ansicht nach ist der Arabische Frühling vor allem eine Revolte frustrierter aufstrebender Unternehmer gegen korrupte, besitzstandswahrende Regime, die ihre Anstrengungen, Kapital zu akkumulieren, durchkreuzt haben. Herausragendes Beispiel dafür ist die Geschichte des 26-jährigen Tarek Mohammed Bouazizi, der sich im Dezember 2010 im tunesischen Sidi Bouzid vor dem Amtssitz des Gouverneurs selbst verbrannte.16 Als er sich tötete, war es genau eine Stunde her, dass eine Polizistin mit Unterstützung zweier städtischer Beamter sein Eigentum beschlagnahmt hatte: zwei Steigen Birnen, eine Steige Bananen, drei Steigen Äpfel und eine gebraucht erstandene elektronische Waage im Wert von 179 Dollar. Die Waage war sein einziges Kapital. Da er keinen Rechtstitel für sein Haus besaß, konnte es auch nicht als Sicherheit für sein Geschäft dienen. Seine Existenz als Geschäftsmann hing völlig von den »Gebühren« ab, die er Beamten zahlte, um auf zwei Quadratmetern öffentlichem Land seinen Obststand betreiben zu können. Die willkürliche Enteignung durch die Staatsmacht kostete ihn seinen Lebensunterhalt – und das Leben. Aber seine Selbstverbrennung entfachte eine Revolution – wie glorreich sie war, wird sich zeigen. Es wird davon abhängen, ob Ländern wie Tunesien und Ägypten der Übergang vom extraktiven zum inklusiven Staat gelingt, von der Willkürherrschaft der Eliten zur Herrschaft des Rechts.


  Wenn de Sotos Ansatz richtig ist, dann lässt sich der Erfolg des Westens nach 1500 auf seine Institutionen zurückführen, insbesondere auf die Rechtsstaatlichkeit. Im Kern der Auseinandersetzungen im England des 17. Jahrhunderts über die Macht des Parlaments stand eindeutig der Schutz des Einzelnen vor willkürlicher Ausbeutung durch die Krone. Spezialisierte Historiker erinnert all dies freilich an eine Sichtweise, die Herbert Butterfield als »Whig-Interpretation der Geschichte« kritisierte. Doch keiner der Autoren, die ich zitiere, betrachtet den historischen Prozess von einem naiv deterministischen Standpunkt aus. In ihren Darstellungen besitzt er keineswegs teleologische Unvermeidlichkeit – die historische Entwicklung ist vielmehr stark vom Zufall beeinflusst. England war es nicht vom Schicksal bestimmt, die historische Vorreiterrolle zu übernehmen. Dass im 17. Jahrhundert der Absolutismus nicht die Oberhand gewann, war das Ergebnis einer Reihe knapper Entscheidungen. Immerhin gab es 1692, 1694, 1696, 1704, 1708 und 1722 Aufstände sowie 1715 einen Bürgerkrieg – und, nicht zu vergessen, den Jakobitenaufstand von 1745.17


  Die eigentliche Frage lautet, wie tief der institutionelle Bruch von 1688 war. Die meisten Historiker würden sagen: nicht sehr tief. Nach ihrer Ansicht war die Glorious Revolution rückwärtsgewandt und »konservierend« und hatte außerhalb der engen Sphäre von aristokratischer Macht und Patronage kaum Auswirkungen.18 Ich halte diese Auffassung für allzu beschränkt. In der Bill of Rights von 1689 – dem »Gesetz zur Erklärung der Rechte und Freiheiten der Untertanen« – heißt es unter anderem:


  


  
    	»dass die Erhebung von Geldern für und zum Nutzen der Krone unter dem Vorwand der Prärogative und ohne Zustimmung des Parlamentes insoweit ungesetzlich ist, als sie nur für kürzere Zeit oder in anderer Form bewilligt wurde oder bewilligt werden wird«;


    	»dass die Wahl der Parlamentsmitglieder frei sein sollte«;


    	»dass die Freiheit der Rede sowie der Inhalt von Debatten oder Verhandlungen im Parlament an keinem anderen Gerichtshof oder Orte außerhalb des Parlamentes unter Anklage oder in Frage gestellt werden sollte«;


    	»und dass zur Abhilfe aller Missstände und zur Änderung, Bestätigung und Aufrechterhaltung der Gesetze häufig Parlamentssitzungen abgehalten werden sollten«.19

  


  Bei allem gebührenden Respekt für die Spezialisten denke ich doch, dass die Verabschiedung dieser Bestimmungen es verdient, als historischer Wendepunkt betrachtet zu werden, auch wenn das religiöse Vorurteil (der Antikatholizismus) ebenso bedeutsam war wie die Verfassungsprinzipien.


  Gewiss wurden die in der Bill of Rights verankerten »Rechte und Freiheiten der Untertanen« Ende des 17. Jahrhunderts eher als althergebracht denn als neuartig betrachtet. Trotzdem waren die Folgen der Glorious Revolution ganz fraglos neu. Dies betraf nicht zuletzt die Gesetzgebung, mit der die Parlamente nach 1689 die Wirtschaftsentwicklung vorantrieben – durch den Schutz der jungen Textilindustrie, die Einfriedung von Gemeindeland, die Förderung von gebührenpflichtigen Wegen und Kanälen. Sogar der Krieg wurde zu einem immer profitableren Unternehmen, da die Whigs sich anschickten, mit der Eroberung der globalen kommerziellen Vorherrschaft Ernst zu machen.20 Die Reihenfolge ist klar: Zuerst kam die Revolution, dann landwirtschaftliche Verbesserungen, dann die koloniale Expansion, dann die industrielle Revolution.


  Zieht man Vergleiche heran, wirkt der institutionelle Ansatz sogar noch überzeugender. Im China der Ming- und Qing-Dynastie fand keine der institutionellen Veränderungen statt, von denen hier die Rede ist. Dort wurde die Macht des Kaisers und seiner Beamten nicht durch halbautonome Körperschaften oder repräsentative Versammlungen eingeschränkt. In Asien gab es Kaufleute, aber keine Kapitalgesellschaften, von Parlamenten ganz zu schweigen.21 Auch die Institutionen, die im Osmanischen Reich entstanden, unterschieden sich, wie Timur Kuran ausführt, insofern deutlich von den westlichen, als sie Kapitalbildung und Wirtschaftsentwicklung behinderten. Dies lag daran, dass das islamische Recht zu Teilhaberschaft, Erbschaft, Schulden und der Rechtspersönlichkeit von Unternehmen eine grundsätzlich andere Haltung einnahm als das Rechtssystem, das sich in Westeuropa herausbildete. Gemäß dem Islam gab es zwar waqfs, private Stiftungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit, aber keine Banken.22


  
    
      Die Inglorious Revolution
    

  


  Wenn also die institutionelle Entwicklung der Schlüssel zum Verständnis sowohl des westlichen Aufstiegs als auch der fortdauernden Armut in Afrika und anderswo ist, müsste sie dann nicht auch eine der erstaunlichsten Entwicklungen unserer Gegenwart erklären: das Ende der großen Divergenz und den Beginn einer großen Rekonvergenz zwischen West und Ost? Ich denke, so ist es. Wir müssen nur die Erkenntnisse der institutionellen Schule auf unsere eigene Zeit anwenden – auf unsere eigenen westlichen Gesellschaften.


  In den 1770er Jahren schien es Adam Smith offensichtlich zu sein, dass die Ursache für Chinas rätselhaften Stillstand in dessen »Gesetzen und Einrichtungen« zu suchen war. Könnte es sein, dass den heutigen wirtschaftlichen, sozialen und politischen Schwierigkeiten des Westens in gleicher Weise eine Degeneration unserer einst weltbeherrschenden Institutionen zugrunde liegt? Auf alle Fälle scheint kaum ein Zweifel daran zu bestehen, dass der Westen einen relativen Niedergang erlebt, wie es ihn seit einem halben Jahrtausend nicht mehr gegeben hat. Heute ist der Durchschnittsamerikaner, nachdem er 1978 noch 20-mal reicher als der Durchschnittschinese war, nur noch fünfmal reicher als dieser. In vielen Bereichen hat sich der Abstand zwischen dem Westen und dem Rest der Welt auf dramatische Weise verringert. Bei der Lebenserwartung und dem Bildungsstand beispielsweise liegen heute einige asiatische Länder vor den meisten westlichen Ländern. Laut der PISA-Studie der OECD von 2009 ist der Abstand zwischen Teenagern aus Schanghai und aus den Vereinigten Staaten heute ebenso groß wie derjenige zwischen amerikanischen und tunesischen Jugendlichen.23


  In mancher Hinsicht ist der Erfolg der nichtwestlichen Länder leicht zu erklären. China ist verspätet in die Fußstapfen einer Reihe anderer ostasiatischer Länder – allen voran Japan – getreten und hat vom Westen die meisten jener »Killerapplikationen« übernommen, die seinen Aufstieg bewirkt haben: ökonomischen Wettbewerb, wissenschaftliche Revolution, moderne Medizin, Konsumgesellschaft und Arbeitsethos.24 Das westliche Modell von Industrialisierung und Urbanisierung zu kopieren funktioniert in der Regel, wenn die Unternehmer die richtigen Anreize haben, die Arbeitnehmer im großen Ganzen gesund sind sowie lesen, schreiben und rechnen können und die Bürokratie einigermaßen effizient arbeitet. Deshalb werde ich im Folgenden relativ wenig darüber sagen, was im Rest der Welt richtig gelaufen ist. Mich interessiert vielmehr, was im Westen schiefgelaufen ist.


  Die meisten Autoren, die sich mit dieser Frage beschäftigen, verweisen auf Phänomene wie die exzessive Verschuldung, das Missmanagement der Banken und die sich vergrößernde soziale Ungleichheit. In meinen Augen sind dies jedoch nur Symptome einer tieferliegenden institutionellen Malaise: einer Inglorious Revolution, die ein halbes Jahrtausend westlicher Entwicklung zunichtemacht.


  
    
      England und die Schulden
    

  


  Der Titel dieses Kapitels – »Der menschliche Bienenstock« – ist eine Anspielung auf Mandevilles Bienenfabel. Mandevilles Kernaussage lautet, dass Gesellschaften mit den richtigen Institutionen gedeihen können, auch wenn die in ihnen lebenden Einzelnen sich falsch verhalten. Nicht biblische Tugenden, sondern säkulare Laster machten das England des 18. Jahrhunderts reicher als nahezu alle anderen Länder. Es war einfach so, dass diese Laster etwas besaßen, was Ökonomen »positive externe Netzeffekte« nennen, und zwar deshalb, weil die Institutionen der damaligen britischen Gesellschaft das Sparen sowie Investitionen und Innovationen begünstigten.


  Nach der Glorious Revolution von 1688 war der Monarch dem Parlament untergeordnet. Die Whigs, die das neue Regime dominierten, läuteten nicht nur ein Zeitalter von landwirtschaftlichem Fortschritt, Wirtschaftswachstum und kolonialer Expansion ein. Auch die Finanzinstitutionen entwickelten sich rasch: Wilhelm von Oranien brachte nicht nur den Protestantismus aus Holland mit, sondern auch die Blaupausen für eine Notenbank und eine Aktienbörse. Gleichzeitig förderten zahllose Vereine, Gesellschaften und Klubs wissenschaftliche und technische Innovationen. Wie Robert Allen gezeigt hat, regte die Kombination von billiger Kohle und teurer Arbeitskraft Innovationen auf dem Gebiet produktivitätssteigernder Technologien an, insbesondere in der Textilindustrie.25 Den unerlässlichen Rahmen für all dies bildeten jedoch die Institutionen. Mandeville drückte es folgendermaßen aus:


  
    Ein Bienenstock, dem keiner sich
  


  
    An Macht und Reichtum sonst verglich,
  


  
    Des fleißige, wohlgenährte Scharen
  


  
    Geehrt in Krieg und Frieden waren,
  


  
    War als das rechte Heimatland
  


  
    Von Kunst und Wissenschaft bekannt.
  


  
    Wenn die Parteien auch Streit geführt,
  


  
    Ward doch das Ganze gut regiert;
  


  
    Nie hat der Pöbel wild geknechtet
  


  
    Das Volk, nie ein Tyrann entrechtet,
  


  
    Durch Könige, deren Macht beschränkt,
  


  
    Ward es mit milder Hand gelenkt.26
  


  Eine Institution veränderte die Entwicklungslinie der englischen Geschichte tiefgreifend. Wie Douglass North und Barry Weingast 1989 in einem bahnbrechenden Artikel zeigten, lag die wahre Bedeutung der Glorious Revolution darin, dass sie den englischen Staat kreditwürdig machte. Seit 1689 kontrollierte und verbesserte das Parlament die Besteuerung, es prüfte die königlichen Ausgaben, schützte die privaten Eigentumsrechte und verbot praktisch den Zahlungsverzug. Dieses Arrangement war, laut North und Weingast, nicht zuletzt deshalb durchsetzungsfähig, weil im Parlament überwiegend Grundeigentümer saßen. Infolgedessen war der englische Staat in der Lage, in einem Ausmaß Geld zu leihen, das wegen der Angewohnheit des Souveräns, die Rückzahlung von Schulden einzustellen und willkürlich Steuern zu erheben oder Enteignungen durchzuführen, zuvor undenkbar gewesen wäre.27 Im späten 17. und frühen 18. Jahrhundert begann also eine Periode der raschen Akkumulation von Staatsschulden, ohne dass die Kreditkosten stiegen – im Gegenteil.


  Es war in der Tat eine förderliche Entwicklung. Nicht nur wurde England in die Lage versetzt, zu Großbritannien und darüber hinaus zum British Empire zu werden, da es jetzt über konkurrenzlose Finanzressourcen verfügte, die das Führen von Kriegen – und das Siegen – einfacher machten. Indem sich die Reichen daran gewöhnten, in Wertpapiere zu investieren, wurde außerdem einer Finanzrevolution der Weg geebnet, die englische Ersparnisse in alle möglichen Projekte lenkte, von Kanälen und Eisenbahnen über Handel und Kolonialisierung bis zu Eisenwerken und Textilfabriken. Obwohl die englischen Staatsschulden infolge der vielen Kriege mit Frankreich enorm wuchsen und im Jahrzehnt nach 1815 einen Höchststand von 260 Prozent des BIP erreichten, war die Kreditaufnahme lukrativ, denn auf der Haben-Seite der Bilanz stand ein von der Marine erworbenes Weltreich. Außerdem wurden die Schulden im Jahrzehnt nach Waterloo durch eine Mischung aus anhaltendem Wachstum und Haushaltsüberschüssen verringert. Es gab keine Zahlungseinstellung und keine Inflation. Und Britannien beherrschte den Erdball.


  
    
      Die Partnerschaft zwischen den Generationen
    

  


  Am Ende dieses Kapitels möchte ich etwas zu unserer modernen repräsentativen Regierungsform sagen – und dazu, woran sie leidet. Ausgangspunkt ist die gängige Annahme, es sei generell besser, wenn eine Regierung die Regierten in irgendeiner Weise repräsentiert. Der Grund dafür ist nicht nur, dass Demokratie per se etwas Gutes ist, wie Amartya Sen meint, sondern auch, dass eine repräsentative Regierung eher als eine autoritäre Regierung auf Veränderungen der allgemeinen Präferenzen reagiert und es daher weniger wahrscheinlich ist, dass sie derart katastrophale Fehler macht, wie autoritäre Herrscher sie häufig begehen. Wer heute die westliche Demokratie abschreibt – und ich höre solche Klagen immer öfter – und sich nach einem Pekinger Einparteienstaat sehnt, in dem Technokraten auf der Grundlage von Fünfjahresplänen die Entscheidungen treffen, irrt sich gewaltig. Ein solches System war es, das China sowohl Sonderwirtschaftszonen als auch die Ein-Kind-Politik beschert hat: Erstere war ein Erfolgsmodell, Letztere eine Katastrophe, deren Gesamtkosten noch nicht absehbar sind.


  Aber die Kritiker der westlichen Demokratie bemängeln zu Recht, dass unseren politischen Institutionen etwas fehlt. Das offensichtlichste Symptom der Malaise sind die riesigen Schulden, die wir in den letzten Jahrzehnten angehäuft haben und die nicht wie in der Vergangenheit kriegsbedingt sind. Laut Internationalem Währungsfonds sollen die griechischen Staatsschulden 2012 einen Höchststand von 153 Prozent des BIP erreicht haben. Für Italien liegt dieser Anteil bei 123, für Irland bei 113, für Portugal bei 112 und für die Vereinigten Staaten bei 107 Prozent. In Großbritannien machen die Staatsschulden knapp 88 Prozent aus. Japan – das als erstes nichtwestliches Land westliche Institutionen eingeführt hat – ist in dieser Beziehung führend auf der Welt: Seine Staatsschulden liegen bei annähernd 236 Prozent des BIP; das ist mehr als dreimal so hoch wie vor zwanzig Jahren.* Noch aussagekräftiger ist das Verhältnis der Schulden zu den Staatseinnahmen, aus denen immerhin Zinsen und Tilgung beglichen werden müssen (siehe Diagramm 1.2).


  
    
      Allgemeine Staatsschulden in Prozent der Einnahmen, 2000–2012
    

  


  [image: ]


  
    
      Diagramm 1.228
    

  


  Häufig wird über diese Schulden geredet, als wären sie selbst das Problem. Das Ergebnis ist ein ziemlich steriler Streit zwischen Verfechtern von Sparsamkeit einerseits und denen von Wachstumsimpulsen andererseits. Nach meiner Ansicht sind die Schulden jedoch Folge einer tieferreichenden institutionellen Fehlfunktion.


  Kern des Problems ist, dass Staatsschulden es der gegenwärtigen Generation von Wählern erlauben, auf Kosten derjenigen zu leben, die zum Wählen noch zu jung oder noch gar nicht geboren sind. In dieser Hinsicht sind die Zahlen, die für gewöhnlich unter dem Rubrum Staatsschulden genannt werden, höchst irreführend, denn sie umfassen nur die Summe, die der Staat in Form von Schuldverschreibungen angehäuft hat. Die rasch wachsende Zahl dieser Papiere impliziert sicherlich eine zunehmende Belastung derjenigen, die jetzt und in Zukunft eine Arbeit haben, denn auch wenn die Zinssätze für die größten souveränen Kreditnehmer auf dem niedrigen Niveau von heute bleiben sollten, wird der Betrag, mit dem die Schulden bedient werden müssen, unvermeidlicherweise steigen. Aber zu den Schulden in Form von Schuldverschreibungen kommen die häufig wesentlich größeren umlagefinanzierten Verbindlichkeiten der Sozialsysteme hinzu – von Medicare, Medicaid und Social Security, um nur die größten amerikanischen Programme zu nennen.


  Die beste verfügbare Schätzung der Differenz zwischen dem Nettobarwert der derzeitigen Verbindlichkeiten der Vereinigten Staaten und dem Nettobarwert der künftigen Staatseinnahmen liegt bei 200 Billionen Dollar. Das ist fast 13-mal so hoch wie die Schulden, die das US-Finanzministerium heute angibt. Dabei ist zu beachten, dass auch diese Zahlen unvollständig sind, da sie die umlagefinanzierten Verbindlichkeiten von Einzelstaaten und Kommunen unberücksichtigt lassen, die auf rund 38 Billionen Dollar geschätzt werden.29 Diese atemberaubend hohe Summe stellt nichts anderes dar als eine Forderung derjenigen, die gegenwärtig in Rente sind oder davorstehen, in Rente zu gehen, an ihre Kinder und Enkel. Diese sind durch die geltenden Gesetze verpflichtet, in Zukunft das dafür nötige Geld aufzutreiben, entweder durch eine Anhebung der Steuern oder durch drastische Kürzungen der staatlichen Ausgaben.


  Um das Ausmaß des Problems in den Vereinigten Staaten zu demonstrieren, rechnet der Ökonom Laurence Kotlikoff vor, dass ein sofortiger Anstieg aller Bundessteuern um 64 Prozent oder eine Kürzung sämtlicher Ausgaben um 40 Prozent nötig wäre, um die Steuerlücke des Landes zu schließen.30 Als Kotlikoff vor über zehn Jahren eine »Generationenbilanz« für Großbritannien ermittelte, schätzte er (aufgrund der später bestätigten Annahme, dass die Regierung die Sozialausgaben erhöhen würde), dass die Einkommensteuer um 31 Prozent und die Sozialversicherungseinnahmen um 46 Prozent steigen müssten, um die Finanzierungslücke auszugleichen.31


  In seinen Betrachtungen über die Französische Revolution von 1790 schrieb Edmund Burke, der wirkliche Gesellschaftsvertrag sei nicht Jean-Jacques Rousseaus Vertrag zwischen Souverän und Volk oder Volonté générale, sondern die Partnerschaft zwischen den Generationen:


  
    
      Eins der vornehmsten und wesentlichsten Prinzipien, die der Einweihung des Staats und der Gesetze zugrunde liegen, ist, dass die, welche zu irgendeiner Zeit im Besitz oder vielleicht im Nießbrauch der gesellschaftlichen Vorteile sind, nie so handeln sollen, als wären sie uneingeschränkte Eigentümer derselben, als hätten sie nichts von ihren Vorfahren erhalten, als wären sie ihren Nachkommen nichts zu hinterlassen schuldig; dass sie nie glauben sollen, es gehöre zu ihren Rechten, das große Fideikommiss, daran sie teilhaben, anzugreifen, und das … Familienkapital … zu verzehren; dass sie es folglich nicht wagen dürfen, die ersten Fundamente der Gesellschaft aufzureißen und zu zertrümmern, denen, welche nach ihnen kommen, Ruinen statt einer Wohnstätte zu überliefern, und durch das Beispiel ihrer Verachtung alles dessen, was ihre Voreltern gestiftet haben, ihre Enkel zu ähnlichem Leichtsinn und zu ähnlicher Zerstörungssucht aufzufordern … Die bürgerliche Gesellschaft ist ein großer Kontrakt … Ein Staat … ist eine Gemeinschaft zwischen denen, welche leben, denen, welche gelebt haben, und denen, welche noch leben sollen.32
    

  


  Die enormen Transfers zwischen den Generationen, die durch die gegenwärtige Fiskalpolitik erforderlich werden, sind ein erschreckender und vermutlich beispielloser Bruch eben dieser Partnerschaft.


  Meiner Ansicht nach besteht die größte Herausforderung für reife Demokratien darin, den Gesellschaftsvertrag zwischen den Generationen zu erneuern. Die Hindernisse, die dem im Weg stehen, sind freilich gewaltig. Nicht das geringste unter ihnen ist die Tatsache, dass es jungen Leuten schwerfällt, ihre langfristigen ökonomischen Interessen im Blick zu behalten. Es ist überraschend, wie leicht junge Wähler für eine Politik zu gewinnen sind, die letztlich für sie alles noch schlimmer macht, wie etwa die Beibehaltung der Beamtenpensionen. Wenn junge Amerikaner wüssten, was gut für sie ist, würden sie sich allesamt der Tea-Party-Bewegung anschließen.** Ein zweites Problem ist die Einkommensumverteilung in westlichen Demokratien. Politiker, die sich für Ausgabenkürzungen einsetzen, stoßen fast immer auf den gut organisierten Widerstand einer oder beider der folgenden Gruppen: der Empfänger von Gehältern im öffentlichen Dienst und der Empfänger staatlicher Leistungen.


  Gibt es eine verfassungsgemäße Lösung dieses Problems? Am einfachsten wäre es, die Verfassung – wie es sowohl eine Reihe amerikanischer Staaten als auch Deutschland bereits getan haben – um die Forderung nach einem ausgeglichenen Staatshaushalt zu ergänzen. Dies begrenzt die Freiheit des Gesetzgebers, Defizitfinanzierungen zu beschließen, während die Praxis, den Zentralbanken eine unabhängige Stellung einzuräumen, ihrer Geldpolitik Grenzen setzt. Allerdings ist die Finanzkrise Wasser auf die Mühlen derjenigen, die sich für eine defizitfinanzierte Wachstumspolitik in Rezessionszeiten einsetzen. 2011 haben die europäischen Staaten, allen voran Deutschland, das Problem zu lösen versucht, indem sie lediglich die strukturellen Defizite begrenzten und sich die Option zyklischer Defizite offenhielten. Allerdings leidet der »Fiskalpakt« unter der Tatsache, dass gegenwärtig nur zwei europäische Länder unterhalb der Defizitobergrenze von 0,5 Prozent des BIP liegen; die meisten Länder haben strukturelle Defizite in mindestens vierfacher Höhe, und die Erfahrung lehrt, dass Regierungen, die ernsthaft versuchen, strukturelle Defizite zu verringern, abgewählt werden.


  Es ist vielleicht nicht überraschend, dass die heutigen Wähler eine Politik der generationellen Ungleichheit unterstützen, zumal ältere Wähler in der Regel eher wählen gehen als jüngere. Aber was ist, wenn es nicht nur ungerecht, sondern auch für alle wirtschaftlich nachteilig ist, diese Bürde an die Nachkommen der Babyboomer weiterzureichen? Was, wenn die Unsicherheit über die Zukunft bereits die Gegenwart zu belasten beginnt? Wie Carmen Reinhart und Ken Rogoff ausführen, ist kaum zu erwarten, dass die Wachstumsraten der entwickelten Länder von Schuldenbergen, die über 90 Prozent des BIP ausmachen, unbeeinflusst bleiben.33 Die Furcht vor einer rasch näher rückenden »Fiskalklippe« in den Vereinigten Staaten – deren Erreichen automatisch zu Steuererhöhungen und Ausgabenkürzungen führen würde – dürfte einer der Gründe gewesen sein, weshalb die amerikanische Wirtschaft 2012 nicht auf »Fluchtgeschwindigkeit« beschleunigen konnte.


  
    
      Beunruhigende Bilanzen
    

  


  Aus diesem Schlamassel gibt es offenbar nur zwei mögliche Auswege. Nach dem guten, aber weniger wahrscheinlichen Szenario können die Verfechter von Reformen durch eine heroische Anstrengung nicht nur die Jungen, sondern auch einen erheblichen Teil der Eltern- und Großelterngeneration dazu bewegen, für eine verantwortungsvollere Fiskalpolitik zu stimmen. Dies ist zwar unwahrscheinlich, aber es gibt ein Mittel, um die Erfolgschancen zu steigern: indem man nämlich die Art ändert, wie Regierungen über ihre Finanzen Rechenschaft ablegen.


  Das gegenwärtige System ist, offen gesagt, betrügerisch. Es gibt keine regelmäßig veröffentlichten, exakten staatlichen Bilanzen. Riesige Verbindlichkeiten werden einfach vor den Augen der Öffentlichkeit versteckt. Nicht einmal den aktuellen Einnahme- und Ausgabeerklärungen kann man trauen. Kein legales Unternehmen könnte sich das auf Dauer leisten. Das letzte Unternehmen, das derart irreführende Finanzerklärungen veröffentlichte, war Enron.


  Tatsächlich gibt es einen besseren Weg. Man könnte und sollte den öffentlichen Sektor genauer bilanzieren, so dass es möglich wäre, die Verbindlichkeiten des Staates mit seinen Vermögenswerten zu vergleichen. Dies würde es erleichtern, zwischen Defiziten zur Finanzierung von Investitionen und Defiziten zur Finanzierung des laufenden Konsums zu unterscheiden. Außerdem sollten die Regierungen dem Beispiel der Wirtschaft folgen und die allgemein anerkannten Rechnungslegungsgrundsätze der Vereinigten Staaten (United States Generally Accepted Accounting Principles, US-GAAP) annehmen. Vor allem aber sollten regelmäßig Generationenbilanzen erstellt werden, um die generationenübergreifenden Folgen der aktuellen Politik deutlich zu machen.


  Geschieht dies alles nicht – wird keine umfassende Reform des staatlichen Rechnungswesens in Angriff genommen –, dann, fürchte ich, wird am Ende das schlechte, aber wahrscheinlichere zweite Szenario Wirklichkeit werden. Die westlichen Demokratien werden weiter herumstümpern, bis sie Griechenland und den anderen Mittelmeerländern in eine fiskalische Todesspirale folgen, die mit einem Vertrauensverlust beginnt, sich mit einem Anstieg der Kreditkosten fortsetzt und damit endet, dass die Regierungen zum denkbar schlechtesten Zeitpunkt gezwungen sind, Ausgabenkürzungen und Steuerhöhungen vorzunehmen. Nach diesem Szenario besteht das Endspiel aus einer Kombination von Zahlungsunfähigkeit und Inflation. Argentinien lässt grüßen.


  Zugegebenermaßen gibt es noch eine dritte Möglichkeit, auf die Japan und die Vereinigten Staaten, vielleicht auch Großbritannien, zusteuern: Der Schuldenberg wächst weiter, aber Deflationsangst, der Ankauf von Staatsanleihen durch die Zentralbanken und eine »Flucht in die Sicherheit« aus der übrigen Welt halten die Kreditkosten auf einem beispiellos niedrigen Niveau. Leider ist mit diesem Szenario über Jahrzehnte hinweg quasi ein Nullwachstum verbunden: eine neue Version von Adam Smiths »stillstehendem« Zustand, nur dass jetzt der Westen stillsteht.


  Da unsere ökonomischen Schwierigkeiten zunehmen, halten wir nach geeigneten Sündenböcken Ausschau. Wir geben den Politikern die Schuld, denen die schwere Aufgabe zufällt, die Staatsfinanzen unter Kontrolle zu bringen. Oder den Bankern und Finanzmärkten, als sei ihr rücksichtsloses Verleihen der Grund für unser rücksichtsloses Leihen. Wir rufen nach strengeren Vorschriften – freilich nicht für uns selbst.


  Dies führt mich zum Thema des nächsten Kapitels, in dem ich mich vom Reich der Politik – dem menschlichen Bienenstock der Demokratie – abwenden und mit dem Reich der Wirtschaft – dem darwinistischen Dschungel des Markts – beschäftigen und der Frage nachgehen werde, ob auch in ihm in der westlichen Welt eine Tendenz zur institutionellen Degeneration zu beobachten ist.


  In diesem Kapitel habe ich zu zeigen versucht, dass übermäßig hohe Staatsschulden ein Symptom der Auflösung des Gesellschaftsvertrags zwischen den Generationen sind. Im nächsten Kapitel werde ich untersuchen, ob eine übermäßig komplexe staatliche Marktregulierung nicht in Wirklichkeit genau die Krankheit ist, die sie vorgeblich heilen soll. Der Rechtsstaat hat viele Feinde, aber zu den gefährlichsten gehören die Verfasser langer, umfangreicher Gesetzestexte.


  * Bei diesen Angaben sind die massiven Schulden, die von privaten Haushalten sowie von Unternehmen angehäuft worden sind, nicht berücksichtigt. Berechnet man sie mit ein, ergibt sich eine in der Geschichte beispiellose Verschuldung: in Japan von 512 Prozent des BIP, in Großbritannien von 507 Prozent, in Frankreich von 346 Prozent, in Italien von 314 Prozent, in den Vereinigten Staaten von 279 Prozent und in Deutschland von 278 Prozent.


  ** Wenige Monate nach dem Putsch in Mali im März 2012 fiel mir eine Beobachtung eines amerikanischen Anthropologen in Bamako auf: »Unter jungen Leuten verbreitet sich die Ansicht, dass die politische Klasse ihnen ihre Zukunft nimmt.« Diese Wahrnehmung wird eines Tages auch in der US-Politik eine große Rolle spielen.


  


  
    
      Die darwinistische Wirtschaft
    

  


  
    
      Die Deregulierungsillusion
    

  


  Welches ist das größte Problem, vor dem die Weltwirtschaft heute steht? Wenn man manchen Leuten zuhört, könnte man meinen, die richtige Antwort laute: eine ungenügende Regulierung des Finanzwesens. Einer ganzen Reihe einflussreicher Kommentatoren zufolge liegt die Ursache der Finanzkrise, die 2007 ausbrach – und immer noch nicht vorüber zu sein scheint –, in Weichenstellungen, die in den frühen 1980er Jahren vorgenommen worden sind und zu einer weitgehenden Deregulierung der Finanzmärkte führten. Davor, in der guten alten Zeit, so sagt man uns, sei das Bankwesen »langweilig« gewesen. In den Vereinigten Staaten habe das Glass-Steagall-Gesetz von 1933 die Tätigkeit von Geschäfts- und Investmentbanken getrennt, bis es 1999 – angeblich unheilvollerweise – aufgehoben wurde.


  »Die Gesetzesänderungen der Reagan-Ära beendeten die New-Deal-Beschränkungen der Hypothekenvergabe«, stellte Paul Krugman, Ökonom in Princeton, fest. »Erst nach der Deregulierung unter Reagan verschwand die Sparsamkeit aus dem American Way of Life …« Auch die Tatsache, dass das Finanzsystem mit zu wenig Kapital zu große Risiken einging, sei »hauptsächlich der Deregulierung der Reagan-Ära zu verdanken«.1 In einer anderen seiner Zeitungskolumnen schaute Krugman wehmütig auf die »lange Periode der Stabilität nach dem Zweiten Weltkrieg« zurück. Sie »beruhte auf einer Kombination aus einer Einlagensicherung, die die Gefahr eines Bankenruns ausschloss, und strenger Regulierung von Bankbilanzen, einschließlich der Beschränkung riskanter Kreditvergaben und des Leverage, also der Fähigkeit von Banken, Investitionen mit geborgten Mitteln zu finanzieren«.2 Es war tatsächlich ein goldenes Zeitalter, denn die »Ära langweiliger Bankgeschäfte war zugleich eine Ära spektakulären ökonomischen Fortschritts«.3 »In der Nachkriegsgeneration, einer Ära, in der die Banken streng reguliert waren und es kaum privates Beteiligungskapital gab, wuchs die allgemeine wirtschaftliche Produktivität in Amerika schneller als jemals zuvor, seit unser politisches System beschlossen hat, dass Gier gut sei.«4


  Krugman steht mit seiner Ansicht keineswegs allein da. Simon Johnson hat in seinem Buch 13 Bankers eine verheerende Bilanz der finanziellen Rücksichtslosigkeit gezogen.5 Auch Richard Posner aus Chicago ist in den Chor derjenigen eingefallen, die das Glass-Steagall-Gesetz wieder einführen wollen.6 Sogar Sandy Weill, der Architekt des Giganten Citigroup, hat widerrufen.7 Der erste Entwurf der Geschichte der Finanzkrise besagt also: Schuld hat die Deregulierung. Die seit 1980 ungezügelten Finanzmärkte seien Amok gelaufen, die Banken seien ins Wanken geraten und hätten ausgelöst werden müssen. Es sei Zeit, die Märkte wieder an die Kandare zu nehmen.


  Wie im Folgenden deutlich werden wird, habe ich nicht die Absicht, die Banker reinzuwaschen. Aber ich halte diesen Geschichtsentwurf zum größten Teil für falsch. Erstens fällt es schwer, ein bedeutendes Ereignis während der Krise zu finden, das nicht auch mit einem in Kraft befindlichen Glass-Steagall-Gesetz hätte eintreten können. Bear Stearns und Lehman Brothers etwa waren reine Investmentbanken, die auch vor 1999 durch Missmanagement hätten ruiniert werden können. Gleiches gilt für Countrywide, Washington Mutual und Wachovia, Kreditanstalten, die bankrottgingen, ohne dem Investmentbanking zu frönen. Zweitens ist die Behauptung, die Leistung der amerikanischen Wirtschaft vor Ronald Reagan habe wegen der strengeren Kontrolle der Banken vor 1980 solche Erfolge gefeiert, einfach lachhaft. Gewiss wuchs die Produktivität zwischen 1950 und 1979 schneller als zwischen 1980 und 2009. Aber in den 1980er und 1990er Jahren stieg sie schneller als in den 1970er Jahren. Anders als Paul Krugman denke ich, dass noch einige andere Faktoren auf die Entwicklung der Produktivität in den vergangenen siebzig Jahren einwirkten: Technologische Veränderungen, Bildungstendenzen und Globalisierung etwa gehören zu den sofort ins Auge springenden Aspekten. Aber wenn ich ähnlich schlicht argumentieren wollte wie Krugman, könnte ich triumphierend darauf hinweisen, dass Kanada beispielsweise weit strengere Vorschriften für sein Banksystem aufrechterhalten hat als die Vereinigten Staaten – um den Preis einer dauerhaft geringeren Produktivität.


  In den Augen eines Briten ist die Theorie, regulierte Märkte würden rasches Wachstum hervorbringen, während Deregulierung in die Krise führe, alles andere als einleuchtend. Das britische Bankwesen war bis 1989 ebenfalls streng reguliert. Die alte City of London wurde durch ein ausgeklügeltes Netz von traditionellen, zunftähnlichen Einschränkungen behindert. Die Geschäftsbanken – Mitglieder des illustren Accepting Houses Committee – beschäftigten sich, zumindest nominell, mit der Entgegennahme von Handelsrechnungen und der Ausgabe von Staatsanleihen und Aktien. Geschäfts- oder Privatkundenbanken wurden von einem Kartell der großen Banken kontrolliert, das die Zinssätze für Einlagen und Kredite festlegte. An der Börse traten die Akteure entweder als Jobber (Kursmakler) oder als Broker (Börsenhändler) in Erscheinung – aber niemals als beides zugleich. Über all diese Gentleman-Kapitalisten wachte die Regierung der Bank von England mit nachsichtigem, nur gelegentlich strengem Direktorenblick. Wer sich nicht gentlemanlike verhielt, musste allenfalls mit einer indigniert gehobenen Augenbraue dieser würdevollen Institution rechnen.8


  Ergänzt wurden diese Konventionen von einer verwirrenden Vielzahl von Gesetzesvorschriften, die vor, während und nach dem Zweiten Weltkrieg eingeführt worden sind. Das Börsenkontrollgesetz von 1947 schränkte Transaktionen in Fremdwährungen bis 1979 streng ein. Auch nach dem Zusammenbruch des in Bretton Woods beschlossenen Systems fester Wechselkurse griff die Bank von England regelmäßig ein, um den Kurs des Pfunds zu beeinflussen. Das Bankwesen wurde vom Unternehmensgesetz von 1948, vom Gesetz zur Betrugsprävention (bei Investitionen) von 1958 sowie vom Unternehmensgesetz von 1967 reguliert. 1963 wurde mit dem Einlageschutzgesetz eine weitere Schicht von Vorschriften hinzugefügt, die Firmen im Einlagegeschäft betraf, die nach den verwickelten Bestimmungen, die als »Schedule 8« und »Section 127« bekannt sind, nicht als Banken galten.9 Nach dem Bericht des Radcliffe-Komitees von 1959, in dem die traditionellen Instrumente der Geldpolitik für ungenügend erklärt wurden, führte man eine Obergrenze für Bankkredite ein,10 aber auch Konsumentenkredite (die zumeist im Zusammenhang mit Ratenkäufen gewährt wurden) waren streng reguliert. Banken, die von der Bank von England als solche anerkannt wurden, hatten eine Liquiditätsquote von 28 Prozent einzuhalten, was in der Praxis bedeutete, dass sie große Mengen britischer Staatsanleihen halten mussten.


  Von einem »spektakulären ökonomischen Fortschritt« konnte in dieser Ära der Finanzregulierung nicht die Rede sein. Im Gegenteil, bei Licht besehen waren die 1970er Jahre in Großbritannien das finanziell katastrophalste Jahrzehnt seit den 1820er Jahren. In diesem Jahrzehnt gab es nicht nur eine große Bankenkrise, sondern auch einen Börsenkrach, eine geplatzte Immobilienblase und eine zweistellige Inflationsrate. Abgerundet wurde das alles durch das Eingreifen des Internationalen Währungsfonds im Jahr 1976. Diese Ära hatte ihre eigenen Bernie Madoffs, Bear Stearns und Lehman Brothers, obwohl sich heute kaum noch jemand an Gerald Caplan von London and County Securities, an Cedar Holdings oder den Triumph Investment Trust erinnert. Zugegeben, die Krise im Finanzierungsgeschäft war zum Teil auf eine verpfuschte Änderung der Bankenregulierung durch die Regierung unter Edward Heath zurückzuführen. Aber es wäre völlig falsch, sie als Deregulierung zu bezeichnen; das neue – vielsagend als »Wettbewerbs- und Kreditkontrolle« bezeichnete – System war noch verzwickter als das alte. Darüber hinaus spielten haarsträubende Fehler in der Geld- und Fiskalpolitik auch in der anschließenden Krise eine große Rolle. Meiner Ansicht nach lautet die Lehre aus den 1970er Jahren nicht, dass Deregulierung schlecht ist, sondern dass schlechte Regulierung schlecht ist, insbesondere im Zusammenhang mit schlechter Geld- und Fiskalpolitik.11 Und dies gilt auch für unsere gegenwärtige Krise.


  
    
      Eine regulierte Krise
    

  


  Tatsächlich liegt die Ursache der 2007 ausgebrochenen Finanzkrise in übermäßig komplexen Vorschriften. Eine ernstzunehmende Geschichte der Krise müsste mindestens fünf Kapitel über die perversen Folgen der Regulierung enthalten:


  Erstens hatten die Manager großer, börsennotierter Banken einen beträchtlichen Anreiz, den Shareholder-Value zu maximieren, da ihr eigenes Vermögen und Einkommen zum großen Teil aus Aktien und Aktienoptionen ihrer Unternehmen bestand. Der einfachste Weg, dies zu tun, bestand darin, die Aktivitäten der Banken im Verhältnis zu ihrem Kapital zu maximieren. In der gesamten westlichen Welt nahmen die Bankbilanzen relativ zum Eigenkapital schwindelerregende Ausmaße an. Wie war dies möglich? Die Antwort lautet, dass die Vorschriften es ausdrücklich erlaubten. Genauer gesagt, gestattete Basel I, der Basler Akkord des Ausschusses für Bankenaufsicht von 1988, den Banken, im Vergleich zum Eigenkapital große Mengen von Einlagen zu halten, vorausgesetzt, ihr Risiko wurde als gering eingestuft – wie beispielsweise dasjenige von Staatsanleihen.


  Zweitens wurde den Banken 1996 durch eine Änderung der Vorschriften von Basel I zugestanden, ihre Kapitalunterlegung auf der Grundlage ihrer internen Risikoeinschätzungen selbst zu bestimmen. In der Praxis bedeutete dies, dass die Risikoabwägung aufgrund der von privaten Ratingagenturen vorgenommenen Bewertungen der jeweiligen Wertpapiere – und später der strukturierten Finanzprodukte – erfolgte.


  Drittens entwickelten die Zentralbanken – mit der amerikanischen Federal Reserve an der Spitze – eine besonders einseitige Doktrin der Geldpolitik, der zufolge sie, wenn die Börsenkurse fielen, mit einer Reduzierung der Zinssätze gegensteuern mussten. Stiegen die Kurse, sollten sie dagegen nicht eingreifen, solange sich keine Angst vor einer sogenannten »Kerninflation« (die Veränderungen der Lebensmittel- und Energiepreise ausblendete sowie die Blase der Hauspreise völlig außer Acht ließ) ausbreitete. Dies ist der sprichwörtliche »Greenspan put« (später »Bernanke put«), dem zufolge die US-Notenbank interveniert, um den Aktienmarkt zu stützen, aber nicht, um eine Vermögensblase zu verringern. Die Fed sollte sich nur um die Inflation der Konsumentenpreise kümmern, aus irgendeinem unerfindlichen Grund aber nicht um die Inflation der Hauspreise.


  Viertens hat der US-Kongress Gesetze verabschiedet, die dazu bestimmt waren, es Familien mit niedrigem Einkommen – insbesondere Familien, die ethnischen Minderheiten angehören oder sonstwie benachteiligt waren – zu ermöglichen, sich ein eigenes Haus zu kaufen. Der Hypothekenmarkt wurde durch die »staatlich geförderten Wirtschaftseinheiten« Fannie Mae und Freddie Mac erheblich verzerrt. Beide Parteien betrachteten dies aus sozialen und politischen Gründen als wünschenswert, und keine von ihnen bedachte, dass sie Haushalte mit niedrigem Einkommen ermutigten, große, kreditfinanzierte, ungesicherte und einseitige Wetten auf den amerikanischen Immobilienmarkt abzuschließen.


  Eine letzte Schicht der Marktverzerrung zog die chinesische Regierung ein, die massiv in den Dollar investierte, um zu verhindern, dass die eigene Währung im Verhältnis zum Dollar aufgewertet wurde. Dadurch sollte vor allem die Wettbewerbsfähigkeit chinesischer Waren auf westlichen Märkten sichergestellt werden. Und China war nicht das einzige Land, das sich dafür entschied, seine Überschüsse in Dollar anzulegen. Die unbeabsichtigte Folge dieser Politik war, dass die Vereinigten Staaten eine astronomische Kreditlinie erhielten. Da die Überschussländer zum großen Teil Staatsanleihen erwarben, wurden die Zinssätze dieser Papiere künstlich niedriggehalten, und da Hypothekenzinsen eng mit den Zinssätzen der Staatsanleihen verknüpft sind, trug »Chimerica«, wie ich diese merkwürdige ökonomische Partnerschaft zwischen China und Amerika genannt habe, dazu bei, die ohnehin schon entstehende Blase auf dem Immobilienmarkt noch weiter aufzublähen.


  Das einzige Kapitel dieser Geschichte, das zur Behauptung passt, die Deregulierung sei schuld an der Finanzkrise, ist die Nicht-Regulierung des Handels mit Derivaten wie den Kreditausfall-Swaps. Der Versicherungsriese AIG kam in Schwierigkeiten, weil sein Londoner Ableger riesige Mengen von falsch ausgepreisten Versicherungen gegen Ereignisse verkaufte, die ins Reich der nicht versicherbaren Ungewissheiten fielen. Gleichwohl glaube ich nicht, dass dies als eine der Hauptursachen der Krise anzusehen ist. Der Schlüssel zur Krise waren die Banken, und die Banken waren reguliert.*


  Das Thema der Derivate ist wichtig, weil hochgeachtete Persönlichkeiten wie Paul Volcker und Adair Turner den ökonomischen und gesellschaftlichen Nutzen der meisten, wenn nicht aller in jüngster Zeit erzielten Fortschritte im Finanzwesen in Zweifel gezogen haben, einschließlich des Derivatemarkts.12 Ich stehe finanziellen Innovationen weit weniger ablehnend gegenüber als sie. Die modernen Methoden des Risikomanagements, so weit stimme ich ihnen zu, waren in vieler Hinsicht mangelhaft, zumal sie von Leuten missbraucht wurden, die die zugrunde liegenden vereinfachenden Annahmen und Kriterien, wie den Risikowert, nicht beachteten (oder nicht kannten). Aber man kann das moderne Finanzwesen so wenig hinwegwünschen, wie man Amazon und Google verbieten kann, um den Lebensunterhalt von Buchhändlern und Bibliothekaren zu schützen.


  Die Frage ist, ob zusätzliche Vorschriften von der Art, wie sie gegenwärtig ausgearbeitet und umgesetzt werden, die Situation verbessern, indem sie Häufigkeit und Ausmaß künftiger Finanzkrisen verringern. Ich halte dies für höchst unwahrscheinlich. Tatsächlich würde ich sogar noch weitergehen und behaupten, dass die neuen Vorschriften genau den gegenteiligen Effekt haben.


  Das Problem liegt weniger in den Finanzinnovationen denn in den Finanzvorschriften. Die Risikomanagementmodelle des Privatsektors waren zweifellos unvollkommen, wie die Finanzkrise vor Augen geführt hat. Aber staatliche Modelle waren so gut wie nicht vorhanden, und da der Gesetzgeber und die Regulierer selbst unter nahezu völliger Missachtung des »Gesetzes der unbeabsichtigten Folgen« handelten, trugen sie unwillentlich dazu bei, in der gesamten entwickelten Welt eine Immobilienblase zu schaffen.13


  Die Frage lautet also nicht: »Sollten die Finanzmärkte reguliert werden?«, denn so etwas wie einen nicht-regulierten Finanzmarkt gibt es nicht und gab es nie – selbst im alten Mesopotamien nicht –, wie jeder weiß, der sich eingehender mit der Wirtschaftsgeschichte befasst hat. In Adam Smiths Schottland wurde lebhaft darüber debattiert, welche Regulierung dem Papiergeldsystem angemessen sei. Tatsächlich hat der Begründer des Konzepts der freien Marktwirtschaft nach der Ayr-Bank-Krise von 1772 selbst eine Reihe ausgesprochen strenger Vorschriften für das Bankwesen vorgeschlagen.14 Ohne Regeln für die Erzwingung der Schuldenrückzahlung und die Bestrafung von Betrug kann es kein Finanzwesen geben. Ohne Beschränkungen für das Management von Banken würden einige von ihnen bei einer Rezession ins Wanken geraten, allein schon wegen der unterschiedlichen Laufzeiten von Anlagen und Verbindlichkeiten. Dieses Missverhältnis ist seit der Entstehung des »fractional reserve banking« (bei dem nur ein Teil der Kundeneinlagen als Reserve beiseitegelegt wird) dem Bankwesen inhärent. Die richtige Frage, die man sich stellen sollte, lautet: »Welche Art von Regulierung funktioniert am besten?«


  Heute, so scheint mir, neigt man allgemein dazu, Komplexität über Einfachheit zu stellen, Regeln über Ermessen, Verhaltenskodizes über individuelle und körperschaftliche Verantwortung. Meiner Ansicht nach beruht diese Haltung auf einem falschen Verständnis der Funktionsweise von Finanzmärkten. Mir fällt dabei ein, was der große Wiener Satiriker Karl Kraus einmal über die Psychoanalyse gesagt hat: Sie sei die Krankheit, die sie zu heilen vorgebe. Dies gilt, denke ich, auch für die übermäßig komplexe Regulierung des Finanzwesens: Sie ist die Krankheit, die zu heilen sie vorgibt.


  
    
      Wer reguliert die Regulierer?
    

  


  »Wir können uns nicht selbst kontrollieren. Sie müssen einspringen und die Wall Street kontrollieren.«15 So John Mack, der ehemalige Vorstandsvorsitzende der Investmentbank Morgan Stanley, im November 2009 in New York. Die Gesetzgeber im US-Kongress gehorchten und verabschiedeten im Juli 2010 das Wall-Street-Reform- und Konsumentenschutzgesetz (nach den beiden Hauptverfechtern im Senat beziehungsweise Repräsentantenhaus Dodd-Frank-Gesetz genannt).


  Gedacht war das Dodd-Frank-Gesetz dazu, »durch Verbesserung der Verantwortlichkeit und Transparenz im Finanzsystem die finanzielle Stabilität der Vereinigten Staaten zu fördern, das ›Zu groß zum Scheitern‹ [von Institutionen] zu beenden, durch die Beendigung des Bail-out den amerikanischen Steuerzahler zu schützen, die Konsumenten vor missbräuchlichen Praktiken der Finanzdienstleister zu bewahren, und zu anderen Zwecken«. Tatsächlich ist es jedoch ein nahezu perfektes Beispiel für die übermäßige Komplexität von Vorschriften. Es verlangt, dass die regulierenden Behörden 243 Vorschriften ausarbeiten, 67 Studien durchführen und regelmäßig 22 Berichte verfassen. Es streicht einen Regulierer, schafft dafür aber zwei neue und legt genauestens fest, wie die »ordentliche Liquidation« eines »systemisch bedeutsamen Finanzinstituts« (systemic important financial institute, SIFI) zu geschehen hat. Es stellt eine abgeschwächte Version der sogenannten Volcker-Vorschrift dar, die SIFIs den Eigenhandel sowie die Finanzierung und den Besitz von Anteilen an Private-Equity- und Hedgefonds verbietet. Aber das ist noch längst nicht alles.


  Gemäß Paragraph 232 muss jede Regulierungsbehörde ein »Büro für die Beteiligung von Minderheiten und Frauen« einrichten, um unter anderem die »vermehrte Beteiligung von Unternehmen, die Minderheitenangehörigen oder Frauen gehören, an den Programmen und Verträgen der Behörde« sicherzustellen. Wenn man nicht wie IWF-Chefin Christine Lagarde glaubt, dass es nie zur Krise gekommen wäre, wenn die bekannteste gescheiterte Bank nicht Lehman Brothers, sondern Lehman Sisters geheißen hätte, könnte man sich durchaus fragen, wie dieser spezielle Paragraph des Dodd-Frank-Gesetzes »die finanzielle Stabilität der Vereinigten Staaten … fördern« soll.


  Gleiches gilt für Paragraph 750, der die Bildung einer neuen ressortübergreifenden Arbeitsgruppe vorsieht, die »eine Studie über die Aufsicht über existierende und voraussichtliche Kohlemärkte« anfertigen sollte, »um einen effizienten, sicheren und transparenten Kohlemarkt zu gewährleisten«. Oder für Paragraph 1502, in dem festgestellt wird, dass Waren als »DRC conflict free« etikettiert werden können, wenn sie keine »Konfliktrohstoffe« enthalten, »die direkt oder indirekt bewaffnete Gruppen in der Demokratischen Republik Kongo oder einem Nachbarland finanzieren oder ihnen zugutekommen«. Selbstverständlich sind Blutdiamanten schlecht, ebenso wie rassische oder sexuelle Diskriminierung, ganz zu schweigen vom Klimawandel. Aber war dies wirklich der richtige Kontext, um sich damit zu beschäftigen?


  Im zweiten Teil des Dodd-Frank-Gesetzes wird auf fast achtzig Seiten bis ins Kleinste dargelegt, wie SIFIs abgewickelt werden können, ohne ein derartiges Erdbeben auszulösen wie die Pleite von Lehman Brothers. Letzten Endes überträgt das Gesetz die Verantwortung dem Finanzministerium, der staatlichen Einlagenversicherung sowie dem Distriktgericht und den Berufungsgerichten des Distrikts Columbia. Wenn das Finanzministerium und die Einlagenversicherung einmütig zu der Ansicht gelangen, dass der Zusammenbruch einer Finanzfirma eine allgemeine Instabilität zur Folge hätte, können sie die Kontrolle über sie übernehmen. Legt die Firma Widerspruch ein, haben die Washingtoner Gerichte einen Tag Zeit, um darüber zu befinden, ob der Übernahmebeschluss berechtigt ist. Zu enthüllen, dass ein solches Verfahren anhängig ist, steht unter Strafe. Wie diese ungewöhnliche Vorgehensweise die Prozedur bei einem regulären Bankrott verbessern soll, geht über meinen Verstand.16 Vielleicht sollte man SIFI besser »SCI-FI« schreiben.


  Wie gesagt, waren die am stärksten regulierten Institutionen im Finanzsystem auch am stärksten gefährdet: nicht die Hedgefonds, sondern die Großbanken auf beiden Seiten des Atlantiks. Der amerikanischen politischen Klasse passt es freilich mehr als nur ein bisschen in den Kram, dass die Krise der Deregulierung und den aus ihr folgenden Exzessen der Banker angelastet wird. Nicht nur wird so der Schwarze Peter weitergeschoben. Es bietet auch eine Rechtfertigung für noch mehr Regularien. Aber die alte Frage »Quis custodiet ipsos custodes?« ist auch hier angebracht: Wer reguliert die Regulierer?


  Wenden wir uns einem anderen Regelwerk zu. Gemäß dem Reformpaket Basel III für Bankenstandards, das zwischen 2013 und Ende 2018 in Kraft treten soll, werden die 29 größten Banken der Welt zusätzlich 566 Milliarden Dollar neues Kapital aufbringen oder Vermögenswerte in Höhe von 5,5 Billionen Dollar abgeben müssen. Laut der Ratingagentur Fitch stellt dies im Vergleich zum Stand von Ende 2011 einen Anstieg des Eigenkapitals der Banken um 23 Prozent dar.17 Gewiss sind Großbanken seit 1980 häufig unterkapitalisiert – oder, anders gesagt, übermäßig leveraged oder fremdkapitalisiert. Aber es ist alles andere als klar, wie der Zwang, mehr Eigenkapital vorzuhalten und weniger Kredite zu vergeben, mit dem Ziel eines nachhaltigen Wirtschaftsaufschwungs vereinbar sein soll, ohne den die Finanzstabilität in den Vereinigten Staaten und noch viel weniger in Europa wohl kaum wiederhergestellt werden kann.


  In allen derartigen Vorschriften lauert das Gesetz der unbeabsichtigten Folgen. Was ist, wenn diese Regulierung das systemische Risiko von SIFIs nicht verringert, sondern vergrößert? Zu den vielen Bestimmungen von Basel III gehört die Forderung, dass Banken in guten Zeiten Kapital ansammeln sollen, um in schlechten Zeiten einen Puffer zu haben. Als spanische Bankenregulierer diese Neuerung vor einigen Jahren einführten, wurde sie weithin begrüßt. Mehr muss dazu nicht gesagt werden.


  
    
      Unintelligentes Design
    

  


  Im vorangegangenen Kapitel habe ich den Wert von Mandevilles Bienenfabel als Allegorie der Funktionsweise guter politischer Institutionen aufzuzeigen versucht. Jetzt möchte ich eine weitere biologische Metapher einführen. In seiner Autobiographie hat Charles Darwin selbst hervorgehoben, dass er sich von den Ökonomen seiner Zeit inspirieren ließ, vor allem von Thomas Malthus, dessen Bevölkerungsgesetz er 1838 »zum Vergnügen« gelesen hatte. »Weil ich«, erinnerte sich Darwin später, »durch meine lange Beobachtung der Verhaltensweisen von Tieren und Pflanzen wohl darauf vorbereitet war, anzuerkennen, dass ein Kampf ums Dasein überall stattfindet, wurde mir sofort deutlich, dass unter solchen Bedingungen vorteilhafte Variationen eher erhalten bleiben und unvorteilhafte eher vernichtet werden. Das Ergebnis dieser Tendenz musste die Bildung neuer Arten sein. Jetzt hatte ich endlich eine Theorie, mit der ich arbeiten konnte …«18


  Walter Bagehot, der Herausgeber des Economist, war nur einer von vielen viktorianischen Zeitgenossen Darwins, die umgekehrt eine Parallele von dessen Evolutionstheorie zur Wirtschaft zogen. Wie er einmal bemerkte, war die »rohe und gemeine Struktur des englischen Verkehrs … das Geheimnis seines Lebens; denn sie enthält die ›Geneigtheit zur Variation‹, welche im menschlichen wie im Tierreiche das Prinzip des Fortschritts ist«.19 Wir werden weiter unten mehr von Bagehot hören.


  In der Tat gibt es zwischen einem Finanzmarkt und der Natur, wie Darwin sie beschrieb, mehr als bloß oberflächliche Ähnlichkeiten. Wie die wilden Tiere in der Serengeti befinden sich Einzelne und Unternehmen in einem ständigen Existenzkampf, einem Wettstreit um begrenzte Ressourcen. Es findet eine natürliche Auslese statt insofern, als jede Neuerung (in der Natur jede Mutation) gedeihen oder untergehen kann, je nachdem, wie gut sie an die Umwelt angepasst ist. Welche Merkmale haben Finanzwelt und ein wahrhaft evolutionäres System gemeinsam? Wie ich andernorts bereits ausgeführt habe,20 gibt es mindestens sechs:


  


  
    	»Gene« – in dem Sinn, dass bestimmte Bestandteile einer Unternehmenskultur die gleiche Rolle spielen wie Gene in der Biologie, indem sie die Speicherung von Informationen und ihre Weitergabe von Individuum zu Individuum oder von Firma zu Firma ermöglichen;


    	das Potential zu spontaner »Mutation«, die in der Wirtschaft in Form von Innovationen auftritt, meistens, wenn auch keineswegs immer auf technologischem Gebiet;


    	den Wettstreit zwischen Individuen einer Art um Ressourcen, wobei die Langlebigkeit und Verbreitung darüber entscheiden, welches Geschäftsmodell Bestand hat;


    	einen Mechanismus der natürlichen Auslese durch die Marktanpassung von Kapital und menschlichen Ressourcen sowie die Möglichkeit des Todes im Fall geringer Leistungen – also »differentielles Überleben«;


    	das Vermögen der Artenbildung, die zur Schaffung völlig neuer »Arten« von Finanzinstitutionen führt;


    	die Möglichkeit des Artentods, des völligen Aussterbens bestimmter Arten.

  


  Manchmal erlebt die finanzielle oder die natürliche Evolution große Störungen in Form von geopolitischen Schocks und Finanzkrisen. Der Unterschied ist natürlich, dass Asteroiden aus dem All kommen, während Finanzkrisen im System begründet sind. Die Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre und die Inflation der 1970er Jahre stechen als Perioden großer Diskontinuität hervor, in denen es zu einem »Massensterben« kam – im ersteren Fall durch eine Bankpanik, im zweiten durch Sparkassenzusammenbrüche. Auch in unserer Zeit hat offenbar ein vergleichbarer Bruch stattgefunden. Aber wo ist das Massensterben? In der Finanzwelt herrschen immer noch die Dinosaurier.


  Dies liegt daran, dass die Evolution im Finanzwesen anders als in der Natur, wo sie in einer gnadenlosen Umgebung stattfindet, mit einem regulierenden Rahmenwerk versehen ist, in dem – um einen Begriff der antidarwinistischen Kreationisten aufzugreifen – »intelligentes Design« eine Rolle spielt. Aber wie intelligent ist dieses Design? Die Antwort lautet: nicht intelligent genug, um die Evolution steuern zu können. Tatsächlich ist es sogar dumm genug, ein fragiles System noch fragiler zu machen.


  Man sehe es einmal auf diese Weise: Das regulierende Rahmenwerk der Periode nach 1980 ermutigte viele Banken, ihre Bilanzsumme im Verhältnis zum Eigenkapital zu erhöhen. Dies geschah in den verschiedensten Ländern, von Deutschland über Spanien bis zu den Vereinigten Staaten. (Für die Geschehnisse in Madrid und Berlin kann man wirklich nicht Ronald Reagan die Schuld geben.) Als der Preis der durch Immobilien abgesicherten Anlagen sank und kurzfristige Refinanzierungen schwieriger wurden, drohten den Banken Illiquidität und Insolvenz. Die Regierungen stellten fest, dass sie die Wahl hatten zwischen einer Wiederholung der Großen Depression mit einer großen Zahl von Bankzusammenbrüchen einerseits und der Stützung der Banken andererseits. Sie entschieden sich für die zweite Option. Von undankbaren Wählern (die immer noch nicht zu würdigen wissen, wie viel schlimmer alles hätte kommen können, wenn die »zu großen« Banken tatsächlich pleitegegangen wären) gescholten, arbeiten die Gesetzgeber jetzt an Vorschriften, durch die künftige Bail-Outs vermieden werden sollen.


  Im Dodd-Frank-Gesetz wird unmissverständlich festgeschrieben, dass der Steuerzahler beim nächsten Mal, wenn eine SIFI bankrottgeht, keinen Cent zahlen wird. Wer bezahlen soll, ist unklar. Paragraph 214 ist diesbezüglich (gnädigerweise) zweideutig: »Alle Mittel, die bei der Liquidation eines Finanzunternehmens gemäß diesem Abschnitt ausgegeben werden, werden aus der Verfügungsmasse eines solchen Finanzunternehmens wieder eingebracht oder auf den Finanzsektor umgelegt.« Was aber ist mit den Inhabern von Bankanleihen, für deren Schutz 2008/09 so viel getan wurde? Vorsorglich ordnet das Dodd-Frank-Gesetz eine Untersuchung darüber an. Immerhin ist kaum nachzuvollziehen, wie diese Anleiheinhaber einen herben Verlust vermeiden sollen, wenn eine staatliche Stützung von bankrotten SIFIs ausgeschlossen wird. Aber falls dies zutrifft, müssen die Kapitalkosten für Großbanken risikobedingt steigen, auch wenn ihre Eigenkapitalrendite sinkt. So hat man in der Absicht, die Instabilität zu verringern, doch nur die Fragilität vergrößert.


  Eine verwandte Betrachtungsweise versteht das Finanzwesen als hochkomplexes System aus einer großen Zahl interagierender Komponenten, die asymmetrisch in einem Netzwerk organisiert sind.21 Dieses Netzwerk operiert irgendwo zwischen Ordnung und Unordnung, am Rand des Chaos. Solche komplexen Systeme können eine Zeitlang den Anschein erwecken, als würden sie problemlos funktionieren, sich im Gleichgewicht befinden und sich in Reaktion auf positive Rückkopplungsschleifen ständig anpassen. Doch es kommt der Augenblick, in dem sie »kritisch werden«. Schon eine leichte Störung kann eine »Übergangsphase« vom gutartigen Gleichgewicht zur Krise einleiten, besonders dort, wo die Netzwerkknoten »fest verknüpft« sind. Wenn sich die Wechselwirkung in einem Netzwerk verstärkt, können Belastungen rasch zu einer »Komplexitätskatastrophe« führen.


  Allen komplexen Systemen in der Natur – vom Termitenhügel über große Wälder bis zum menschlichen Nervensystem – sind bestimmte Eigenschaften gemeinsam. Ein kleiner Input in solche Systeme kann riesige, unerwartete Veränderungen hervorrufen. Kausalbeziehungen sind oft nichtlinear. Tatsächlich meinen manche Theoretiker sogar, komplexe Systeme seien gänzlich nichtdeterministisch, das heißt, aufgrund von Daten aus der Vergangenheit Voraussagen über ihr künftiges Verhalten zu machen sei so gut wie unmöglich. Wird der nächste Waldbrand klein oder groß sein, ein Lagerfeuer oder ein Flächenbrand? Man kann es nicht mit Sicherheit sagen. Gleiches scheint auch für Erdbeben und Epidemien zu gelten.22


  Wie sich herausstellt, verhält es sich mit Finanzkrisen ganz ähnlich. Das sollte uns nicht überraschen. Heterodoxe Ökonomen wie W. Brian Arthur vertreten seit Jahren die Auffassung, dass eine komplexe Wirtschaft durch die Interaktion versprengter Akteure, das Fehlen jeglicher zentralen Kontrolle, eine Vielzahl von Organisationsebenen, ständige Anpassung, die unablässige Schaffung neuer Marktnischen und das Fehlen eines allgemeinen Gleichgewichts gekennzeichnet ist. So gesehen, sind die Wall Street und die City of London, wie Andrew Haldane von der Bank von England erklärt hat, Bestandteile eines der komplexesten Systeme, welche die Menschheit jemals hervorgebracht hat (siehe Diagramm 2.1).23 Und das Zusammenspiel von Konzentration, Interbankkrediten, Finanzinnovationen und technologischer Beschleunigung macht es zu einem besonders crashgefährdeten Gebilde.


  
    
      Die Vernetzung des internationalen Finanzsystems
    

  


  [image: ]


  
    
      Diagramm 2.124
    

  


  Wiederum unterscheiden sich Natur und Finanzwelt durch die Rolle der Regulierungen. Vorschriften sollen die Anzahl und Größe von Finanzwaldbränden verringern. Allerdings können sie, wie gesehen, auch genau das Gegenteil bewirken. Dies liegt daran, dass die Politik ebenfalls ein recht komplexes System ist. Regulierungsstellen können von denen beeinflusst werden, die sie eigentlich regulieren sollen, nicht zuletzt durch die Aussicht auf gutbezahlte Posten – der Wildhüter wird zum Wilderer – oder dadurch, dass sie sich auf die Daten jener verlassen müssen, die sie regulieren. Der zum Philosophen mutierte Statistiker und Optionshändler Nassim Taleb stellt in seinem Buch Antifragilität die wunderbare Frage: Was ist das Gegenteil von fragil? Die Antwort lautet nicht »robust« oder »stark«, denn diese Worte bedeuten bloß »weniger fragil«. Das wahre Gegenteil von fragil ist »anti-fragil«. Ein System, das bei Störungen stärker wird, ist anti-fragil.25 Es geht darum, dass Regulierungen so gestaltet sein sollten, dass sie die Anti-Fragilität stärken. Die Vorschriften, über die heute nachgedacht wird, bewirken aber das Gegenteil: Sie sind allein schon aufgrund ihrer Komplexität – und ihrer häufig widersprüchlichen Ziele – pro-fragil.


  
    
      Lehren aus der Lombard Street
    

  


  Übermäßig komplizierte Vorschriften können in der Tat die Krankheit sein, die sie heilen sollen. Ebenso wie die Planer des alten sowjetischen Systems aus Gründen, die Friedrich Hayek und János Kornai vor langer Zeit erläutert haben,26 nie hoffen konnten, eine moderne Wirtschaft in all ihrer Komplexität lenken zu können, sind die Regulierer der Nachkrisenwelt dazu verdammt, mit ihren Anstrengungen, das globale Finanzsystem krisenfrei zu machen, zu scheitern. Ihr Wissen ist viel zu begrenzt, um ein derart komplexes System zu managen. Sie werden aus der letzten Krise stets nur lernen können, wie die nächste zu machen ist.


  Gibt es eine Alternative? Ich glaube, ja. Um sie zu finden, müssen wir bis in Darwins Zeit zurückgehen. Walter Bagehot hat in seinem 1873 erschienenen Buch über die Lombard Street mit großem Scharfblick beschrieben, wie sich die City of London in seiner Zeit veränderte. Er erkannte, dass das britische Finanzsystem trotz aller darwinistischen Kraft komplex und fragil war. »Aber«, bemerkte er,


  
    
      genau im Verhältnis zu dieser Macht [des Banksystems] steht dessen Empfindlichkeit, ich könnte wohl sagen, dessen Gefahr … sogar schon zu Ende des Wohlstandes ist die ganze Struktur sehr empfindlich; das ganze eigentümliche Wesen unseres Banksystems ist ein beispielloses Vertrauen zwischen Mensch und Mensch, und wenn dieses Vertrauen aus verborgenen Ursachen sehr geschwächt ist, kann schon ein unbedeutender Zufall schwer verletzen und ein großes Unglück es zeitweise ganz zerstören.27
    

  


  Eine bessere Darstellung eines Bankenruns hat noch niemand geschrieben. Diejenigen, die Bagehots Buch nicht kannten, hatten beim Run auf Northern Rock und Countrywide im Jahr 2007 und dann wieder 2012, als die spanische Bankia das Vertrauen ihrer Einleger verlor, Gelegenheit, selbst zu erleben, wie solch ein Run abläuft. Einer der großen Vorzüge von Bagehots Buch besteht darin, dass er sämtliche Schlüsselinstitutionen des Londoner Geldmarkts unter die Lupe nimmt – die aufstrebenden Aktienbanken, die verschwindenden Privatbanken, die Wechselmakler, die neuen Sparkassen – und ihre Schwächen offenlegt. In der Theorie wäre Bagehot ein System lieber gewesen, in dem jede Institution für sich selbst sorgt, indem sie eine Reserve für den Notfall bildet. Aber in der Praxis hatte sich der Londoner Markt so entwickelt, dass es für die gesamte City nur eine einzige letzte Reserve gab, die Bank von England: »die einzige bedeutende, unangelegte Masse baren Geldes im Lande«.28 Anders gesagt, wie in unserer Zeit bildete die Zentralbank (und hinter ihr der Staat, der sie gegründet hat) in Panikzeiten die letzte Widerstandslinie.


  Indem er die Finanzkrisen eines halben Jahrhunderts untersuchte, wies Bagehot auf brillante Weise nach, dass sich die Rolle der Bank von England als Wächter der nationalen Bargeldreserve erheblich von der Rolle unterschied, die ihr Statut vorsah und die Männer, die sie leiteten, ihr zumaßen. In der Panik von 1825 hatte die Bank das Richtige getan, nur viel zu spät und ohne genau zu wissen, warum es das Richtige war. In jeder der drei Paniken, die der Verabschiedung des Bankengesetzes von 1844 folgten – das vor allem das alleinige Geldausgaberecht der Bank von England festschrieb –, war das Gesetz vorübergehend aufgehoben worden. Wie heute herrschte Unsicherheit darüber, welche Wertpapiere die Zentralbank in einer Krise als Sicherheit akzeptieren sollte. Die Leitungsstruktur der Bank war undurchsichtig. Ihr Präsident und die Direktoren waren selbst keine Banker. (Damals wählte man Kaufleute aus, heutzutage zieht man Akademiker vor – was nicht von allen als Verbesserung betrachtet werden dürfte.) Als 1866 eine SIFI namens Overend Gurney zusammenbrach, waren sie heillos überfordert.


  Bagehots Heilmittel sind klar, auch wenn sie meiner Meinung nach häufig falsch interpretiert werden. Nach seiner berühmten Empfehlung sollte die Zentralbank in einer Krise großzügig Kredite zu hohen Zinssätzen geben: »Bedeutende Verborgungen zu sehr hohen Zinsen sind das beste Mittel gegen die schlimmste Krankheit des Geldmarktes …«29 Heute befolgen wir nur den ersten Teil seines Ratschlags, in dem Glauben, unser System sei in solchem Ausmaß fremdfinanziert, dass hohe Zinssätze es zum Einsturz bringen würden. Bagehot begründete seinen Rat damit, dass hohe Zinsen »die größte Menge von Ansprüchen solcher Personen, die kein Geld notwendig brauchen«, verhindern würden.30 Wenn ich mir all die Banken anschaue, starke und schwache gleichermaßen, die sich heutzutage aus einem scheinbar unbegrenzten Nachschub an nahezu zinslosen Krediten bedienen, verstehe ich, was Bagehot meinte.


  Auch Bagehots übrige Gedanken werden heute ignoriert, insbesondere, welch große Rolle er der Zurückhaltung und der Ermessensfreiheit (im Gegensatz zu fixen Vorschriften) einräumte. Vor allem betonte er die Bedeutung von markterfahrenen Bankdirektoren. »Tüchtige Kaufleute«, erklärte er, »haben ein vorzügliches Urteil über Wechsel und Sicherheiten. Sie kennen stets die fragliche Lage gefährlicher Personen, bemerken schnell die kleinsten Anzeichen schwindelhafter Unternehmungen.« Die Geschäftsführung sollte einem neu einzusetzenden Vizegouverneur, der als eine Art Ständiger Staatssekretär fungieren sollte, übertragen werden, und der Bankrat sollte so zusammengesetzt sein, dass »eine weise Besorglichkeit (apprehensiveness)« gewährleistet wäre.31


  Ferner hat Bagehot wiederholt die »Pflicht …, eine gute Bankreserve zu halten«, hervorgehoben.32 Er pochte jedoch darauf, dass die Größe dieser Reserve nicht mit irgendeiner automatisch anzuwendenden Formel berechnet werden könne, wie es nach dem Bankengesetz von 1844 für die Banknotenmenge der Fall war. Eine ideale Zentralbank würde ein »Besorgnis-Minimum« anstreben, eine vage, nicht genau zu bestimmende Größe, die »kein abstrakter Beweis, keine mathematische Berechnung« liefern könne. »Dies«, fährt er fort,


  
    
      ist auch gar nicht möglich. Kredit ist eine Meinung, die durch Verhältnisse entstand und sich mit diesen Verhältnissen ändert. Der Kreditzustand in je einer bestimmten Zeit ist eine Tatsache, die bloß durch andere Tatsachen genauer zu erkennen und zu bestimmen ist, durch Versuche und Erkundigungen. Auf dieselbe Weise kann uns nur Erfahrung lehren, welcher Reservebetrag Vertrauen zu erwecken und zu verbreiten im Stande sei; über einen solchen Gegenstand kann man also nur durch unaufhörliche Beobachtung des öffentlichen Geistes und der bei jeder Konjunktur auf ihn wirkenden Einflüsse zu richtigen Urteilen und Schlüssen kommen.33
    

  


  Genauso wenig sollte der Diskontsatz der Bank, das heißt der Zinssatz, zu dem sie gegen hochwertige Wertpapiere Geld verlieh, voraussagbar sein. Die Forderung, »dass die Bank [von England] ihren Zinsfuß nach dem des Marktes regeln solle«, sei »immer irrtümlich« gewesen. »Die erste Pflicht der Bank von England war, unsere letzte Bar-Reserve zu schützen und den Zinsfuß für diesen Zweck je nach den Umständen zu erhöhen.«34 Auch dieser sollte, wie die wünschenswerte Größe der Reserve, auf Grundlage der Ermessensfreiheit festgelegt werden.


  Heute sehen manche, wie Laurence Kotlikoff und John Kay, die einzige Rettung in einer grundlegenden Strukturreform unseres Finanzsystems hin zu einem »engen Bankwesen«, wenn nicht zu einer vollständigen Ersetzung der Banken.35 Ich verstehe die intellektuelle Attraktivität dieses Ansatzes. In der Theorie wäre es vielleicht besser, Großbanken aufzuspalten, die Höchstverschuldungsquoten drastisch zu senken und die Wechselbeziehungen zwischen Geschäftsbank und Investmentbanking zu verringern.36 Aber wie Bagehot nehme ich die Welt, wie sie ist, und erwarte nicht, dass das gegenwärtige Modell von Institutionen, die »für die Pleite zu groß« sind und von den Zentralbanken sowie, wenn nötig, vom Staat gestützt werden, in meiner Lebenszeit aufgegeben wird. Unsere Aufgabe besteht, laut Bagehot, darin, »unser Banksystem nach besten Kräften zu benutzen und es möglichst zu vervollkommnen«. Dazu seien »bloß Palliative möglich, so dass es nur darauf ankommt, das beste Palliativ herauszufinden und anzuwenden«.37


  
    
      Verbrechen und Strafe
    

  


  Das Problem, schloss Walter Bagehot sein großartiges Buch, sei »sehr delikater Natur« und seine Lösung »sehr wandelbar und schwierig«.38 Das gilt heute noch. Aber ich denke, eine Rückkehr zu Bagehots Grundsätzen wäre kein schlechter Anfang: Erstens sollten die Zentralbanken als letzte Autorität sowohl im Geld- als auch im Aufsichtssystem gestärkt werden. Zweitens sollte dafür gesorgt werden, dass die Führungskräfte der Zentralbanken sowohl »besorglich« als auch erfahren sind, damit sie auch wirklich handeln, wenn sie ein übermäßiges Kreditwachstum und eine Inflation der Vermögenspreise beobachten. Drittens sollten sie über genügend Spielraum beim Einsatz der hauptsächlichen Zentralbankinstrumente verfügen, also der Kontrolle über die Mindestreserve, den Leitzins und die Wertpapierverkäufe und -ankäufe auf dem offenen Markt. Viertens sollte man ihnen etwas Finanzgeschichte beibringen, so wie Bagehot seinen Lesern.


  Schließlich müssen wir – was Bagehot nicht anzuführen brauchte, da es in seiner Zeit selbstverständlich war – dafür sorgen, dass diejenigen, die mit der Regulierungsbehörde in Konflikt geraten, für ihre Verstöße teuer bezahlen. Diejenigen, die glauben, Ursache der aktuellen Krise sei die Deregulierung, haben in mehr als einer Hinsicht das Problem missverstanden. Zum einen waren fehlgeleitete Vorschriften ein wesentlicher Grund der Krise, zum anderen herrschte ein Gefühl der Unverwundbarkeit, das nicht von der Deregulierung, sondern von der Straflosigkeit hervorgerufen wurde.


  Habgierige Menschen wird es immer geben, in und außerhalb von Banken. In der Regel halten sie sich dort auf, wo das Geld ist – oder vermutet wird. Aber habgierige Menschen begehen nur dann einen Betrug oder Regelverstöße, wenn sie glauben, dass sie damit durchkommen. Die Nichtanwendung existierender Vorschriften – von Gesetzen – ist einer der ärgerlichsten Aspekte der Jahre seit 2007. In den Vereinigten Staaten ist die Liste derjenigen, die wegen ihrer Beteiligung an der Immobilienblase und allem, was aus ihr folgte, ins Gefängnis gesteckt wurden, lächerlich kurz. In Großbritannien war die härteste gegen einen Banker verhängte Strafe die »Aufhebung und Annullierung« des Adelsprädikats – sie traf den früheren CEO der Royal Bank of Scotland, Fred Goodwin.


  Die Bank von England erhielt nie den von Bagehot geforderten mächtigen stellvertretenden Gouverneur. Stattdessen wurde der Gouverneur zu jenem machtvollen Beamten, den Bagehot im Sinn gehabt hatte. Da Gordon Brown die Rolle des Regulierers jedoch der Finanzaufsichtsbehörde übertrug, befindet sich der Gouverneur in der unangenehmen Lage, lediglich eine Forschungsabteilung zur Geldpolitik zu leiten (zu der kürzlich eine Gelddruckerei für den Notfall hinzukam). Auch das amerikanische Federal-Reserve-System hat keine wirklichen Zähne. Die Behörden, deren Aufgabe es ist, Betrugsfälle zu verfolgen, haben sich miserabel geschlagen. Das Ergebnis war, dass nur wenige Übeltäter ernsthaft zur Rechenschaft gezogen wurden.


  Hier sei nur ein Beispiel von vielen angeführt. Im Oktober 2010 hat sich Angelo Mozilo mit der amerikanischen Börsenaufsicht darauf geeinigt, zur Beilegung von Zivilklagen wegen Betrugs und Insiderhandels in seiner Zeit als CEO der zusammengebrochenen Hypothekenbank Countrywide 67,5 Millionen Dollar Strafe zu zahlen. Ein Teil dieser Geldstrafe wurde jedoch nicht von Mozilo selbst beglichen, sondern von der Bank of America, die Countrywide auf dem Tiefpunkt der Finanzkrise übernommen hatte, sowie von Versicherungen. Mozilo hatte zwischen 2000 und 2008 insgesamt knapp 522 Millionen Dollar an Kompensationen erhalten, unter anderem aus dem Verkauf von Countrywide-Aktien, also fast zehnmal so viel, wie er als »Strafe« zahlen musste.39 Wenn an seinem Verhalten nichts Kriminelles war, dann sicherlich nur, weil das Strafrecht auf diesem Gebiet Lücken aufweist.


  Voltaire hat den berühmten Ausspruch geprägt, die Briten würden in regelmäßigen Abständen einen Admiral hinrichten pour encourager les autres. Alle Vorschriften der Welt, und seien sie noch so detailliert, werden weniger dazu beitragen, eine künftige Finanzkrise zu verhindern, als das klare und stets gegenwärtige Wissen heutiger Banker, dass sie ins Gefängnis kommen können, wenn sie sich in den Augen der Autorität versündigen. Anstatt unsere Kräfte darin zu erschöpfen, hoffnungslos komplexe »makroprudentielle« oder »antizyklische« Regularien zu entwickeln, sollten wir zu Bagehots Welt zurückkehren, wo individuelle Vorsicht – statt bloßer Regeltreue – eben deshalb angeraten war, weil die Autorität mächtig und die entscheidenden Regeln ungeschrieben waren.


  Am Anfang dieses Kapitels habe ich gegen strengere Vorschriften Einspruch eingelegt, und nun beende ich es mit einem Plädoyer für die exemplarische Einkerkerung schlechter Banker. Ich hoffe, inzwischen ist klargeworden, warum diese Positionen einander nicht widersprechen, sondern ergänzen. Nur durch einfache Vorschriften und strenge Strafverfolgung wird eine komplexe Finanzwelt weniger fragil werden.


  Um es zu wiederholen: Zu den schlimmsten Feinden des Rechtsstaats gehören schlechte Gesetze. Im nächsten Kapitel werde ich allgemeiner untersuchen, auf welche Weise die Herrschaft des Rechts selbst in unserer Zeit in den westlichen Ländern degeneriert ist – insbesondere in den Vereinigten Staaten. Im Reich der Vorschriften sollten wir, wie gesagt, zu Bagehot zurückgehen. Aber ist das Rechtssystem in den englischsprachigen Ländern unabsichtlich zu Dickens zurückgegangen? Ist die Herrschaft des Rechts zur Herrschaft der Rechtsanwälte verkommen?


  * In den Vereinigten Staaten unter anderem durch das Gesetz über die Überwachung der internationalen Kreditvergabe von 1983, das Gesetz über Reform, Erholung und Vollstreckung von Finanzinstitutionen von 1989 und das Gesetz über die Verbesserung des Einlagensicherungsfonds von 1991.


  


  
    
      Die Landschaft des Rechts
    

  


  
    
      Lockruf des Rechts
    

  


  
    
      Die grundlegende Frage, die sich die chinesische Regierung stellen muss, ist die nach der Rechtlosigkeit. China fehlt es nicht an Gesetzen, sondern am Rechtsstaat … Das Thema der Rechtlosigkeit könnte die größte Herausforderung sein, vor der die neuen Führer stehen, die in diesem Herbst installiert werden … Tatsächlich könnte die Stabilität Chinas von seiner Fähigkeit abhängen, den Rechtsstaat in ein System einzuführen, das ihn nicht kennt.1
    

  


  So Chen Guangcheng, der blinde Jurist, der aus China ausreisen durfte, um in den Vereinigten Staaten zu studieren, nachdem er im April 2012 aus dem Hausarrest geflohen war. Im Westen weniger bekannt, aber in China einflussreicher ist der Rechtsgelehrte He Weifang, der in einem 2003 veröffentlichten Aufsatz mit dem Titel »China’s First Steps towards Constitutionalism« etwas taktvoller erklärte: »Die westliche Rechtslandschaft bildet einen interessanten, erhellenden Gegensatz zur Rechtssituation in China, der viele Diskrepanzen und Widersprüche zwischen beiden enthüllt … Obwohl Chinas modernes System vom Westen übernommen wurde, laufen die Dinge häufig unterschiedlich ab.«2


  Thema dieses Kapitels ist die Rechtslandschaft. Ich werde der Frage nachgehen, was, wenn überhaupt etwas, Entwicklungsländer wie China vom Westen über die Herrschaft des Rechts lernen können. Und ich werde Zweifel an der verbreiteten Annahme anmelden, unser westliches Rechtssystem sei in einem derart guten Zustand, dass China es lediglich zu kopieren brauche.


  
    
      Das englische Recht
    

  


  Was genau meinen wir mit der Herrschaft des Rechts oder dem Rechtsstaat? In seinem Buch The Rule of Law hat der verstorbene ehemalige Lord Chief Justice Tom Bingham sieben Kriterien für die Bewertung von Rechtssystemen aufgestellt:3


  1. Das Recht muss fasslich und so weit wie möglich allgemeinverständlich, klar und verlässlich sein.


  2. Fragen nach Rechten und Verantwortlichkeiten sollten in der Regel durch die Anwendung von Gesetzen gelöst werden, und nicht durch Ermessensentscheidungen.


  3. Die Gesetze eines Landes sollten für alle seine Bewohner in gleicher Weise gelten, soweit nicht objektive Unterschiede (wie eine geistige Behinderung) eine Differenzierung rechtfertigen.


  4. Minister und Staatsbedienstete aller Ebenen müssen die ihnen übertragenen Vollmachten nach bestem Wissen und Gewissen, gerecht und zu dem Zweck, für den sie sie erhalten haben, ausüben, ohne ihre Kompetenzen zu überschreiten.


  5. Das Recht muss die grundlegenden Menschenrechte auf angemessene Weise schützen.


  6. Es müssen Mittel vorhanden sein, um bona fide-Zivilstreitigkeiten, welche die Parteien nicht selbst lösen können, ohne unerschwingliche Kosten und übermäßige Verzögerungen beizulegen.


  7. Staatliche Schiedsverfahren sollten gerecht sein.


  Unter Punkt 5 führt Bingham nicht weniger als 14 Rechte auf, die der Rechtsstaat schützen muss: das Recht auf Leben, auf Schutz vor Folter, auf Schutz vor Sklaverei und Zwangsarbeit, auf Freiheit und Sicherheit, auf einen fairen Prozess, auf Schutz vor unrechtmäßiger Bestrafung, auf Achtung des Privat- und Familienlebens, auf Freiheit des Denkens, des Gewissens und der Religion, auf Redefreiheit, auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, auf Eheschließung, auf Schutz vor Diskriminierung, auf Schutz des Eigentums und auf Bildung. (Bingham hätte fortfahren können, denn heute erkennen einige Länder ausdrücklich das Recht auf eine Wohnung, Gesundheit, Bildung und eine saubere Umwelt an. Warum nicht auch ein Recht auf trinkbaren Wein?)


  In England ist der Rechtsstaat in Binghams Sinn das Ergebnis einer historischen Entwicklung. 1215 stellte die Magna Charta den Grundsatz auf, dass alle Engländer vor dem Gesetz gleich seien und dass die Krone ohne die Zustimmung des Großen Rats, später des Parlaments, keine Steuern erheben dürfe. Ebenfalls im Mittelalter kam die Maxime »Habeas corpus« – als Beschränkung willkürlicher Verhaftungen durch die Krone – in Gebrauch. Ferner erhielten rund 500 Städte Chartas, die ihnen praktisch das Recht auf Selbstverwaltung zusicherten, und ab 1295 waren diese Gemeinden auch im Parlament vertreten. Seit Heinrich III. bis zur Zeit Jakobs II. gab es ein langwieriges Tauziehen zwischen Monarch und Parlament, in dem die Krone durch ihre Gewohnheit, zur Finanzierung von Kriegen königlichen Grundbesitz zu verkaufen, ihre Position immer weiter schwächte. Der Höhepunkt kam, wie im ersten Kapitel gesehen, mit der Glorious Revolution, in der die Souveränität des »King-in-Parliament« durchgesetzt wurde. Ebenfalls im 17. Jahrhundert wurde die Folter abgeschafft; erst ein Jahrhundert später, mit dem Somerset-Fall von 1772, wurde auch die Sklaverei in England endgültig für illegal erklärt. Während dieser ganzen Periode widerstanden die Common-Law-Gerichte erfolgreich Eingriffen in ihre Jurisdiktion durch die königlichen Institutionen. Gleichwohl wurde die Unabhängigkeit der Justiz erst durch den Act of Settlement von 1701 und die Ernennung der Richter auf Lebenszeit gewährleistet.


  Aus meiner Studentenlektüre in Oxford weiß ich, dass der wahre Kern der englischen Rechtsgeschichte in der erstmaligen Entfaltung dreier großer Prinzipien besteht. Erstens: »My home is my castle« – eines Engländers Haus ist seine Burg. Im Fall »Entick gegen Carrington« entschied Lord Camden hinsichtlich der Durchsuchung der Wohnung des radikalen Journalisten John Entick gegen die Regierung. »Der große Zweck, zu welchem Menschen in eine Gesellschaft eintreten, besteht im friedlichen und sicheren Genuss ihres Eigentums«, erklärte er, John Locke zitierend. »Nach den Gesetzen Englands ist jedes Eindringen in das Privateigentum eines anderen, sei es auch noch so kurz, ein widerrechtliches Betreten.« Zweitens: Man kann tun, was man will, solange man niemandem schadet. »Das Recht, zu denken, zu sagen und zu tun, was uns gefällt, und so reich zu werden, wie wir können, ohne jede andere Einschränkung als diejenige, dass wir durch all dies weder die Öffentlichkeit noch einander verletzen, sind die glorreichen Freiheitsrechte.« So formulierte es »Cato« (John Trenchard und Thomas Gordon, die sich hinter diesem Pseudonym verbargen) in den 1720er Jahren. Drittens: Kümmere dich um deine eigenen Angelegenheiten. »Die Neigung, andere einer Lebensart zu unterwerfen, die man als nützlicher für sie ansieht, als sie selbst es tun, ist in England nicht weit verbreitet«, erklärte John Stuart Mill dem französischen Liberalen Alexis de Tocqueville.4 Diese Säulen des englischen Rechtsstaats waren, wie A. V. Dicey 1885 hervorhob, das Ergebnis eines langsamen, schrittweisen Prozesses der richterlichen Entscheidungsfindung in den Common-Law-Gerichten, die sich überwiegend auf Präzedenzfälle stützte. Große Grundsatzerklärungen gab es nicht, nur das Wechselspiel von richterlichem Gedächtnis und Gesetzesneuerungen durch das Parlament.


  Heute ist mir klar, dass dies ein recht naives Verständnis der englischen Rechtsgeschichte war. Wie der größte moderne Rechtstheoretiker der englischsprachigen Welt, der kürzlich verstorbene Ronald Dworkin, in Law’s Empire erklärt, liegen dem Common Law tatsächlich Prinzipien zugrunde, auch wenn sie nicht kodifiziert sind wie in der amerikanischen Verfassung. »Wir erwarten«, schreibt Dworkin, »dass der Staat auf der Grundlage eines einzigen, zusammenhängenden Prinzipienkatalogs handelt, auch wenn seine Bürger geteilter Meinung darüber sind, welches die richtigen Prinzipien von Gerechtigkeit und Fairness sind … Richter entscheiden schwere Fälle, indem sie in einem bestimmten kohärenten Prinzipienkatalog über die Rechte und Pflichten der Menschen die beste konstruktive Interpretation der politischen Struktur und Rechtslehre ihrer Gemeinschaft herauszufinden versuchen.«5


  Die Tätigkeit des Rechtssystems beruht auf zwei Dingen: der Integrität der Richter und einer Gesetzgebung, »die auf dem Bekenntnis der Gemeinschaft zu einer Grundvorstellung von politischer Moralität fußt«.6 Fragen zur Legalität (oder »Prinzipienfragen«) sind von Richtern zu beantworten; Fragen der Politik sind Sache von Exekutive und Legislative. In dieser Rechtswelt befinden sich Richter in einem wahrhaft herkulischen Kampf um den besten Ausgleich zwischen der Regel, die sie schließlich festlegen und anwenden, um den jeweils vorliegenden Fall zu lösen, und dem allgemeinen Korpus von Regeln, Rechtsbestimmungen und vernünftigen Erwartungen. Somit beruht selbst Englands verfassungsfreies Common Law, um wiederum Dworkin zu zitieren, nicht nur auf »bestimmten Regeln, die im Einklang mit den akzeptierten Praktiken einer Gemeinschaft erlassen wurden«, sondern auch auf »Prinzipien, welche die beste moralische Rechtfertigung dieser Regeln darstellen«, einschließlich von »Regeln, die aus diesen rechtfertigenden Prinzipien folgen, auch wenn sie nie formell verabschiedet wurden«.7


  Wie die Demokratie mag die Herrschaft des Rechts in diesem Sinn an sich gut sein. Gut ist sie aber auch wegen ihrer materiellen Folgen. Nur wenige Wahrheiten sind heute allgemeiner anerkannt als diejenige, der zufolge die Herrschaft des Rechts – besonders insoweit es die »Greifhand« des raubgierigen Staats im Zaum hält – der wirtschaftlichen Entwicklung förderlich ist. Laut Douglass North ist »die Unfähigkeit von Gesellschaften, wirksam und mit geringen Kosten die Erfüllung von Verträgen zu sichern, die wichtigste Ursache sowohl historischer Stagnation wie auch der Unterentwicklung der Dritten Welt der Gegenwart«.8 Die Durchsetzung von Verträgen durch eine dritte Partei ist notwendig, um die Abneigung der wirtschaftlichen Akteure gegen nichtsimultane Transaktionen zu überwinden – besonders wenn sie langfristig und über eine große Distanz stattfinden. Bei dieser dritten Partei kann es sich um Institutionen des Privatsektors handeln, wie Börsen, Kreditinstitute und Schlichter, aber für gewöhnlich bedeutet »Erfüllungssicherung durch Dritte …, dass die Zwangsgewalt des Staates so erweitert wird, dass er Eigentumsrechte überwachen und die Erfüllung von Verträgen wirksam sichern kann …«9


  Die Schwierigkeit besteht darin, zu verhindern, dass der Staat seine Macht missbraucht – daher die Notwendigkeit, ihn zu zügeln. Denn, wie Avner Greif aus Stanford angemerkt hat, wenn die vertragsdurchsetzenden Institutionen Informationen über Größe und Ort von Privatvermögen offenlegen, könnte der Staat (oder seine Funktionäre) versucht sein, dieses Vermögen teilweise oder ganz für sich zu beanspruchen.10 Wo der Staat nicht durch Gesetze gezügelt wird, sind daher private Institutionen zur Vertragsdurchsetzung sicherer, wie etwa das im 11. Jahrhundert im Mittelmeerraum bestehende Netzwerk maghrebinischer Kaufleute, das auf ihrer gemeinsamen jüdischen Religion und Verwandtschaftsbanden beruhte, oder die nahezu weltumspannende schottische Diaspora im 18. Jahrhundert oder die südasiatischen Händler in Südafrika. Heute operieren solche Netzwerke in vielen Teilen der Welt, man denke nur an die Gemeinschaften chinesischer Geschäftsleute im Ausland. Ihr Nachteil ist, dass sie wie die mittelalterlichen Zünfte dazu neigen, Eintrittsschranken und Monopole zu errichten, was den Wettbewerb ausschließt und die ökonomische Effizienz verringert. Deshalb pflegt die private Vertragsdurchsetzung, sobald die wirtschaftliche Lage unübersichtlich wird, staatlichen Behörden zu weichen. Dieser Vorgang hängt allerdings davon ab, dass der Staat darauf verpflichtet wird, seine Zwangsmittel so einzusetzen, dass die privaten Eigentumsrechte gewahrt bleiben. Wirtschaftlich betrachtet, ist dies die wesentliche Aufgabe des Rechtsstaats. Noch vor den Menschenrechten sind die Eigentumsrechte von grundlegender Bedeutung.


  
    
      Recht und Ökonomie – und

      Geschichte
    

  


  Nur wenige Diskussionsbeiträge zum Verhältnis von Recht und Wirtschaft hatten eine größere Wirkung als die These von Andrei Shleifer und seinen Mitautoren, dass das in der englischsprachigen Welt entstandene Common-Law-System bei der Erfüllung der Doppelaufgabe der Vertragsdurchsetzung und der Einschränkung der staatlichen Zwangsanwendung allen anderen Systemen überlegen sei. Weder das auf der römischen Rechtstradition beruhende französische bürgerliche Recht noch das deutsche und skandinavische Rechtssystem erfülle diese Aufgaben ähnlich gut, von nichtwestlichen Rechtssystemen ganz zu schweigen. Warum ist das Common-Law-System in ökonomischer Hinsicht so effektiv? Wie Rafael La Porta, Florencio Lopez-de-Silanes, Andrei Shleifer und Robert W. Vishny in ihrem bahnbrechenden Aufsatz von 1997 ausführen, bietet das Common Law Investoren und Gläubigern größeren Schutz, mit der Folge, dass Menschen mit Geld eher bereit sind, in Unternehmen zu investieren oder ihnen Kredite zu gewähren. Und eine vermehrte Finanzintermediation korreliert in der Regel mit höheren Wachstumsraten.11 In einer Reihe empirischer Studien haben dieselben und andere Autoren nachzuweisen versucht, dass in Ländern mit einem Common-Law-System


  1. Investoren besser geschützt sind und Unternehmen einen leichteren Zugang zur Beteiligungsfinanzierung geboten wird als in Ländern mit kontinentaleuropäischem bürgerlichem Recht, was sich in größeren Aktienmärkten, einer größeren Zahl von Unternehmen und mehr Börsengängen bemerkbar macht;12


  2. außenstehende Investoren im Vergleich zu »Insidern« besser geschützt sind als in Ländern mit bürgerlichem Recht;13


  3. neuen Unternehmen der Marktzugang erleichtert wird, was sich in der Zahl der Prozeduren, der Tage und Kosten einer Unternehmensgründung niederschlägt;*14


  4. die Gerichte, gemessen an der Zeitspanne, die es dauert, bis ein Mietschuldner verurteilt oder nach dem Platzen eines Schecks eine Schuld eingetrieben ist, effizienter (weil weniger formalistisch) sind;15


  5. der Arbeitsmarkt weniger reguliert und daher die Erwerbsbeteiligung höher und die Arbeitslosenquote niedriger ist als in Ländern mit bürgerlichem Recht;16


  6. umfangreichere Offenlegungspflichten gelten, was Investoren ermutigt;17


  7. effizientere Insolvenzverfahren angewandt werden, wie etwa ein hypothetischer Hotelbankrott gezeigt hat.18


  Ihre Theorie der bestimmenden Rolle des Rechts zusammenfassend, schreiben die genannten Autoren:


  
    
      Gesetzlicher Investorenschutz ist ein deutliches Indiz für die finanzielle und wirtschaftliche Entwicklung eines Landes … ebenso wie das Staatseigentum an Banken, die Last der Marktzugangsregularien, die Regulierung des Arbeitsmarkts, das Vorhandensein der Wehrpflicht und das Staatseigentum an Medien … In all diesen Bereichen ist das bürgerliche Recht mit mehr Staatseigentum und stärkerer Regulierung verbunden als das Common Law … Dies wiederum bringt nachteilige Auswirkungen auf die Märkte mit sich, wie eine ausgeprägtere Korruption, eine größere Schattenwirtschaft und höhere Arbeitslosigkeit … Das Common Law ist mit weniger formalisierten Rechtsverfahren … und größerer richterlicher Unabhängigkeit verbunden … Es steht für die Strategie sozialer Kontrolle, die den privaten Markt unterstützt, während das bürgerliche Recht auf staatlich gewünschte Zuteilungen setzt … Das bürgerliche Recht setzt Prinzipien um, während das Common Law Konflikte schlichtet.19
    

  


  Dies bringt uns zum Anfang zurück, zu der Ansicht, dass die »Flexibilität der richterlichen Entscheidungsfindung unter dem Common Law« größer ist, weil sich Common-Law-Gerichte zur Urteilsfindung weniger auf formelle Regeln denn auf weiter gefasste Richtlinien und Maßstäbe berufen.20


  Wie viele Thesen in den Gesellschaftswissenschaften impliziert auch diese Theorie von den rechtlichen Ursachen wirtschaftlicher Entwicklung eine bestimmte Geschichtsauffassung. Wieso erwies sich das französische Recht letztlich als schlechter als das englische? Weil die französische Krone im Mittelalter anders als die englische auf ihre Vorrechte pochte. Weil Frankreich im Innern weniger befriedet und im Äußern angreifbarer war als England. Weil die französischen Revolutionäre Richter aus Misstrauen in Automaten verwandeln wollten, welche die Gesetze genau so umsetzen, wie sie von der Legislative formuliert und kodifiziert worden waren. Das hatte zur Folge, dass sie weniger unabhängig und die Gerichte von der Prüfung administrativer Akte ausgeschlossen waren. Der französische Freiheitsbegriff war in der Theorie absoluter und in der Praxis weniger wirkmächtig. Auf jeden Fall zogen die Franzosen, wie Alexis de Tocqueville beim Vergleich zwischen den Vereinigten Staaten und Frankreich in den 1830er und 1840er Jahren scharfsichtig bemerkte, Gleichheit der Freiheit vor. Dies führte zu einem starken Zentralstaat und einer schwachen Zivilgesellschaft, und als Frankreich dieses Modell in seine Kolonien in Asien und Afrika exportierte, waren die Ergebnisse sogar noch schlimmer.


  Auch in Bezug auf nichtwestliche Rechtssysteme besitzt diese Theorie bedeutsame historische Implikationen. Timur Kurans Auffassung von der hemmenden Wirkung des islamischen Rechts auf die Wirtschaftsentwicklung im Osmanischen Reich wurde bereits erwähnt. Ähnliches gilt für China. Wie He Weifang dargelegt hat, traf der chinesische Staat in der kaiserlichen Ära »keinerlei Maßnahmen für die Gewaltenteilung«, weshalb »der Landrichter umfassende Vollmachten in allen drei Funktionen ausübte, nämlich dem Erlassen von Vorschriften …, der Durchsetzung von Vorschriften … und der Beilegung von Streitigkeiten«. Konfuzianismus und Taoismus missbilligten Rechtsanwälte und Konfrontationen. Der chinesische Montesquieu-Übersetzer Yan Fu erkannte den Unterschied zwischen dem westlichen und dem chinesischen Rechtsverständnis. »Während meiner Europareise [Ende der 1870er Jahre]«, berichtete er, »nahm ich einmal an einer Gerichtsverhandlung teil, was mich zutiefst verunsichert hat. Einmal sagte ich zu Herrn Guo Songto [dem chinesischen Botschafter in Großbritannien], unter den vielen Gründen, warum England und andere europäische Nationen reich und stark seien, sei die Garantie, dass Gerechtigkeit geübt werde, der wichtigste. Herr Guo teilte meine Ansicht.«21


  Versuche, Elemente des britischen Rechtssystems in China einzuführen, schlugen jedoch fehl. Zwar bemühte sich das kaiserliche China, alle Arten öffentlicher Güter bereitzustellen – wie Verteidigung, Hungerhilfe, eine kommerzielle Infrastruktur (etwa Kanäle) und landwirtschaftliches Wissen –, aber seine hochzentralisierte Bürokratie war im Verhältnis zur Größe der Bevölkerung kümmerlich. Die Eigentumsrechte waren insofern relativ sicher, als die nach westlichen Maßstäben niedrigen Steuersätze sich im Lauf der Zeit kaum änderten, aber es gab kein Handelsrecht, und die Richter vertieften sich in der Ausbildung weniger in die Gesetze als in Literatur und Philosophie. Sie bemühten sich um Kompromisse anstelle von Rechtsentscheidungen und überließen die Vertragsdurchsetzung privaten Netzwerken. Und als der Qing-Staat in seiner letzten Phase verspätet in die Wirtschaft eingriff, tat er es auf kontraproduktive Weise, indem er Kaufleute besteuerte und die Macht an monopolistische Gilden delegierte, ohne sie und ihre Vertreter wirkungsvoll zu kontrollieren, was eine grassierende Korruption und die Schrumpfung der Wirtschaft zu Folge hatte.22


  
    
      Das Recht im viktorianischen England
    

  


  Die These von den rechtlichen Ursprüngen wirtschaftlicher Entwicklung hat auch ihre Kritiker. Immerhin ist kaum zu übersehen, dass Frankreichs Wirtschaft in jüngerer Zeit doch recht erfolgreich war, einschließlich des großen Finanzsektors, obwohl es ohne die Segnungen des Common Law auskommen musste.23 Gleiches gilt für Deutschland und Brasilien.24 Ein anderer Einwand lautet, dass das Common-Law-System in weniger vorteilhaftem Licht erscheint, wenn man Dinge wie Kindersterblichkeit und soziale Ungleichheit mit einrechnet.25 Der in meinen Augen schwächste Punkt der Theorie wird jedoch offenbar, wenn man sich den Zustand des englischen Common Law in jener Periode anschaut, in der es ihr zufolge am segensreichsten gewirkt haben müsste: in der Zeit der industriellen Revolution, als die Engländer und ihre keltischen Nachbarn den Gang der Weltwirtschaftsgeschichte radikal veränderten. Hier eine zeitgenössische Beschreibung eines englischen Gerichts der damaligen Zeit:


  
    
      [E]in paar Dutzend Mitglieder des Barreaus, des hohen Kanzleigerichts, [sitzen] hier, beschäftigt mit einem der zehntausend Stadien eines endlosen Prozesses. Sie legen einander Schlingen mit schlüpfrigen Präzedenzien; knietief in technischen Ausdrücken watend rennen sie ihre mit Ziegen- und Pferdehaar geschützten Köpfe gegen Wälle von Worten und führen ein Schauspiel von Gerechtigkeit auf; Komödianten mit ernsthaften Gesichtern … [D]ie verschiedenen Solizitoren in einer Rechtssache, die zwei oder drei von ihren dabei reich gewordenen Vätern geerbt haben, [müssen] in einer Reihe sitzen in einem mit Strohmatten ausgelegten Brunnen, auf dessen Grund man vergebens nach der Wahrheit suchen würde – zwischen dem roten Tisch des Registrators und den seidenen Talaren –, Repliken, Dupliken, Schlussworte, Dekrete, Eingaben, Informationen und Berge geldverschlingenden Unsinns vor sich aufgehäuft … Das ist das Kanzleigericht, das … Geld, Geduld, Mut, Hoffnung so erschöpft, Köpfe verwirrt und Herzen bricht, dass kein Advokat, so er ehrenwert ist, anstehen wird zu warnen: »Lieber jedes Unrecht leiden als hierherkommen.«26
    

  


  Man könnte einwenden, dass Charles Dickens, der dies in seinem Roman Bleakhaus schrieb, den Juristen seiner Zeit Unrecht tut. Doch Dickens hatte seine Schriftstellerlaufbahn als Gerichtsreporter begonnen, und er hatte miterlebt, wie sein Vater in Schuldhaft genommen wurde. Seine Biographen bekräftigen, dass er wusste, wovon er sprach,27 und Rechtshistoriker bestätigen im großen Ganzen seine Darstellung.


  Als Erstes fällt auf, wie winzig das System war. Noch im Jahr 1845 bestand die gesamte Judikative von England und Wales aus 15 Richtern. Diese Richter, die gleichmäßig auf drei Gerichte verteilt waren, hatten während nur zwei vierwöchigen Amtszeiten im Jahr einzeln den Vorsitz in Verfahren in London oder vor Assisengerichten (Gerichtstagen in großen Provinzstädten). Dieselben Männer traten sowohl zu dritt oder viert in Berufungskammern als auch in größerer Zahl (für gewöhnlich zu siebt) in Gremien zusammen, die über Berufungen der kleineren Kammern verhandelten. Nur über Berufungen der größeren Kammern wurde von einer anderen Institution entschieden, dem House of Lords. Zwar intensivierten die unteren Landgerichte ihre Tätigkeit, als die Wirtschaft Fahrt aufnahm. Aber für die höheren Gerichte traf dies nicht zu.28


  Zweitens war es bis 1855 alles andere als einfach, Gesellschaften mit beschränkter Haftung zu gründen, ein Erbe der Zeit, als die Gründer von Monopolfirmen wie der South Sea Company erfolgreich die Leitern hinter sich hochgezogen hatten, um den Wert ihrer Aktien zu erhöhen. Noch in den 1880er Jahren waren an der Londoner Börse nur sechzig einheimische Unternehmen notiert. So viel zu den Vorteilen des Common Law für die Finanzentwicklung. Drittens haben neuere Forschungen über den wichtigsten Sektor der industriellen Revolution – den Eisenbahnbau – ergeben, dass das »englische Common Law und seine Anwälte eine tiefgreifende und überwiegend negative Wirkung« ausübten. Rechtsanwälte waren als spekulative Eisenbahnaktionäre berüchtigt, Richter wurden öffentlich des Nepotismus beschuldigt, und die Anwälte im Parlament betrieben ein nettes kleines Schiebergeschäft, indem sie die staatliche Zustimmung zu neuen Eisenbahnlinien verkauften.29


  Welchen Schluss sollen wir daraus ziehen? Widerlegt die Geschichte die These, nach der das Common Law alle anderen Rechtssysteme übertrifft? Nicht ganz. Denn trotz der offensichtlichen Mängel des englischen Rechtssystems im Industriezeitalter bleibt die überzeugende Tatsache bestehen, dass es sich der neuen Zeit anzupassen vermochte, vielleicht sogar auf eine Weise, die die gesellschaftliche Entwicklung vorangebracht hat. Dies lässt sich am besten am Beispiel des Falls »Hadley vs. Baxendale« zeigen, der 1854 vor der Berufungskammer verhandelt wurde. Zwei Getreidemühlenbetreiber aus Gloucester, Joseph und Jonah Hadley, hatten den Geschäftsführer der Londoner Transportfirma Pickford & Co., Joseph Baxendale, auf vollen Ersatz ihrer Verluste verklagt – einschließlich entgangener Gewinne –, die sie aufgrund der verspäteten Lieferung einer handgefertigten Ersatzmühlenachse erlitten hatten. Es ist kein Zufall, dass Pickford heute noch existiert, City Flour Mills, die Firma der Hadleys, dagegen nicht. Denn die Londoner Berufungsrichter kehrten die Entscheidung eines lokalen Gerichts, die zugunsten der Hadleys ausgefallen war, um. Laut dem amerikanischen Richter und Rechtsgelehrten Richard Posner demonstriert der Fall »Hadley vs. Baxendale« das Prinzip, »dass dann, wenn ein Verlustrisiko nur einem der Vertragspartner bekannt ist, der andere Partner für den Verlust, wenn er denn eintritt, nicht verantwortlich ist«.30


  Später hieß es, der erstinstanzliche Assisenrichter Roger Crompton habe nicht begriffen, »dass das Common Law sich in einem ständigen Wachstumsprozess dem ewigen Gezeitenwechsel der Umstände aufgrund des Fortschritts der Gesellschaft anpasst«.31 Dies galt sicherlich nicht für die Haltung der Berufungsrichter, der Barone Alderson, Parke und Martin, die – mit den Worten eines modernen Kommentators – »das grundlegende Recht der Vertragsschäden neu gestalteten«. Wie Alderson ausführte, hatten die Kläger dem Beklagten zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses lediglich mitgeteilt, dass sie Müller seien und ihre Mühlenachse gebrochen sei. Die »besonderen Umstände«, dass die Mühle stillstand und ihnen Gewinne entgehen würden, wenn sich die Lieferung der Ersatzachse verzögerte, hätten sie nicht erwähnt. Darüber hinaus sei es »offensichtlich, dass in der überwiegenden Zahl der Fälle, in denen Müller gebrochene Achsen mittels einer Transportfirma an dritte Personen schicken, unter normalen Umständen« die Mühlen nicht müßig stillstünden und während der Transportzeit Gewinne verlorengingen, da die meisten Müller Ersatzachsen vorrätig hätten.32 Deshalb könnten die entgangenen Gewinne nicht in die Kalkulation der Schäden einberechnet werden.


  Grob ausgedrückt, handelte es sich um eine Entscheidung, die große gegenüber kleinen Unternehmen bevorteilte. Wirklich wichtig ist jedoch etwas anderes, nämlich die Tatsache, dass Richter Aldersons Urteilsbegründung recht gut illustriert, wie sich das Common Law entwickelte. Lord Goff hat diesen Prozess 1999 im Fall »Kleinwort Benson vs. Lincoln City Council« beschrieben:


  
    
      Wenn ein Richter über einen Fall entscheidet, tut er es auf der Grundlage seines Rechtsverständnisses des geltenden Rechts. Dieses bezieht er aus den anwendbaren Gesetzen, soweit vorhanden, und aus Präzedenzfällen, die er Berichten über frühere richterliche Entscheidungen entnimmt … Im Entscheidungsprozess über den ihm vorliegenden Fall mag er gelegentlich das Common Law im vermeintlichen Interesse der Gerechtigkeit weiterentwickeln, wenngleich er es in der Regel nur ›interstitiell‹ tut … Dies bedeutet nicht nur, dass er sich innerhalb der Grenzen der Präzedenzlehre zu bewegen hat, sondern auch, dass die Veränderung des geltenden Prinzips für gewöhnlich als eine sehr bescheidene verstanden werden muss, die ihren Platz als kongruenter Teil des Common Law einnehmen kann. In diesem Prozess befindet sich das, was [Frederic William] Maitland das ›lückenlose Netz‹ und ich selbst das ›Mosaik‹ des Common Law genannt habe, in einem ständigen Anpassungs- und Reparaturzustand, wobei die Präzedenzlehre, der ›Zement des Rechtsprinzips‹, für die nötige Stabilität sorgt.33
    

  


  Dies verdeutlicht, wie ich meine, die enorme Entwicklungsfähigkeit des Common-Law-Systems.** Dieser Grundzug, und nicht irgendein bestimmter funktionaler Unterschied in der Behandlung von Investoren und Kreditgebern, verschaffte dem englischen und verwandten Rechtssystemen in Bezug auf die Wirtschaftsentwicklung einen Vorteil.


  
    
      Die Feinde des Rechtsstaats
    

  


  Das war damals. Aber wie ist es heute? Wie gut ist der Rechtsstaat im Westen und insbesondere in der englischsprachigen Welt in der Praxis aktuell? Er ist vier Bedrohungen ausgesetzt, wie ich im Folgenden ausführen werde.


  Erstens müssen wir die Frage stellen, wie weit unsere bürgerlichen Freiheiten durch die Anforderungen der nationalen Sicherheit untergraben werden. Tatsächlich reicht dieser Prozess fast hundert Jahre zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs und zur Verabschiedung des britischen Kriegsnotstandsgesetzes im selben Jahr zurück. Die Debatte nach dem 11. September 2001 über eine Sicherheitsverwahrung von Terrorismusverdächtigen war keineswegs neu. Letztlich ist es immer eine Wahl zwischen Habeas Corpus und Hunderten von toten Körpern.


  Eine zweite Bedrohung geht offensichtlich vom Eindringen des europäischen Rechts ins englische Rechtssystem aus. Dies betrifft insbesondere die weitreichenden Auswirkungen der Übernahme der europäischen Menschenrechtskonvention von 1950 ins englische Recht. Man könnte es als Napoleons Rache bezeichnen: eine schleichende »Französisierung« des Common Law.


  Eine dritte Bedrohung ist die zunehmende Komplexität (und Schlampigkeit) des geschriebenen Rechts, die auf beiden Seiten des Atlantiks ein ernstes Problem darstellt, da in der politischen Klasse eine Manie für ausgeklügelte Vorschriften grassiert. Ich bin wie der amerikanische Rechtskritiker Philip K. Howard der Meinung, dass wir einen »Rechtsfrühlingsputz« brauchen, der uns von obsoleten Gesetzen und der routinemäßigen Einbeziehung von Auslaufterminen in neue Gesetze befreit.34 Außerdem müssen wir die Gesetzgeber davon überzeugen, dass ihre Rolle nicht darin besteht, eine »Bedienungsanleitung« für die Wirtschaft zu verfassen, die jede Eventualität behandelt, bis hin zum geringsten vorstellbaren Risiko für unsere Gesundheit und Sicherheit.35


  Eine vierte Bedrohung – die insbesondere in den Vereinigten Staaten offensichtlich ist – sind die steigenden Kosten. Damit meine ich nicht die 94,5 Milliarden Dollar, die die amerikanische Bundesregierung jährlich für die Gesetzgebung, Gesetzesinterpretation und Gesetzesdurchsetzung ausgibt.36 Genauso wenig meine ich die schwindelerregenden Summen, die Unternehmen für Lobbyarbeit ausgeben, um sich selbst zu schützen oder ihren Konkurrenten zu schaden, indem sie die Gesetzgebung zu ihren Gunsten beeinflussen. Die 3,3 Milliarden Dollar, welche die knapp 13 000 Lobbyisten erhalten, sind eine überschaubare Summe.37 Wirklich besorgniserregend sind die Folgekosten ihrer Arbeit. Einem von der amerikanischen Behörde für Kleinunternehmen in Auftrag gegebenen Bericht zufolge belaufen sich die zusätzlichen Kosten für die Erfüllung von Vorschriften auf schätzungsweise 1,75 Billionen Dollar im Jahr.38 Hinzu kommen Kosten in Höhe von 865 Milliarden Dollar, die aus dem amerikanischen Schuldrecht erwachsen, das Klägern weitaus größere Möglichkeiten als das englische Pendant eröffnet, Entschädigungen für jede »schuldhafte Handlung, Beschädigung oder Verletzung« zu verlangen, »die willentlich, fahrlässig oder unter Umständen herbeigeführt worden ist, die eine strenge Haftbarkeit umfassen, aber keinen Vertragsbruch, für den eine Zivilklage erhoben werden kann«.


  Laut der vom Pacific Research Institute veröffentlichten Studie Jackpot Justice kostet das Schuldrecht eine Summe, »die einer achtprozentigen Verbrauchssteuer oder einer dreizehnprozentigen Lohnsteuer entspricht«.39 2003 summierten sich die direkten Kosten, die durch die atemberaubende Zahl von 7800 neuen Klagen pro Tag entstanden, auf 2,2 Prozent des amerikanischen BIP. Das war mehr als das Doppelte der entsprechenden Kosten in allen anderen entwickelten Ländern, mit Ausnahme Italiens.40 Man kann über solche Zahlen streiten, und selbstverständlich weisen Sprecher aus Rechtskreisen sie zurück.41 Aber sie passen zu meinen eigenen Erfahrungen: Die Gründung eines Unternehmens erfordert in Neuengland weit mehr Rechtsanwälte und Rechtsgebühren als im alten England.


  In einem demnächst erscheinenden Buch über die Lehren, die China aus der amerikanischen Rechtspraxis ziehen sollte, zählen David Kennedy und Joseph Stieglitz drei Mängel des heutigen Rechtsstaats in den Vereinigten Staaten auf:


  1. »Gesetze, die es Finanzinstituten gestatten, räuberische Kreditgeschäfte zu betreiben, haben zusammen mit einem neuen Insolvenzrecht eine neue Schicht von teilweise in Schuldknechtschaft lebenden Menschen geschaffen – Menschen, die für den Rest ihres Lebens womöglich bis zu 25 Prozent ihres Verdienstes an Banken abgeben müssen.«


  2. Die Gesetze über das geistige Eigentum sind extrem restriktiv. Beispielsweise könnte »der ›Eigentümer‹ des Patents für das Gen, das eine starke Wahrscheinlichkeit von Brustkrebs anzeigt, für jeden durchgeführten Test eine hohe Gebühr verlangen. Die daraus resultierenden Kosten würden den Test für die meisten Menschen ohne eine Krankenversicherung unerreichbar machen.«


  3. »Nach den geltenden Gesetzen über toxische Abfälle … belaufen sich die Klagekosten auf mehr als ein Viertel des für die Säuberung aufgebrachten Betrags.«42


  In Stieglitz’ Augen beweist dies die Unangemessenheit eines Ansatzes, der einfach Eigentumsrechte festlegt und den Rest dem Markt überlässt. Meiner Ansicht nach müssen solche Beispiele im Kontext einer übermäßig komplexen oder aufgeblähten Gesetzgebung und eines grassierenden Missbrauchs des Schuldrechts gesehen werden.


  Experten für die ökonomische Wettbewerbsfähigkeit wie Michael Porter von der Harvard Business School beziehen in die Definition dieses Begriffs die Fähigkeit des Staates ein, wirksame Gesetze zu verabschieden und den Schutz des physischen und geistigen Eigentums zu gewährleisten, das Fehlen von Korruption, die Effektivität des rechtlichen Rahmenwerks, einschließlich mäßiger Kosten und rascher Entscheidungen, die Leichtigkeit der Gründung von Unternehmen und effektive, verlässliche Vorschriften.43 Es ist erstaunlich, wie schlecht die Vereinigten Staaten abschneiden, wenn man sie an diesen Maßstäben misst. 2011 befragten Porter und seine Kollegen Absolventen der Harvard Business School zu 607 Entscheidungen darüber, ob ein Unternehmen im Ausland angesiedelt werden sollte oder nicht. Nur in 69 Fällen (16 Prozent) fiel die Entscheidung für die Vereinigten Staaten aus. Auf die Frage, warum sie ausländische Standorte bevorzugten, zählten die Befragten die Punkte auf, in denen die Vereinigten Staaten ihrer Meinung nach der übrigen Welt hinterherhinkten. Zu den ersten zehn Gründen gehörten:


  1. die Effektivität des politischen Systems,


  2. das Steuersystem,


  3. Vorschriften,


  4. die Effektivität des rechtlichen Rahmenwerks,


  5. die Flexibilität bei Einstellungen und Entlassungen.44


  Nicht nur in Porters Studien finden sich Belege dafür, dass die Vereinigten Staaten einen institutionenbedingten Verlust an Wettbewerbsfähigkeit erleiden, auch der jährlich erstellte globale Wettbewerbsfähigkeitsindex des Weltwirtschaftsforums und insbesondere die Meinungsumfrage unter Wirtschaftsmanagern, auf der er beruht, machen dies deutlich. In der Umfrage sind 15 Merkmale des Rechtsstaats aufgeführt, vom Schutz der privaten Eigentumsrechte über die Strafverfolgung von Korruption bis zum Kampf gegen das organisierte Verbrechen. Es ist eine verblüffende, allerdings selten gewürdigte Tatsache, dass die Vereinigten Staaten mittlerweile in nicht weniger als 15 von 15 Punkten schlechter dastehen als Hongkong. Taiwan übertrifft die Vereinigten Staaten in neun Punkten. Sogar die Volksrepublik China schneidet in zwei Bereichen besser ab. Tatsächlich rangieren die Vereinigten Staaten nur in einem Bereich unter den ersten zwanzig Ländern der Welt. In jeder anderen Hinsicht ist ihr Ruf erschreckend schlecht.45 Auch im Index of Economic Freedom der Heritage Foundation erreichen die USA in puncto Freiheit von Korruption nur den einundzwanzigsten Platz und stehen damit weit hinter Hongkong und Singapur.46


  Zugegeben, diese Studien beruhen weitgehend auf Umfrageergebnissen. Sie sind subjektiv. Aber auch andere Untersuchungen mit objektiveren Kriterien – wie die von der International Finance Corporation gesammelten Daten über die Reibungslosigkeit der Geschäftstätigkeit – vermitteln ein ähnliches Bild. Bei der Steuerzahlung beispielsweise rangieren die Vereinigten Staaten weltweit auf dem zweiundsiebzigsten Platz, bei Baugenehmigungen auf dem siebzehnten, bei der Eintragung eines Grundstücks auf dem sechzehnten, bei der Insolvenzabwicklung auf dem fünfzehnten und bei der Unternehmensgründung auf dem dreizehnten.47 Laut Rechtsstaatsindex des World Justice Project für 2011 liegen die Vereinigten Staaten beim Zugang zur Zivilgerichtsbarkeit auf dem einundzwanzigsten Platz (von 66), bei der Effektivität der Strafgerichtsbarkeit auf dem zwanzigsten, bei den Grundrechten auf dem neunzehnten, bei der Korruptionsbekämpfung auf dem siebzehnten, bei der Beschränkung der Staatsmacht auf dem sechzehnten, bei der Durchsetzung von Vorschriften auf dem fünfzehnten, bei Ordnung und Sicherheit auf dem dreizehnten und bei der Offenheit des Staatsapparats auf dem zwölften.48


  Der vielleicht zwingendste Beweis ist den von der Weltbank veröffentlichten Indikatoren zur Regierungsarbeit zu entnehmen, denen zufolge in den Vereinigten Staaten seit 1966 in vier Bereichen ein Qualitätsverlust zu verzeichnen ist: der Rechenschaftspflicht und der Effizienz der Regierung, der Qualität der Vorschriften und der Korruptionsbekämpfung (siehe Diagramm 3.1).49 Im Vergleich mit Deutschland und Hongkong hinken die Vereinigten Staaten deutlich hinterher. Dies ist an sich schon ein bemerkenswertes Phänomen. Aber noch erstaunlicher ist, dass die Amerikaner es kaum wahrnehmen. Ein kleiner Trost ist, dass Großbritannien offenbar keinen derartigen institutionellen Niedergang erleidet.


  
    
      Weltweite Rechtsreformen
    

  


  
    
      Die Qualität der Regierungsarbeit in den USA, 1996–2010
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      Diagramm 3.150
    

  


  Verbessert sich der Rechtsstaat anderswo, während er in den Vereinigten Staaten Qualitätseinbußen erleidet? Die beachtlichen Verbesserungen der institutionellen Qualität in Hongkong habe ich bereits erwähnt. Aber Hongkong ist kein Einzelfall. Überall in den Entwicklungsländern versucht man durch Reformen der Rechtssysteme und Verwaltungen, die Chancen, in- und ausländisches Kapital anzuziehen und die Wachstumsrate zu erhöhen, zu steigern. Die Weltbank behält die Fortschritte solcher Reformen mittlerweile gut im Blick. Ich habe mich kürzlich in ihre Datenbank über die Weltentwicklungsindikatoren vertieft, um herauszufinden, welche afrikanischen Länder in Bezug auf folgende Punkte auf vorderen Plätzen rangieren:


  1. die Qualität der öffentlichen Verwaltung,


  2. den Regulierungsrahmen für die Wirtschaft,


  3. Eigentumsrechte und die Verlässlichkeit der Regierungsarbeit,


  4. das Management des öffentlichen Sektors und von Institutionen,


  5. die Transparenz, Rechenschaftspflicht und Bekämpfung der Korruption im öffentlichen Sektor.


  Die Länder, die in mindestens vier dieser Bereiche unter den zwanzig besten Entwicklungsländern rangieren, sind Burkina Faso, Ghana, Malawi und Ruanda.


  Außerdem habe ich mir die Doing Business-Berichte der International Finance Corporation seit 2006 angeschaut: Gemessen wurde, wie viel Zeit man in diversen Entwicklungsländern brauchte, um ein Unternehmen zu gründen, eine Baugenehmigung zu erhalten, ein Grundstück eintragen zu lassen, Steuern zu zahlen, Waren zu importieren und Verträge durchzusetzen.51 Die in dieser Hinsicht besten afrikanischen Länder sind: Nigeria, Gambia, Mauritius, Botswana und Burundi. Andere aufstrebende Märkte, die sich offenbar auf dem richtigen Weg befinden, sind Kroatien, Malaysia, der Iran, Aserbaidschan und Peru (siehe Diagramm 3.2).***


  
    
      Erleichterung der Geschäftstätigkeit, 2006–2012(prozentuale Verringerung der Zahl der Tage, die für die Bewältigung der sechs Prozeduren nötig sind)
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      Diagramm 3.252
    

  


  Nach Ansicht von Entwicklungsökonomen wie Paul Collier erfolgt der Aufbau des Rechtsstaats in armen Ländern in vier Etappen. Der erste unerlässliche Schritt ist die Reduzierung der Gewalt, der zweite ist der Schutz der Eigentumsrechte, der dritte die Durchsetzung einer institutionellen Prüfung der Regierungsarbeit und der vierte die Verhinderung von Korruption im öffentlichen Sektor.53 Interessanterweise klingt dies wie eine Kurzfassung der englischen Geschichte vom Ende des Bürgerkriegs über die Glorious Revolution bis zu den Northcote-Trevelyan-Reformen des öffentlichen Diensts im 19. Jahrhundert.


  Im Gegensatz dazu hat die Volksrepublik China ein erstaunliches Wachstum erreicht, ohne über gute Rechtsinstitutionen zu verfügen und ohne die vorhandenen sonderlich verbessert zu haben. Vertreter der Neuen Institutionenökonomik haben Mühe, dies als Ausnahme von der Regel zu erklären. Aber woran liegt es? Daran, dass die Kommunistische Partei jetzt, da das Wachstum ihre einzige Legitimationsgrundlage ist, »glaubwürdige Verpflichtungen« eingeht? Daran, dass es in China »De-facto-Eigentumsrechte« gibt? Daran, dass die Konkurrenz zwischen den Provinzen eine Art »marktfreundlichen Föderalismus« geschaffen hat? Oder liegt es daran, dass Verträge in China zwar nicht rechtlich, dafür aber relational fundiert sind, also informell über guanxi (die persönlichen Verbindungen)?54 Welche Erklärung auch immer angeführt wird, viele Wissenschaftler – allen voran Daron Acemoğlu und James Robinson – sind der Auffassung, dass das Wachstum in China, wenn das Land jetzt nicht den Übergang zum Rechtsstaat einleitet, institutionenbedingt gedeckelt ist.55 Viele chinesische Menschenrechtsaktivisten, etwa der schon erwähnte Chen Guangcheng, teilen diese Ansicht.


  Einer Studie zufolge lag die Durchsetzungsquote für Gerichtsurteile in Zivil- und Wirtschaftssachen in China Mitte der 1990er Jahre auf erstinstanzlicher Ebene bei 60 Prozent, auf mittlerer Ebene bei 50 Prozent und auf der oberen Provinzebene bei 40 Prozent. Mit anderen Worten, rund die Hälfte der chinesischen Gerichtsurteile stand nur auf dem Papier. Bei Vertragsstreitigkeiten, bei denen es am ehesten um unbezahlte Schulden in beträchtlicher Höhe geht – Streitigkeiten unter Beteiligung von Banken oder staatseigenen Unternehmen –, liegt die Durchsetzungsquote selbst nach amtlicher Schätzung lediglich bei 12 Prozent.56


  Der Fall von Bo Xilai zeigt, wie weit China noch davon entfernt ist, ein Rechtsstaat zu sein. He Weifang hat darauf hingewiesen, dass die Richter in Chongqing im Wesentlichen als Organe von Bos Regime handelten, wenn sie erpresste Geständnisse akzeptierten und Kreuzverhöre ausschlossen. Seit Jahren kämpft He Weifang für die Unabhängigkeit der Justiz, die Rechenschaftspflicht des Nationalen Volkskongresses – insbesondere in Bezug auf die Besteuerung –, die Pressefreiheit und die Umwandlung der Kommunistischen Partei in eine »korrekt angemeldete Rechtspersönlichkeit«, die dem Gesetz untersteht und daher auch die gegenwärtig bedeutungslosen Individualrechte nach Paragraph 35 der Verfassung der Volksrepublik, zu denen die Versammlungs-, Demonstrations- und die Religionsfreiheit gehören, anerkennen muss. Außerdem setzt er sich für die Privatisierung staatseigener Unternehmen ein, weil, wie er es ausdrückt, »das private Eigentum die Grundlage des Zivilrechts« ist. Wie Chen Guangcheng ist er der Auffassung, dass China seiner historischen Pendelbewegung zwischen Ordnung und dong luan – Aufruhr – nur entkommen kann, indem es die Rechtsstaatlichkeit einführt.57


  Für Bewohner des Westens, wo Rechtsanwälte häufig lediglich an ihre eigenen Interessen denken, sind Anwälte, die eine derart radikale Veränderung fordern, ein ungewohnter Anblick. Aber im heutigen China sind Rechtsanwälte – deren Zahl sich 2007 auf gerade einmal 150 000 belief – eine entscheidende Kraft in der sich rasch herausbildenden Öffentlichkeit. Befragungen haben ergeben, dass sie »stark zur politischen Reform neigen und mit dem politischen Status quo zutiefst unzufrieden« sind – obwohl dies nicht nur die staatliche Einmischung, unter der sie zu leiden haben, sondern auch ihre persönliche, wirtschaftlich unsichere Position widerspiegelt. Gleichwohl erinnern Äußerungen wie die folgende eines Anwalts aus der Provinz Henan unverkennbar an eine Zeit, als Rechtsanwälte in der englischsprachigen Welt (einschließlich der antikolonialen Bewegungen in Südostasien) zur gesellschaftlichen Avantgarde gehörten: »Der Rechtsstaat setzt die Demokratie voraus; Rechte setzen den Rechtsstaat voraus; die Verteidigung von Rechten setzt Rechte voraus; und Rechtsanwälte setzen die Verteidigung von Rechten voraus.«58


  Der Sturz von Bo Xilai im Jahr 2012 ist nur ein Indiz dafür, dass Kräfte in der Kommunistischen Partei diese Argumente vernommen haben. Im Juni 2012 erklärte der Generalsekretär des akademischen Ausschusses für nationale Entwicklung und Reform, Zhang Yansheng, in Shenzhen, China sollte »Reformen auf der Grundlage von Recht und Gesetz« anstreben. »Wenn solche Reformen nicht eingeleitet werden«, fügte er hinzu, »wird China in große Schwierigkeiten geraten.«59 Nicht abzusehen ist freilich, ob der nächste Versuch Chinas, das grundlegende westliche Konzept des Rechtsstaats zu importieren, erfolgreicher verlaufen wird als die bisherigen Anläufe. He Weifang warnt aus guten Gründen vor einer naiven Nachahmung des englischen (oder amerikanischen) Rechtssystems. »In Shakespeares Sommernachtstraum«, schreibt er in einer Randbemerkung, »wird der Kopf eines Menschen in den eines Esels verwandelt, woraufhin eine andere Figur ausruft: ›Gott behüte dich! Du bist transferiert!‹ Mit der Einführung eines westlichen Systems in China sieht es ähnlich aus.« Das ins Chinesische übertragene Common Law könnte sich als ungute Kreuzung erweisen.60


  
    
      Die Herrschaft der Anwälte
    

  


  Wie der menschliche Bienenstock der Politik und die Jagdgründe der Marktwirtschaft ist die Rechtslandschaft ein integraler Bestandteil der institutionellen Umgebung, in der wir unser Leben verbringen. Wie eine echte Landschaft ist sie organisch gewachsen, das Resultat eines langsamen historischen Prozesses – Berge und Straßen aus Paragraphen. Aber es ist auch eine Landschaft im Sinne des Landschaftsarchitekten Capability Brown: Sie kann verbessert werden. Aber sie kann auch durch die überstürzte Einführung utopischer Entwürfe zu etwas Scheußlichem – oder sogar zu einer Wüste – gemacht werden. Orientalische Gärten gedeihen in England, und englische Gärten gedeihen im Orient. Aber der Transplantation sind Grenzen gesetzt.


  Auch durch natürliche Vorgänge können einst grüne Landschaften austrocknen. Laut Mancur Olson fallen alle politischen Systeme im Lauf der Zeit mit großer Wahrscheinlichkeit der Sklerose zum Opfer, hauptsächlich aufgrund der besitzstandswahrenden Aktivitäten organisierter Interessengruppen.61 Vielleicht ist es dieser Vorgang, den wir heute in den Vereinigten Staaten verfolgen können. Einst konnten sich die Amerikaner rühmen, dass ihr System das Maß aller Dinge war: Die Vereinigten Staaten waren geradezu die Verkörperung des Rechtsstaats. Heute indes sehen wir anstelle der Herrschaft des Rechts etwas völlig anderes, nämlich die Herrschaft der Rechtsanwälte. Es ist sicher kein Zufall, dass Anwälte im US-Kongress derart überrepräsentiert sind. Der Anteil der Senatoren, die Anwälte sind, liegt zugegebenermaßen unter dem Höchststand von 51 Prozent vom Anfang der 1970er Jahre, erreicht aber immer noch 37 Prozent. Auch stellen Anwälte nicht mehr wie in den frühen 1960er Jahren 43 Prozent der Abgeordneten im Repräsentantenhaus, aber mit 24 Prozent ist ihr Anteil immer noch erheblich größer als im britischen Unterhaus (14 Prozent).62


  Olson führte weiter aus, dass ein externer Schock – wie ein verlorener Krieg – notwendig sein könnte, um die hinderlichen Reste von Vetternwirtschaft und Korruption zu beseitigen und den Rechtsstaat, so wie ihn Bingham und Dworkin verstehen, wieder einzuführen. Man kann nur inbrünstig hoffen, dass den Vereinigten Staaten eine derart schmerzliche Form der Therapie erspart bleibt. Aber wie soll ein System reformiert werden, dessen Legislative, Regulierungsbehörden und Rechtssystem schon so verdorben sind?


  Die Antwort lautet, wie ich im nächsten und letzten Kapitel erläutern werde, dass die Reformen – ob nun in der englischsprachigen oder der chinesischsprachigen Welt – außerhalb der staatlichen Institutionen angestoßen werden müssen: von der Zivilgesellschaft. Sie müssen von uns, den Staatsbürgern, ausgehen.


  * Wird neuen Unternehmen der Marktzugang erschwert, sinkt die Produktqualität. Auch die Korruption ist in solchen Ländern deutlich größer, und sie besitzen eine größere Schattenwirtschaft.


  ** In unserer derzeitigen Arbeit über den »Geist des Common Law« wollen Charles Béar und ich im Einzelnen erkunden, wie diese Entwicklung vor sich geht, indem wir untersuchen, wie sich die Bedeutung von Rechtsbegriffen im Lauf der Zeit verändert hat, anstatt das Recht wie Shleifer und seine Mitautoren im funktionalistischen, auf die Gegenwart bezogenen Sinn zu betrachten.


  *** Dass der Iran in dieser Liste auftaucht, ist natürlich ein Hinweis darauf, dass solche Daten mit Vorsicht zu genießen sind.


  


  
    
      Zivile und unzivile Gesellschaften
    

  


  
    
      Den Strand säubern
    

  


  Vor fast zehn Jahren kaufte ich ein Haus in Südwales. Mit ihrer zerklüfteten, windzerzausten Atlantikküste, ihren regennassen Golfplätzen, den Überresten einstiger industrieller Größe und den durch den Nieselregen gerade noch erkennbaren grünen Bergen erinnert mich die Landschaft an Ayrshire, wo ich aufgewachsen bin, nur dass die Region geringfügig wärmer ist, näher an Heathrow liegt und eine Rugbymannschaft besitzt, von der eher zu erwarten ist, dass sie England besiegt.


  Ich kaufte das Haus vor allem deshalb, weil ich am Meer sein wollte. Der wunderschöne Küstenstreifen vor meiner Haustür war allerdings von Abfällen übersät. Tausende von Plastikflaschen verschmutzten den Sand und die Felsen. Plastiktüten, die sich in den Stacheln wilder Dünenrosen verfangen hatten, flatterten im Wind. Bier- und Limonadendosen rosteten in den Dünen vor sich hin, und auf den Wellen trieben Chipstüten wie abstoßende undurchsichtige Quallen.


  Wo kam der ganze Müll her? Einiges stammte sicherlich von Jugendlichen aus der Gegend, denen die verheerenden Auswirkungen ihres Verhaltens auf die Naturschönheit des Landes ihrer Väter gleichgültig zu sein schienen. Ein wesentlich größerer Teil schien allerdings vom Meer zu kommen. Ich begann mit zunehmendem Entsetzen Informationen über das Ausmaß der Abfallverklappung auf See zu sammeln. Diese Praxis entzieht sich der Kontrolle sämtlicher Regierungen und Gesetze. Im Gegensatz zu Deponien an Land sind die Ozeane eine kostenlose Müllkippe. Doch Plastikabfall ist, anders als die Dinge, die frühere Generationen ins Meer warfen, weder biologisch abbaubar noch schwer genug, um zu versinken. Wo er endet, hängt von den Strömungen, Gezeiten und Windverhältnissen ab. Zu meinem Leidwesen landete ein überproportionaler Anteil des im Nordatlantik verklappten Mülls vor meiner Haustür.


  Ich fragte die Einheimischen, wer für die Säuberung der Küste verantwortlich sei. »Das ist hier eigentlich Aufgabe des Stadtrats«, erklärte mir einer von ihnen. »Aber er unternimmt nichts, oder?« Da sich mein Leben unter dem Milchwald in ein Leben unter der Milchtüte verwandelt hatte, begann ich, wütend und vielleicht mit den ersten Anzeichen einer Zwangsneurose, einen schwarzen Müllsack auf meine Spaziergänge mitzunehmen und mit Abfall zu füllen. Die Aufgabe ging indes über die Kräfte eines einzelnen Mannes.


  Dann geschah Folgendes. Ich warb um Mitstreiter. Das Angebot war einfach: Kommt und helft mir, die Küste so aussehen zu lassen, wie sie aussehen sollte; für Essen ist gesorgt. Die erste Strandsäuberung war eine bescheidene Affäre; es kamen nicht mehr als acht, neun Leute, und nicht alle blieben dabei, denn die Arbeit brachte Rückenschmerzen und schmutzige Finger mit sich. Die zweite Aktion war schon erfolgreicher, zumal tatsächlich die Sonne schien, was sie gelegentlich – sehr gelegentlich – tut.


  Der Durchbruch kam jedoch, als sich der örtliche Ableger des Lions Club einklinkte. Ich hatte noch nie etwas vom Lions Club gehört. Jetzt lernte ich, dass er wie der Rotary Club ursprünglich aus Amerika kommt. Beide Clubs waren vor rund einem Jahrhundert von Chicagoer Geschäftsleuten als säkulare Netzwerke gegründet worden, deren Mitglieder sich verschiedenen guten Zwecken widmeten. Durch den Lions Club erhielt die Strandsäuberung einen Grad an Organisation und Motivation, der meine ersten improvisierten Anstrengungen bei weitem übertraf. Nachdem er zu uns gestoßen war, bekam die Küste tatsächlich ein neues Aussehen. Die Plastikflaschen wurden entsorgt und die Rosen von ihren Polyäthylenhüllen befreit. Ein Zeichen für unseren Erfolg war, dass Einheimische wie Besucher in merklich größerer Zahl auf den Küstenwegen spazieren gingen.


  Diese Erfahrung lehrte mich die Macht der freiwilligen Organisation. Gemeinsam, spontan, ohne jede Beteiligung des Staates, ohne Gewinnstreben und ohne jede gesetzliche Verpflichtung oder Macht hatten wir einen deprimierenden Müllabladeplatz in einen schönen Ort zurückverwandelt. Jedes Mal, wenn ich zum Schwimmen an den Strand gehe, frage ich mich, wie viele andere Probleme wohl auf diese einfache und doch befriedigende Weise gelöst werden könnten.


  In den vorangegangenen Kapiteln habe ich versucht, einige fest verschlossene Blackboxes zu öffnen, und zwar diejenigen mit den Etiketten »Demokratie«, »Kapitalismus« und »Rechtsstaat«. In diesem abschließenden Kapitel möchte ich die Blackbox öffnen, auf der »Zivilgesellschaft« steht. Die Frage, mit der ich mich beschäftigen werde, lautet, inwieweit eine wahrhaft freie Nation ohne das Vorhandensein einer lebendigen Zivilgesellschaft gedeihen kann. Das Gegenteil der Zivilgesellschaft bezeichne ich als unzivile Gesellschaft, in der sogar das Problem des antisozialen Verhaltens dem Staat überantwortet wird. Und ich werde die Vorstellung in Zweifel ziehen, dass die neuen sozialen Netzwerke im Internet in irgendeiner Weise ein Ersatz für reale Netzwerke wie jenes sein können, das mir half, meinen heimischen Strand zu säubern.


  
    
      Aufstieg und Fall des Sozialkapitals
    

  


  »Amerika«, berichtet Alexis de Tocqueville in Über die Demokratie in Amerika,


  
    
      ist das Land, in dem man die Möglichkeiten der Menschen, sich zusammenzuschließen, am meisten ausgenutzt und dieses mächtige Mittel auf den verschiedensten Gebieten angewendet hat.
    

  


  
    
      Abgesehen von den dauernden Zusammenschlüssen, die das Gesetz in Form von Gemeinden, Städten und Grafschaften bewirkt hat, gibt es eine Menge anderer, die ihre Entstehung und Entwicklung der privaten Initiative verdanken.
    

  


  
    
      Der Bürger der Vereinigten Staaten lernt von klein auf, dass er sich im Kampf gegen die mancherlei Schwierigkeiten des Lebens auf sich selbst verlassen muss; er hat für die Obrigkeit nur einen misstrauischen und unruhigen Blick und ruft ihre Macht nur zu Hilfe, wenn er es gar nicht vermeiden kann … In den Vereinigten Staaten schließt man sich zu Zwecken der öffentlichen Sicherheit, des Handels und der Industrie, der Moral und der Religion zusammen. Es gibt nichts, was der menschliche Wille nicht durch die freie Tätigkeit der vereinigten Macht Einzelner zu erreichen hoffte.1
    

  


  Tocqueville betrachtete politische Vereinigungen als unerlässliches Gegengewicht zur Tyrannei der Mehrheit in der modernen Demokratie. Wirklich fasziniert war er jedoch von den nichtpolitischen Vereinigungen:


  
    
      Amerikaner jeden Alters, jeden Ranges, jeder Geistesrichtung schließen sich fortwährend zusammen. Sie haben nicht nur kaufmännische und Berufsvereine, denen alle angehören, sie haben auch unzählige andere Arten: religiöse, sittliche, ernste, oberflächliche, sehr allgemeine und sehr besondere, gewaltige und ganz kleine; die Amerikaner tun sich zusammen, um Feste zu geben, Seminarien zu begründen, Gasthöfe zu bauen, Kirchen zu errichten, Bücher zu verbreiten, Missionare zu den Antipoden zu entsenden; sie errichten auf diese Weise Spitäler, Gefängnisse, Schulen. Handelt es sich schließlich darum, eine Wahrheit zu verkünden oder ein Gefühl mit Hilfe eines großen Beispiels zu fördern, so gründen sie Vereinigungen.2
    

  


  Diese Passage ist zu Recht berühmt, ebenso wie Tocquevilles ironische Gegenüberstellung des Kampfs amerikanischer Bürgervereinigungen gegen den Alkoholmissbrauch und der Art, wie man in seinem Heimatland mit sozialen Problemen umging: »Wären diese hunderttausend Menschen [Mitglieder von Temperenzgesellschaften] in Frankreich zu Hause, so ist anzunehmen, dass sich jeder einzeln an die Regierung gewandt hätte, um sie zu bitten, die Wirtshäuser im ganzen Gebiet des Königreiches zu überwachen.«3


  Tocquevilles Beschreibung der Vorliebe für freiwillige Vereinigungen im Amerika des 19. Jahrhunderts ist nicht übertrieben. Der Historiker Marvin Olasky führt an, dass sich zu Beginn des 20. Jahrhunderts Vereinigungen, die mit den 112 protestantischen Kirchen in Manhattan und der Bronx verbunden waren, für folgende Einrichtungen verantwortlich zeigten: 48 Berufsschulen, 45 Bibliotheken oder Leseräume, 44 Nähschulen, 40 Kindergärten, 29 Sparkassen, 21 Arbeitsvermittlungen, 20 Sporthallen und Schwimmbäder, 8 Apotheken, 7 Ganztageskinderkrippen und 4 Pensionen. Hinzu kamen die Aktivitäten der katholischen Kirche, der jüdischen Gemeinde sowie säkularer Vereinigungen, von denen es ebenfalls viele gab.4 Wie Tocqueville richtig bemerkt, markiert dies einen Unterschied zum Leben in Kontinentaleuropa. Edward Banfield stellt in The Moral Basis of a Backward Society den »amoralischen Familiensinn« einer süditalienischen Stadt, die er »Montegrano« nennt, dem vielfältigen Vereinsleben in St. George in Utah gegenüber: gleiches Terrain und Klima – unterschiedliche Institutionen. In Montegrano gab es nur eine Vereinigung: einen Kartenspielclub mit 25 männlichen Mitgliedern aus der Oberschicht. Außerdem gab es ein Waisenhaus, das von einem Nonnenorden in einem alten Kloster betrieben wurde, aber die Stadtbewohner unterstützten dessen Arbeit in keiner Weise und unternahmen auch nichts, um das verfallende Klostergemäuer zu erhalten.5


  Allerdings hat die Vitalität des Vereinslebens der frühen Jahre der Vereinigten Staaten, wie von Tocqueville befürchtet, seither erheblich abgenommen. Robert Putnam hat in seinem Bestseller Bowling Alone den drastischen Niedergang in der Zeit von etwa 1960/70 bis zum Ende der 1990er Jahre anhand einer langen Liste von Indikatoren für »soziales Kapital« nachvollzogen. Demnach sank


  


  
    	die Beteiligung an öffentlichen Sitzungen in städtischen oder schulischen Angelegenheiten um 35 Prozent,


    	die aktive Mitarbeit in Klubs oder Organisationen um 42 Prozent,


    	die Mitarbeit in Komitees lokaler Organisationen um 39 Prozent,


    	die Mitgliedschaft in Eltern-Lehrer-Vereinigungen um 61 Prozent,


    	die durchschnittliche Mitgliedschaftsquote von 32 landesweiten kirchlichen Vereinigungen um fast 50 Prozent und


    	die Mitgliedschaftsquote der Bowlingligen für Männer um 73 Prozent.6

  


  Wie Theda Skocpol 2003 in ihrer Studie Diminished Democracy feststellte, befinden sich Organisationen wie die Elks (Benevolent and Protective Order of Elks), Moose International, die Rotarier und auch meine Freunde, die Lions – die einst so viel dafür getan haben, Amerikaner unterschiedlicher Einkommensschichten und Herkunft zusammenzubringen –, in den Vereinigten Staaten im Niedergang.7 Ähnliches (wenn auch aus völlig anderer ideologischer Perspektive) stellt Charles Murray in seinem 2012 erschienenen, ausgezeichneten Buch Coming Apart fest, wenn er ausführt, der Zusammenbruch sowohl des religiösen als auch des säkularen Vereinslebens in Arbeitergemeinden sei eine der Hauptursachen der sozialen Immobilität und der zunehmenden Ungleichheit in den Vereinigten Staaten.8


  Wenn der Niedergang der amerikanischen Zivilgesellschaft so weit fortgeschritten ist, welche Hoffnung gibt es dann für Europa? Großbritannien wird gelegentlich als Ausnahme von Putnams »Gesetz« des abnehmenden Sozialkapitals dargestellt. Wie in den Vereinigten Staaten war das 19. Jahrhundert auch im Vereinigten Königreich ein goldenes Zeitalter des Vereinslebens, »die Zeit der Gewerkschaften, der Konsumgenossenschaften und Wohltätigkeitsvereine, der Bünde, Ausschüsse, Kommissionen und Komitees für jeden denkbaren wohltätigen oder kulturellen Zweck«.9 1911 überstiegen die jährlichen Bruttoeinnahmen eingetragener Wohltätigkeitsorganisationen die staatlichen Ausgaben im Rahmen des Armengesetzes.10 Die absolute Zahl der von Wohltätigkeitsorganisationen betreuten Notfälle war zwischen 1871 und 1945 erstaunlich konstant.11


  Die Umsetzung von William Beveridges Vorschlag eines zentral verwalteten Systems der Sozial- und Krankenversicherung veränderte die Rolle vieler britischer »friendly societies« tiefgreifend, entweder durch ihre Umwandlung in staatliche Wohlfahrtsämter oder dadurch, dass man sie überflüssig machte.12 In anderen Bereichen blieb das Vereinsleben in Großbritannien jedoch erhalten. In den 1950er Jahren fanden Soziologen die Vitalität des Netzwerks von Freiwilligenorganisationen immer noch beeindruckend. Laut Peter Hall überlebte es sogar die 1980er Jahre weitgehend unversehrt, mit Ausnahme der traditionellen Frauenorganisationen sowie einiger Jugendorganisationen und Dienstanbieter wie dem Roten Kreuz, die einen Rückgang ihrer Mitgliederzahlen zu verzeichnen hatten.13


  Bei näherem Hinsehen bekommt dieses Bild der Widerstandsfähigkeit jedoch Risse. Anhand der von 1875 bis 2001 erstellten Berichte des Registrar of Friendly Societies lässt sich über einen langen Zeitraum die Entwicklung der Anzahl und Mitgliederstärke solcher Hilfsorganisationen (wie den Arbeiterklubs) sowie von Konsum- und Baugenossenschaften (in Gemeinschaftsbesitz befindliche Kooperativen und Sparkassen) nachverfolgen. In absoluten Zahlen erlebten solche Vereinigungen, was ihre Anzahl und ihre Mitgliedschaft betraf, ihren Höhepunkt 1914 (36 010) beziehungsweise 1908 (33,8 Millionen), also in einer Zeit, als Großbritannien gerade einmal 44 Millionen Einwohner hatte. Im Gegensatz dazu gab es 2001 nur noch etwas mehr als 12 000 Vereinigungen. Die Mitgliederzahlen sind für dieses Jahr nur von 9000 Kooperativen und Genossenschaften bekannt; sie summieren sich auf 10,5 Millionen, bei einer Bevölkerung von 59,7 Millionen.14 Die Manchester Unity of Oldfellows, eine Dachorganisation von Friendly Societies, die 1899 713 000 Mitglieder zählte, besitzt heute nur noch 230 000 Mitglieder.15 Darüber hinaus hat eine Vergleichsstudie auf der Grundlage des World Value Survey ergeben, dass Großbritannien in der internationalen Freiwilligkeitsbestenliste vom neunten auf den zwölften Platz zurückgefallen ist, da der Anteil der Bevölkerung, der angab, Mitglied einer oder mehrerer Freiwilligenorganisationen zu sein, zwischen 1981 und 1991 von 52 auf 43 Prozent gesunken ist.16 Die jüngsten Zahlen belegen einen weiteren Rückgang (siehe Diagramm 4.1) und zeigen, dass mittlerweile mehr Briten als Amerikaner »allein bowlen«.


  Der Verfall des britischen »Sozialkapitals« hat sich deutlich beschleunigt. Nicht nur die Mitgliederzahlen von Parteien und Gewerkschaften verringerten sich drastisch, auch alteingeführte Wohltätigkeitsorganisationen und Vereine mit humanitärer Zeilsetzung haben »einen erheblichen Mitgliederverlust« zu verzeichnen. Mitgliedschaften in jeder Art von Organisation bestanden 2007 weitaus weniger häufig als 1997. Bemerkenswert ist, dass nach Angaben des National Council of Voluntary Organizations nur »acht Prozent der Bevölkerung fast die Hälfte aller Freiwilligenstunden« leisten.17 Bei den Spenden für wohltätige Zwecke ist ein ähnlicher Trend zu beobachten. Obwohl die durchschnittliche Spendensumme insgesamt gestiegen ist, hat der Anteil der spendenden Haushalte seit 1978 erheblich abgenommen. Heute stammt mehr als ein Drittel der Spenden von über 65-Jährigen; vor dreißig Jahren lag dieser Anteil noch bei weniger als einem Viertel. (In derselben Zeitspanne ist der Anteil der Senioren an der Bevölkerung von 14 auf 17 Prozent gestiegen.)18 Die neuesten Veröffentlichungen des Citizenship Survey für England sind eine wahrhaft bedrückende Lektüre.19 In den Jahren 2009/10


  


  
    	beteiligte sich nur jeder Zehnte am Entscheidungsprozess über lokale Dienste oder an der Bereitstellung dieser Dienste (beispielsweise als Elternbeirat oder Friedensrichter);


    	übte nur jeder Vierte mindestens einmal im Monat eine Freiwilligentätigkeit aus (zumeist bei der Organisation oder Durchführung einer Veranstaltung, für gewöhnlich einer Sportveranstaltung, oder als Spendensammler für eine solche Veranstaltung);


    	fiel der Anteil derjenigen, die mindestens einmal im Monat informell freiwillig sozial tätig waren (beispielsweise, um älteren Nachbarn zu helfen) gegenüber dem Vorjahr von 35 auf 29 Prozent, während der Anteil derjenigen, die mindestens einmal im Jahr informell Hilfe leisteten, von 62 auf 54 Prozent sank;


    	verringerten sich die Wohltätigkeitsspenden, wie schon seit 2005, weiter.

  


  
    
      Die Mitgliedschaft in Freiwilligenorganisationen in Großbritannien und den Vereinigten Staaten, 2005/06
    

  


  [image: ]
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      Diagramm 4.120
    

  


  Was ist passiert? Putnam zufolge trägt die Technologie – vor allem das Fernsehen und das Internet – die Hauptschuld am Tod des traditionellen Vereinslebens in Amerika. Ich sehe dies etwas anders. Soziale Netzwerke wie Facebook sind zwar riesig, aber schwach. Mit 900 Millionen aktiven Nutzern – neunmal so vielen wie 2008 – ist das Facebook-Netzwerk ein mächtiges Instrument, das es ähnlich gesinnten Menschen ermöglicht, ähnliche Meinungen über ähnliche Leidenschaften auszutauschen. Vielleicht werden die Folgen dieses Austauschs, wie Jared Cohen und Eric Schmidt meinen, tatsächlich revolutionär sein – obwohl es fraglich ist, inwieweit Google und Facebook beim Arabischen Frühling wirklich eine Rolle gespielt haben.21 (Immerhin haben die Libyer mehr getan, als Gaddafi aus ihrer Freundesliste zu streichen.) Jedenfalls bezweifle ich, dass Online-Communities traditionelle Formen der Vereinigung ersetzen können.


  Hätte ich den Strand säubern können, indem ich meine Facebook-Freunde angestubst oder eine neue Gruppe geschaffen hätte? Ich bezweifle es. Einer Studie von 2007 kann man entnehmen, dass die meisten Menschen Facebook benutzen, um den Kontakt zu vorhandenen Freunden zu pflegen, häufig solchen, die sie seltener sehen, weil sie nicht mehr in ihrer Nähe wohnen. Die befragten Studenten nutzten Facebook zweieinhalbmal häufiger für diesen Zweck, als Kontakt zu Fremden aufzunehmen – wie ich es tun musste, um den Strand zu säubern.22


  Nicht die Technologie hat die Zivilgesellschaft ausgehöhlt, vielmehr etwas, was Tocqueville in der wohl stärksten Passage von Über die Demokratie in Amerika vorhergesehen hat, in der er sich eine künftige Gesellschaft vorstellte, in der das Vereinsleben abgestorben ist:


  
    
      Ich sehe eine unübersehbare Menge ähnlicher und gleicher Menschen, die sich rastlos um sich selbst drehen, um sich kleine und gewöhnliche Freuden zu verschaffen, die ihr Herz ausfüllen. Jeder von ihnen ist, ganz auf sich zurückgezogen, dem Schicksal aller anderen gegenüber wie unbeteiligt: seine Kinder und seine besonderen Freunde sind für ihn die ganze Menschheit; was seine übrigen Mitbürger angeht, so ist er zwar bei ihnen, aber er sieht sie nicht; er berührt sie, aber er spürt sie nicht; er lebt nur in sich und für sich selbst …
    

  


  
    
      Über diesen Bürgern erhebt sich eine gewaltige Vormundschaftsgewalt, die es allein übernimmt, ihr Behagen sicherzustellen und über ihr Schicksal zu wachen. Sie ist absolut, ins Einzelne gehend, pünktlich, vorausschauend und milde. Sie würde der väterlichen Gewalt gleichen, hätte sie – wie diese – die Vorbereitung der Menschen auf das Mannesalter zum Ziel; sie sucht aber, im Gegenteil, die Menschen unwiderruflich in der Kindheit festzuhalten …
    

  


  
    
      So breitet der Souverän, nachdem er jeden Einzelnen der Reihe nach in seine gewaltigen Hände genommen und nach Belieben umgestaltet hat, seine Arme über die Gesellschaft als Ganzes; er bedeckt die Oberfläche mit einem Netz kleiner, verwickelter, enger und einheitlicher Regeln, das nicht einmal die originellsten Geister und die stärksten Seelen zu durchdringen vermögen, wollen sie die Menge hinter sich lassen; er bricht den Willen nicht, sondern er schwächt, beugt und leitet ihn; er zwingt selten zum Handeln, steht vielmehr ständig dem Handeln im Wege; er zerstört nicht, er hindert die Entstehung; er tyrannisiert nicht, er belästigt, bedrängt, entkräftet, schwächt, verdummt und bringt jede Nation schließlich dahin, dass sie nur noch eine Herde furchtsamer und geschäftiger Tiere ist, deren Hirte die Regierung.23
    

  


  Tocqueville hatte selbstverständlich recht. Nicht die Technologie, sondern der Staat – mit seinem verführerischen Versprechen von »Sicherheit von der Wiege bis zu Bahre« – war der wirkliche Feind der Zivilgesellschaft. Noch während er schrieb, vermerkte und verurteilte er die ersten Versuche, eine Regierung an die Stelle »einiger der größten amerikanischen Vereine« zu setzen. »Welche politische Macht wäre aber«, fragt er,


  
    
      je imstande, der unendlichen Menge kleiner Vorhaben zu genügen, die die amerikanischen Bürger alle Tage mit Hilfe einer Vereinigung ausführen? … Je mehr sie an die Stelle der Vereine tritt, umso mehr werden die einzelnen Menschen dem Gedanken der Vereinigung entfremdet und auf ihre Hilfe angewiesen sein …
    

  


  
    
      Träte die Regierung überall an die Stelle der Vereinigungen, so wäre die sittliche und die geistige Kraft eines demokratischen Volkes nicht weniger gefährdet als sein Handel und sein Gewerbe.
    

  


  
    
      Nur durch die gegenseitige Wirkung der Menschen aufeinander erneuern sich die Gefühle und die Ideen, weitet sich das Herz und entfaltet sich der Geist des Menschen.24
    

  


  Amen.


  
    
      Privatisierung der Schulen
    

  


  Um zu begreifen, wie klug dieser alte Franzose war, fragen Sie sich einmal, wie vielen Klubs Sie angehören. Ich für meinen Teil komme auf drei Klubs in London, einen in Oxford, einen in New York und einen in Cambridge, Massachusetts. Ich bin ein jämmerlich inaktives Mitglied, zahle allerdings meine Beiträge und nutze mehrmals im Jahr die Sporteinrichtungen, Restaurants und Gästezimmer. Ich spende regelmäßig an zwei Wohltätigkeitsorganisationen, wenn auch nicht genug. Ich bin Mitglied eines Fitnessstudios und unterstütze einen Fußballverein.


  Am aktivsten bin ich wahrscheinlich als Alumnus der Hauptbildungseinrichtungen, die ich in meiner Jugend besucht habe: der Glasgow Academy und des Magdalen College in Oxford. Auch den Schulen meiner Kinder sowie der Universität, an der ich lehre, widme ich einige Zeit. Lassen Sie mich erklären, warum ich in Bezug auf diese unabhängigen Bildungseinrichtungen* so parteiisch bin.


  Die Ansicht, die ich vertrete, ist höchst unmodern. Bei einem vom Guardian gegebenen Essen löste ich ein allgemeines entsetztes Aufstöhnen aus, als ich Folgendes äußerte: Meiner Meinung nach sind die unabhängigen Schulen heute die besten Institutionen auf den Britischen Inseln. (Überflüssig zu sagen, dass diejenigen, die am lautesten aufstöhnten, allesamt auf solche Schulen gegangen waren.) Bildungspolitisch wäre es in Großbritannien angebracht, die Zahl privater Bildungseinrichtungen erheblich zu vergrößern – und gleichzeitig Gutschein-, Stipendien- und Freiplatzprogramme aufzulegen, um einer größeren Zahl von Kindern aus Familien mit niedrigem Einkommen ihren Besuch zu ermöglichen.


  Natürlich gehört diese Forderung zu den Dingen, die Linke reflexartig als »elitär« verurteilen. Selbst einige Konservative, wie George Walden, betrachten Privatschulen als Ursache von Ungleichheit und finden sie derart schädlich, dass man sie verbieten sollte. Lassen Sie mich erklären, warum diese Ansicht völlig falsch ist.


  Ungefähr hundert Jahre lang war die Ausweitung des staatlichen Bildungssektors zweifellos eine gute Sache. Wie Peter Lindert hervorgehoben hat, waren Schulen die Ausnahme, die Tocquevilles Regel bestätigte, denn es waren die amerikanischen Staaten, die als Erste lokale Steuern erhoben, um nach 1852 den allgemeinen und verpflichtenden Schulbesuch zu finanzieren. Fast überall in der Welt führte die Ausweitung der Wahlberechtigung rasch zur Einführung ähnlicher Systeme. Dies war ökonomisch bedeutsam, denn die allgemeine Bildung erwies sich als höchst profitabel: Menschen, die lesen, schreiben und rechnen können, sind weit produktivere Arbeiter als Ungebildete.25 Aber das staatliche Bildungsmonopol besitzt Grenzen, insbesondere in Gesellschaften, in denen die Lese- und Schreibfähigkeit seit langem allgemein verbreitet ist. Das Problem besteht darin, dass das staatliche Bildungssystem unter dem gleichen Nachteil leidet wie alle Monopolisten: einem Qualitätsverlust aufgrund mangelnder Konkurrenz und der korrumpierenden Macht der Eigeninteressen. Außerdem muss man, ganz gleich, welchen ideologischen Vorurteilen man anhängt, erkennen, dass es einen guten Grund dafür gibt, warum private Bildungseinrichtungen auf der ganzen Welt einen entscheidenden Beitrag zur Setzung und Erhöhung von Bildungsstandards leisten.


  Mein Plädoyer für Privatschulen richtet sich nicht gegen staatliche Schulen. Ich halte beide für wichtig, denn »Biodiversität« ist einem Monopol vorzuziehen. Die Konkurrenz zwischen öffentlichen und privaten Schulen fördert die Leistung beider Bereiche. Deshalb sind amerikanische Universitäten (die in einem immer globaler werdenden Wettbewerb stehen) die besten der Welt – laut einem Ranking der Schanghaier Jiang-Tong-Universität rangieren 22 unter den ersten 30 –, während die amerikanischen Highschools im Allgemeinen ziemlich schlecht sind, wie die Ergebnisse des Programms für die internationale Bewertung des mathematischen Leistungsstands für Schüler im Alter von 15 Jahren von 2009 belegen. Wäre die Universität Harvard zu dem geworden, was sie ist, wenn sie irgendwann im Lauf ihrer Geschichte verstaatlicht worden wäre, entweder durch den Staat Massachusetts oder durch die Bundesregierung? Sie kennen die Antwort.


  In Großbritannien haben wir das entgegengesetzte System: Die Universitäten sind im Wesentlichen zu Agenturen eines staatlich finanzierten Höheren Bildungsdienstes degradiert worden – auch wenn in England und Wales mittlerweile zusätzlich Gebühren erhoben werden, die aber immer noch unter dem liegen, was die besten Institutionen verlangen sollten –, während es in der Schulbildung einen lebendigen, finanziell völlig unabhängigen Sektor gibt. Die Ergebnisse? Abgesehen von der Elite, die ihre eigenen Ressourcen und/oder ihren guten Ruf pflegt, befinden sich die meisten britischen Universitäten in der Krise. Nur sieben von ihnen tauchen auf der jüngsten Liste der weltweit besten fünfzig Universitäten des The Times Higher Education Supplement auf. Dennoch können wir uns rühmen, einige der besten höheren Schulen des Planeten zu besitzen.


  Apologeten der traditionellen staatlichen Bildung müssen sich einen einfachen Zusammenhang vor Augen führen: Durch die Bereitstellung einer »kostenlosen« staatlichen Schulbildung, die für gewöhnlich minderer Qualität ist, schafft man einen Anreiz für den Aufbau eines wirklich guten privaten Systems (denn niemand würde zwischen 10 000 und 30 000 Pfund im Jahr für eine Bildung zahlen, die nur geringfügig besser ist als die kostenlose staatliche Option).26


  Es ist einigermaßen ironisch, dass, während ich dies schreibe, die Maßnahmen zur Verbesserung der öffentlichen Bildung in England in die Verantwortung eines Schotten fallen. Die Idee dafür hat Michael Grove von einem Absolventen des Fettes College in Edinburgh namens Tony Blair übernommen: scheiternde Schulen in selbstverwaltete Akademien umzuwandeln. Gab es anfangs nur 200 Akademien, so wurde zwischen 2010 und 2012 nahezu die Hälfte aller höheren Schulen umgewandelt. Schulen wie die Mossbourne Academy in Hackney oder die Durand Academy, eine Grundschule in Stockwell, zeigen, was selbst in armen Vierteln erreicht werden kann, wenn die Todeshand der öffentlichen Kontrolle wegfällt.27 Noch verheißungsvoller sind die neuen »freien Schulen«, die von Eltern, Lehrern und anderen aufgebaut werden, aber aus Steuergeldern finanziert werden.28 Anzumerken ist, dass diese Schulen nicht selektiv sind. Sie werden weiterhin von der öffentlichen Hand finanziert. Aber ihre größere Autonomie hat rasch zu weit höheren Maßstäben sowohl in Bezug auf die Disziplin als auch hinsichtlich des Lernens geführt.


  Viele Linke beklagen diese Entwicklungen. (Und viele Labour-Abgeordnete würden am liebsten verleugnen, dass die Idee der Akademien aus ihren Reihen kam.) Doch sie sind Teil eines globalen Trends. In der ganzen Welt nehmen kluge Politiker vom überholten Modell des staatlichen Bildungsmonopols Abschied und erlauben der Zivilgesellschaft, wieder echten Einfluss auf den Bildungssektor auszuüben.


  Viele glauben fälschlicherweise, in Skandinavien sei der altmodische Wohlfahrtsstaat noch am Leben und wohlauf. Tatsächlich hat nur Finnland ein striktes staatliches Bildungsmonopol beibehalten, dessen Erfolg das Land zur Ausnahme von der Regel macht. Im Gegensatz dazu waren Schweden und Dänemark Vorreiter der Bildungsreform. Dank eines kühnen Dezentralisierungs- und Gutscheinkonzepts ist die Zahl der unabhängigen Schulen in Schweden in die Höhe geschnellt. Die dänischen »freien« Schulen werden eigenständig betrieben und erhalten pro Schüler einen Festbetrag vom Staat, können aber darüber hinaus Gebühren erheben und auf andere Weise zusätzliche Mittel beschaffen, wenn ihre Erfolge dies rechtfertigen. (Eine ähnliche Reform in den Niederlanden hat dazu geführt, dass dort heute zwei Drittel der Schüler auf unabhängige Schulen gehen.)29


  In den Vereinigten Staaten gibt es heute über 2000 sogenannte Charter Schools, die wie die englischen Akademien öffentlich finanziert, aber unabhängig betrieben werden und rund zwei Millionen Familien in einigen der ärmsten Gebiete des Landes in Bezug auf die Bildung eine Wahlmöglichkeit eröffnen. Organisationen wie die Success Academy sind von Seiten der Lehrergewerkschaften Beschimpfungen und Einschüchterungsversuchen ausgesetzt, weil die höheren Maßstäbe in ihren Charter Schools den Status quo schwacher Leistungen in Frage stellen. In den New Yorker öffentlichen Schulen haben im letzten Jahr 62 Prozent der Dritt-, Viert- und Fünftklässler die Mathematikprüfung bestanden – in der Harlem Success Academy 99 Prozent. Im Fach Naturwissenschaften lag die Erfolgsquote sogar bei 100 Prozent.30 Der Grund dafür liegt nicht darin, dass die Charter Schools sich die besten Schüler herauspicken und die motiviertesten Eltern anziehen. Die Auswahl der Schüler der Harlem Success erfolgt durch ein Losverfahren. Die Charter Schools leisten mehr, weil sie sowohl rechenschaftspflichtig als auch autonom sind.


  Man muss jedoch noch einen weiteren Schritt tun, nämlich die Zahl der wahrhaft freien Schulen erhöhen – frei in dem Sinn, dass sie privat finanziert werden und sich ihre Schüler aussuchen können. Bezeichnenderweise bemängelten sechs von zehn Akademiedirektoren im März 2012 in einer Umfrage, die geltende landesweite Vereinbarung über Bezahlung und Arbeitsbedingungen hindere sie daran, den Lehrern höhere Gehälter zu zahlen und den Schultag zu verlängern, um schwachen Schülern zusätzlichen Unterricht zu geben.31 Anderswo gibt es eine solche Behinderung privater Bildung nicht. In Schweden unterrichten Unternehmen wie Kunskapsskolan (»Die Wissensschule«) Zehntausende von Schülern. In Brasilien haben Schulketten wie Objetivo, COC und Pitágoras buchstäblich Hunderttausende von Schülern. Das wohl bemerkenswerteste Beispiel ist jedoch Indien. Dort bieten, wie James Tooley gezeigt hat, Privatschulen mit so phantasievollen Namen wie Royal Grammar School, Little Nightingale’s Highschool oder Firdaus Flowers Convent School in Slums von Städten wie Hyderabad die beste Chance, eine anständige Bildung zu erhalten.32 In Teilen Afrikas fanden Tooley und seine Rechercheure ähnliche Privatschulen. Sie sind stets die Antwort auf grauenhaft schlechte öffentliche Schulen, in denen die Klassen absurd groß sind und die Lehrer vor sich hin dösen oder durch Abwesenheit glänzen.


  In Großbritannien besteht das Problem nicht darin, dass es zu viele Privatschulen gäbe. Vielmehr gibt es zu wenige, und wenn ihnen die Gemeinnützigkeit aberkannt werden sollte, wird es noch weniger geben. Nur etwa sieben Prozent der britischen Jugendlichen besuchen Privatschulen; in den Vereinigten Staaten ist der Anteil ähnlich niedrig. Wenn Sie wissen wollen, warum asiatische Jugendliche in standardisierten Tests so viel besser abschneiden als ihre britischen und amerikanischen Altersgenossen, brauchen Sie sich bloß die folgende Tatsache anzuschauen: In Macao, Hongkong, Südkorea, Taiwan und Japan besucht über ein Viertel der Schüler eine Privatschule. Das durchschnittliche PISA-Ergebnis in Mathematik liegt in diesen Ländern zehn Prozent über demjenigen in Großbritannien und den Vereinigten Staaten. Der Abstand zwischen diesen Ländern und uns ist größer als unser Abstand zur Türkei. Es ist kein Zufall, dass der Anteil türkischer Schüler in Privatschulen unter vier Prozent liegt.


  Eine private Bildung nutzt nicht nur der Elite. 2010 haben Martin West und Ludger Wößmann festgestellt, dass »ein zehnprozentiger Anstieg der Einschreibungen in Privatschulen die Ergebnisse von Mathematiktests in einem Land … um den Gegenwert von fast einem halben Jahr Unterricht« verbessert. Außerdem reduziere »ein zehnprozentiger Anstieg der Einschreibungen in Privatschulen die Gesamtbildungsausgaben pro Schüler um mehr als fünf Prozent des OECD-Durschnitts«.33 Mit anderen Worten, mehr private Bildung bedeutet eine hochwertigere und effizientere Bildung für jeden. Das beste Beispiel dafür ist die Tatsache, dass das Wellington College jetzt eine öffentliche Akademie finanziert. Ein anderes Beispiel sind Schulen wie die Glasgow Academy, die ihre Stipendienprogramme ausweiten, um den Anteil von Schülern zu erhöhen, deren Schulgeld aus schuleigenen Mitteln beglichen wird.


  Die Bildungsrevolution des 20. Jahrhunderts bestand darin, dass für die meisten in Demokratien lebenden Menschen eine elementare Bildung erreichbar wurde. Die Bildungsrevolution des 21. Jahrhunderts wird darin bestehen, dass für einen zunehmenden Anteil der Kinder eine gute Bildung erreichbar wird. Wirklich elitär ist, wer dies ablehnt, denn er will, dass arme Kinder weiterhin auf jämmerliche Schulen gehen.


  
    
      Eine größere Gesellschaft
    

  


  Die größere Geschichte, die ich am Beispiel der Bildung erzähle, ist, dass der Staat in den vergangenen fünfzig Jahren zu weit ins Reich der Zivilgesellschaft eingedrungen ist. Dies hat seine Vorteile, wenn (wie im Fall der Grundschule) ungenügende private Vorkehrungen getroffen werden. Aber es hat auch seinen Preis.


  Wie Tocqueville glaube ich, dass spontane lokale Aktivitäten besser sind als zentrales staatliches Handeln, und dies nicht nur was die Ergebnisse angeht, sondern auch und vor allem für die Bürger. Denn wahres Bürgertum beinhaltet nicht nur, zu wählen, Geld zu verdienen und nicht mit dem Gesetz in Konflikt zu geraten. Es bedeutet auch, über den Tellerrand der Kleinfamilie hinauszuschauen und sich dort zu engagieren, wo Verhaltensregeln entwickelt und durchgesetzt werden: kurz, wo wir lernen, uns selbst zu regieren. Unsere Kinder zu erziehen. Uns um Bedürftige zu kümmern. Verbrechen zu bekämpfen. Die Straßen sauber zu halten.


  Der Begriff der »Big Society« ist oft kritisiert worden, seit er in den politischen Diskurs Großbritanniens Eingang gefunden hat. Im selben Monat, in dem ich die Vorträge hielt, auf denen dieses Buch beruht (Juni 2012), bezeichnete der Erzbischof von Canterbury, Rowan Williams, die Diskussion über die Big Society als »hochtrabendes Geschwafel, mit dem ein zutiefst schädlicher Rückzug des Staates aus seiner Verantwortung gegenüber den Schwächsten verschleiert werden soll«.34 Sogar Martin Sime, der Geschäftsführer des Schottischen Rats der Freiwilligenorganisationen und nach eigenen Aussagen ein Anhänger der »Selbsthilfe«, hat die Big Society als »giftigen Markennamen« bezeichnet, als »Tory-Taschenspielertrick und Vorwand für Kürzungen«.35 Anders als Sime und Williams kann ich der Idee, dass mehr Privatinitiative und weniger Staatsabhängigkeit unserer Gesellschaft – tatsächlich den meisten Gesellschaften – nutzen würde, durchaus etwas abgewinnen. Wenn dies heute eine konservative Einstellung ist, so sei es. Früher einmal wurde sie als das Wesen wahren Liberalismus betrachtet.


  Auf den vorangegangenen Seiten habe ich aufzuzeigen versucht, dass wir eine tiefe Krise jener Institutionen miterleben, die entscheidend zum bisherigen Erfolg unserer Zivilisation beigetragen haben – nicht nur auf ökonomischem, sondern auch auf politischem und kulturellem Gebiet. Ich habe die Krise der Staatsschulden, das größte einzelne Problem der westlichen Politik, als Symptom des Betrugs an künftigen Generationen dargestellt: als Bruch von Burkes Gesellschaftsvertrag zwischen Gegenwart und Zukunft.


  Ich habe ausgeführt, dass die Versuche, künftige Finanzkrisen durch komplexe Vorschriften zu verhindern, auf einem tiefen Missverständnis der Funktionsweise einer Marktwirtschaft beruhen – dem etwa Walter Bagehot nie aufgesessen ist.


  Ich habe davor gewarnt, dass die Herrschaft des Rechts, die für das Funktionieren sowohl der Demokratie als auch des Kapitalismus von entscheidender Bedeutung ist, droht, zu einer Herrschaft der Rechtsanwälte zu verkommen – eine Gefahr, der sich bereits Charles Dickens bewusst war.


  Und schließlich habe ich darauf aufmerksam gemacht, dass sich unsere einst so lebendige Zivilgesellschaft im Niedergang befindet, und zwar weniger aufgrund technologischer Entwicklungen als vielmehr aufgrund der übermäßigen Ansprüche des Staates – wovor schon Tocqueville gewarnt hat.


  Wir leben in einer komplexen Matrix aus Institutionen. Da gibt es den Staat, den Markt, das Recht und schließlich die Zivilgesellschaft. Einst hat diese Matrix – deren Wurzeln meiner Ansicht nach in die Zeit der schottischen Aufklärung zurückreichen – erstaunlich gut funktioniert, da jede Gruppe von Institutionen die anderen Gruppen ergänzte und stärkte. Dies war, wie ich glaube, der Grund für den westlichen Erfolg im 18., 19. und 20. Jahrhundert. In unserer Zeit sind diese Institutionen jedoch aus den Fugen geraten.


  Unsere Aufgabe in den kommenden Jahren ist es, sie wiederherzustellen – die Große Degeneration umzukehren – und jene Grundprinzipien einer wahrhaft freien Gesellschaft wieder zum Tragen zu bringen, für die ich – mit Hilfe einiger großer Denker der Vergangenheit – in den vorangegangenen Kapiteln geworben habe.


  Kurz, es ist Zeit, den Strand zu säubern.


  * Streng genommen ist das Magdalen Teil einer staatlich finanzierten Universität, deren Unabhängigkeit immer wieder einmal von der Regierung in Frage gestellt wird. Aber das College bleibt eine sich selbst verwaltende Einheit mit eigenen Mitteln.


  


  
    
      Schlussbetrachtung
    

  


  
    
      Die Ursachen der Ungleichheit
    

  


  Warum sind manche Länder so viel reicher als andere? Genauer gesagt, warum sind die Reallöhne – die Löhne im Verhältnis zu den Lebenshaltungskosten – in manchen Ländern höher als in anderen? Am Vorabend des Ersten Weltkriegs waren die Reallöhne in London über siebenmal höher als in Kanton, während sie zweihundert Jahre zuvor (unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Konsummuster) noch auf einer Ebene lagen,1 und dies, obwohl die Weltwirtschaft zwischen 1700 und 1900 immer weiter zusammengewachsen war und die Kapital- und Warenströme sowie die Arbeitsmigration beispiellose Ausmaße angenommen hatten. Heute, in einer anderen Ära der Globalisierung, sind ähnliche Unterschiede zu beobachten. Die Fertigungslöhne in China betragen zwar nicht mehr ein Zwanzigstel der amerikanischen wie im Jahr 2005; tatsächlich wird erwartet, dass sie zwischen 2012 und 2015 von einem Zehntel auf ein Fünftel steigen. An der Kaufkraft gemessen, ist der Abstand sogar noch kleiner. Die Zahl der Big Macs, die ein Angestellter von McDonald’s vom Lohn für eine Arbeitsstunde kaufen kann, ist in den Vereinigten Staaten nur viermal höher als in China.2 Aber das ist immer noch ein beachtlicher Abstand.


  Während Einhelligkeit darüber besteht, dass solche Ungleichheiten mit Unterschieden in der »totalen Faktorproduktivität« einhergehen, ist man sich über ihre Ursachen alles andere als einig. Der Versuch, sie mit der Geographie, dem Klima, Krankheiten oder Rohstoffvorkommen erklären zu wollen, ist heute weit weniger überzeugend als im 18. Jahrhundert. Wissenschaftliche Kenntnisse, technologische Innovationen und Marktintegration haben die Bedeutung von Entfernung, Wetter und Krankheitserregern erheblich verringert, und Rohstoffreichtum ist, wie sich herausgestellt hat, ebenso ein Fluch wie ein Segen. Die Erklärung mit Rassenunterschieden in Bezug auf Intelligenz und Fleiß wird heute nicht mehr ernst genommen. Es gibt deutliche IQ-Unterschiede zwischen genetisch nicht zu unterscheidenden Bevölkerungen, wie den West- und Ostdeutschen vor 1991 oder den Iren und den irischen Amerikanern um 1970 herum. Außerdem sind im Lauf der Zeit wesentlich schnellere Veränderungen des durchschnittlichen IQ zu beobachten, als sich biologisch erklären lässt.3 Auch die Rolle von Religion, Kultur und »Nationalcharakter« hat Soziologen lange fasziniert. Doch die Wirtschaftsgeschichte zeigt, dass sich Armut und Wohlstand zu schnell in zu vielen unterschiedlichen kulturellen Milieus abwechseln, um sie mit solchen Zusammenhängen erklären zu können.


  Auf jeden Fall sind die Wohlstandsunterschiede innerhalb bestimmter Länder in mancher Hinsicht ebenso groß wie die Unterschiede zwischen den Ländern. 2007 war das Durchschnittseinkommen von Amerikanern im obersten Prozent der Einkommensverteilung dreißigmal höher als das Durchschnittseinkommen der übrigen 99 Prozent. Auch dies ist im Fluss – aber anders als die zwischenstaatliche Ungleichheit hat sich die innerstaatliche Ungleichheit nicht verringert, sondern vergrößert. 1978 war das oberste Prozent nur zehnmal reicher als der Rest. In fast jeder Hinsicht ist die amerikanische Gesellschaft heute genauso ungleich wie Ende der 1920er Jahre.4 Anders ausgedrückt, sind die Früchte des Wirtschaftswachstums der letzten dreißig Jahre zum großen Teil der Superelite zugefallen. In der Zeitspanne zwischen der Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre und der Großen Inflation der 1970er Jahre war dies anders. Zwischen 1933 und 1973 stieg das durchschnittliche Realeinkommen der 99 Prozent (vor Steuern) auf das Viereinhalbfache. Zwischen 1973 und 2010 ist es dagegen geschrumpft.5


  Also, was genau geht hier vor sich? Wie gesehen, bieten enge ökonomische Ansätze, die die Auswirkungen von Finanzkräften (»Deleveraging«), der internationalen Integration (»Globalisierung«), der Informationstechnologie (»Offshoring« und »Outsourcing«) oder der Fiskalpolitik (»Stimulieren« kontra »Sparen«) hervorheben, keine ausreichende Erklärung. Wir müssen in die Geschichte der Institutionen eintauchen, um die komplexe Dynamik von Konvergenz und Divergenz, die die heutige Welt prägt, zu verstehen. Die demokratischen Defizite aus dem ersten Kapitel, die regulatorische Fragilität aus dem zweiten Kapitel, die Herrschaft der Rechtsanwälte aus dem dritten Kapitel und die unzivile Gesellschaft aus dem vierten Kapitel liefern eine bessere Erklärung dafür, warum der Westen heute ein geringeres Wachstum und eine größere Ungleichheit aufweist als in der Vergangenheit – warum er sich, in den Worten Adam Smiths, im »Stadium des Stillstands« befindet.


  
    
      Die Zukunft der Städte
    

  


  Auf diesen letzten Seiten beschäftige ich mich mit der Frage, was meine Diagnose einer großen institutionellen Degeneration in der westlichen Welt für die Zukunft bedeutet. Um sie beantworten zu können, ist es hilfreich, die berühmte Kategorisierung des früheren amerikanischen Verteidigungsministers Donald Rumsfeld in »bekanntes Bekanntes«, »bekanntes Unbekanntes« und »unbekanntes Unbekanntes« aufzugreifen – und durch eine vierte Kategorie zu ergänzen: das »unbekannte Bekannte«. Diese Kategorie bezieht sich auf Zukunftsszenarien, die Historikern zwar vertraut vorkommen, von allen anderen aber ignoriert werden.


  Beginnen wir mit dem bekannten Bekannten. Neben den Gesetzen von Physik und Chemie ist es unwahrscheinlich, dass sich die folgenden Dinge in absehbarer Zukunft erheblich ändern werden: die Normalverteilung (Glockenkurve) der Intelligenz in der Bevölkerung, die Irrtümer und Verzerrungen des menschlichen Denkens und unsere erworbenen biologischen Verhaltensmuster. Außerdem ist anzunehmen, dass die Weltbevölkerung weiter auf neun Milliarden anwachsen wird, wobei das Wachstum allerdings fast ganz auf Afrika und Südasien konzentriert sein wird, während in der übrigen Welt eine Alterung der Bevölkerung zu verzeichnen ist. Ferner werden zumindest einige Schlüsselrohstoffe – insbesondere Nichtedelmetalle und seltene Erden – weiterhin knapp sein. Auch dürfte das Tempo der globalen technologischen Diffusion hoch bleiben, was die Menschen weiterhin veranlassen wird, vom Land in die Städte zu ziehen. Deshalb wird die Entstehung neuer »Megastädte« – Ballungsräume mit mehr als zehn Millionen Einwohnern – ein prägendes Merkmal des 21. Jahrhunderts sein. Es gibt bereits zwanzig solcher Städte: sechs in China (mit Schanghai an der Spitze), drei in Indien (mit Mumbai an der Spitze) sowie Mexico City, São Paulo, Dhaka, Karatschi, Buenos Aires, Manila, Rio de Janeiro, Moskau, Kairo, Istanbul und Lagos. Zusammen mit 420 anderen nichtwestlichen Städten könnten sie, laut dem McKinsey Global Institute, zwischen 2012 und 2025 nahezu die Hälfte des gesamten Wachstums generieren.6


  Dies ist in vielerlei Hinsicht ein aufregender Ausblick. Der Physiker Geoffrey West hat gezeigt, dass die Urbanisierung sowohl Verbesserungen der Infrastruktur als auch der menschlichen Kreativität mit sich bringt. »Städte«, stellt er fest, »sind die Ursache des guten Lebens. Sie sind die Zentren von Wohlstand, Kreativität, Innovation und Erfindung. Sie sind spannende Orte. Sie sind Magneten, welche die Menschen anziehen.« West und seine Kollegen am Santa Fe Institute haben zwei bemerkenswerte statistische Regelmäßigkeiten entdeckt: Erstens skalierte »jede infrastrukturelle Größe … von der Gesamtlänge der Fahrwege über die Länge der Stromleitungen bis zur Länge der Gasleitungen … auf die gleiche Weise wie die Zahl der Tankstellen«. Je größer die Stadt, desto weniger Tankstellen werden pro Kopf benötigt. Der Exponent ist etwa 0,85, das heißt, bei einem Bevölkerungswachstum von hundert Prozent muss man die Zahl der Tankstellen pro Kopf lediglich um 85 Prozent erhöhen. Die zweite Regelmäßigkeit ist überraschender:


  
    
      Sozioökonomische … Dinge wie Löhne, die Zahl der Bildungseinrichtungen, die Zahl der eingereichten Patente etc. … skalierten in, wie wir es nennen, superlinearer Weise. Statt kleiner als eins, was auf Größenvorteile hingedeutet hätte, war der Exponent größer als eins, was auf … wachsende Skalenerträge hindeutet. Das heißt, dass man, je größer die Stadt, systematisch mehr Löhne, mehr Bildungseinrichtungen im Allgemeinen, mehr kulturelle Veranstaltungen, mehr eingereichte Patente, mehr Innovationsfreude und so weiter erwarten darf. Bemerkenswerterweise alles im selben Ausmaß. Es gab einen universalen Exponenten, der bei rund 1,15 lag, was in etwa besagt: Wenn man die Größe einer Stadt von 50 000 auf 100 000, von fünf auf zehn Millionen Einwohner verdoppelt … erhält man einen 15-prozentigen Anstieg der Produktivität, Anzahl der Patente und Forschungseinrichtungen und der Löhne pro Kopf … sowie eine 15-prozentige Einsparung bei der Straßenlänge und allgemein der Infrastruktur.7
    

  


  In großen Städten gehen die Menschen sogar erheblich schneller als in kleinen, und es gibt wesentlich vielfältigere Arbeitsstellen. All dies lässt sich am besten in Form von Netzwerkeffekten erklären. Sicherlich gibt es ebenso große negative Erscheinungen: Größere Städte haben wesentlich mehr Probleme mit Kriminalität, Krankheiten und Umweltverschmutzung. Aber, hält West dagegen, wenn das Innovationstempo hoch genug ist, lässt sich der Zusammenbruch der Megastädte verhindern oder wenigstens hinausschieben.*


  Wests Analyse erklärt, warum die Urbanisierung, die in vieler Hinsicht den Kern der Geschichte der Zivilisation bildet, schneller als exponentiell vonstattengeht. Obwohl West seine Daten aus aller Welt bezogen hat, wissen wir, dass sich die Vorteile der Urbanisierung in New York oder London stark von denen in Mumbai oder Lagos unterschieden. Ende Juli 2012 erinnerte ein massiver Ausfall des Stromnetzes in Nordindien – durch den 640 Millionen Menschen ohne Strom waren – daran, dass Megastädte sehr fragile Netzwerke sind. Und wir mussten erleben – etwa in New York Ende der 1980er Jahre, als sich die Rate der Gewaltverbrechen auf einem Höhepunkt befand –, dass die negativen Effekte von urbanen Netzwerken die positiven nahezu überwiegen können.


  Meiner Ansicht nach hängt der Nettonutzen der Urbanisierung vom institutionellen Rahmen der Städte ab. Wenn es eine effektive repräsentative Regierung, eine dynamische Marktwirtschaft, einen funktionierenden Rechtsstaat und eine vom Staat unabhängige Zivilgesellschaft gibt, überwiegt der Nutzen der Urbanisierung ihre Kosten. Sind diese Bedingungen nicht erfüllt, trifft das Gegenteil zu. Anders ausgedrückt, in einem sicheren institutionellen Rahmenwerk sind urbane Netzwerke das, was Nassim Taleb »antifragil« nennt: Sie entwickeln sich auf eine Weise, die nicht nur für Störungen nicht anfällig ist, sondern ihnen sogar etwas abgewinnt (wie London während des »Blitz«). Fehlt ein solches Rahmenwerk, sind urbane Netzwerke fragil und können durch relativ kleine Erschütterungen zum Zusammenbruch gebracht werden (wie Rom im Jahr 410 durch den Angriff der Westgoten).


  
    
      Revolver und Schaufeln
    

  


  In dem Italowestern Zwei glorreiche Halunken gibt es eine denkwürdige Szene, in der die heutige Lage der Weltwirtschaft auf den Punkt gebracht wird. Der Blonde (Clint Eastwood) und Tuco (Eli Wallach) haben endlich den Friedhof gefunden, wo das Gold, das sie suchen, vergraben ist – einen riesigen Bürgerkriegsfriedhof. Eastwood schaut auf seinen Revolver, dann auf Wallach und spricht die unsterblichen Worte: »Siehst du, auf dieser Welt gibt es zwei Kategorien von Menschen. Die einen haben einen geladenen Revolver, und die anderen buddeln.«


  Ganz ähnlich gibt es in der Nachkrisenwirtschaft zwei Arten von Wirtschaften: Jene mit enormer Vermögensakkumulation, mit Staatsfonds (im Wert von mehr als vier Billionen Dollar) und Devisenreserven (5,5 Billionen Dollar allein in den Schwellenländern), sind diejenigen mit dem Colt in der Hand, während jene mit riesigen Staatsschulden (die sich heute weltweit auf fast 40 Billionen Dollar summieren) diejenigen sind, die buddeln müssen. In solch einer Welt zahlt es sich aus, wenn man über unterirdische Ressourcen verfügt. Diese sind allerdings alles andere als gerecht verteilt. Nach meinen Berechnungen haben die weltweit nachgewiesenen unterirdischen Rohstofflager einen Wert von rund 359 Billionen Dollar, von denen 60 Prozent nur zehn Ländern gehören: Russland, den Vereinigten Staaten, Australien, Saudi-Arabien, China, Guinea (das reiche Bauxitvorkommen besitzt), dem Iran, Venezuela, Südafrika und Kasachstan.8


  Betreten wir nun das Reich des bekannten Unbekannten. Wir wissen nicht, wie sehr die Entdeckung von Rohstofflagern (insbesondere im noch nicht erkundeten Afrika) und der technologische Fortschritt (wie das Hydraulic Fracturing oder »Fracking«) die Rohstofflage in Zukunft verändern werden. Ebenso wenig wissen wir, wie sich Finanzkrisen auf die Rohstoffpreise auswirken und wie sehr sie den Anreiz, neue Treib- und Rohstoffquellen zu erschließen, erhöhen werden. Ferner wissen wir nicht genau, wie die Politik einen Sektor beeinflussen wird, der wegen seiner unbeweglichen Vermögenswerte für Enteignung und willkürliche Besteuerung anfälliger ist als andere. Bekannt ist, dass die unbeschränkte Verbrennung fossiler Rohstoffe wahrscheinlich globale Klimaveränderungen bewirken wird, aber wir wissen nicht genau, worin sie bestehen und wann sie genügend Schaden anrichten werden, um eine ernstzunehmende politische Antwort zu provozieren. Bis dahin wird sich der Westen Phantasien über »grüne« Energie hingeben, während die übrige Welt fortfährt, so viel Kohle zu verbrennen, wie gefördert wird, anstatt jene Maßnahmen zu ergreifen, die den Kohlendioxidausstoß tatsächlich verringern würden: den Bau von Atom- und sauberen Kohlekraftwerken, die Umstellung von Fahrzeugen auf Erdgas und die Erhöhung der Energieeffizienz der privaten Haushalte.9 All dieses bekannte Unbekannte erklärt die außerordentlichen Sägezahnbewegungen der Rohstoffpreise seit 2002.


  Ebenfalls in die Kategorie des bekannten Unbekannten gehören zwei Arten von Naturkatastrophen: erstens Erdbeben, die zufällig von der Bewegung der tektonischen Platten verursacht werden (weshalb wir zwar den Ort kennen, aber weder den Zeitpunkt noch die Stärke), sowie die von ihnen ausgelösten Tsunamis und zweitens Pandemien, hervorgerufen von ebenso zufälligen Virenmutationen wie den Grippeerregern. Über diese beiden Katastrophenarten lässt sich kaum mehr sagen, als dass ihnen wegen der zunehmenden Konzentration unserer Spezies in Städten im asiatisch-pazifischen Raum, die aufgrund der allgemeinen Vorliebe für Küsten verrückterweise häufig unweit von Bruchlinien errichtet wurden, in Zukunft wesentlich mehr Menschen zum Opfer fallen werden als bisher. Fügt man dem das Problem der nuklearen Proliferation hinzu, hat man durchaus Gründe, die heutige Welt für gefährdeter zu halten als in der Zeit des Kalten Krieges, in der die Hauptgefahr für die Menschheit das kalkulierbare Risiko eines Worst-Case-Szenarios in einem einfachen Spiel mit zwei Teilnehmern war. Heute gibt es mehr Unsicherheit als kalkulierbare Risiken. Dies ist das Ergebnis der Verwandlung einer bipolaren in eine Netzwerkwelt.


  Unbekanntes Unbekanntes lässt sich seinem Wesen nach nicht vorhersehen. Aber was ist mit dem unbekannten Bekannten, den Einsichten, die aus einer Betrachtung der Geschichte gewonnen werden können, von den meisten aber ignoriert werden? Auf die Frage nach den Hauptrisiken, die ihrer Ansicht nach »das Wachstum in schnellwachsenden Märkten in den nächsten drei Jahren bremsen können«, nannten im Jahr 2011 annähernd tausend Manager aus aller Welt als die vier größten: Vermögensgüter-Preisblasen, politische Korruption, Einkommensungleichheit und mangelnde Inflationsbekämpfung.10


  2014 werden diese Befürchtungen möglicherweise nicht mehr aktuell sein. Aus Sicht des Historikers sind heute die wirklichen Gefahren in der nichtwestlichen Welt Krieg und Revolution. Genau diese beiden Ereignisse sind unter den oben beschriebenen Umständen zu erwarten. Revolutionen werden durch eine Kombination aus hohen Lebensmittelpreisen, einer jungen Bevölkerung, einer aufstrebenden Mittelschicht, einer polarisierenden Ideologie, einem korrupten alten Regime und einer schwächer werdenden Weltordnung verursacht. Im Nahen Osten sind alle diese Bedingungen erfüllt – und natürlich ist die islamistische Revolution bereits im Gang, wenn auch unter der irreführenden Bezeichnung eines »Arabischen Frühlings«. Worüber man sich Sorgen machen sollte, ist der Krieg, der fast immer auf eine Revolution von solchem Ausmaß folgt. Denn im Gegensatz zu Steven Pinkers optimistischer Auffassung, der langfristige Trend der menschlichen Geschichte weise in Richtung Frieden, offenbart die statistische Häufigkeit von Kriegen kein derartiges Muster.11 Wie bei Erdbeben kennen wir auch bei Kriegen den wahrscheinlichen Ort, aber weder den Zeitpunkt ihres Ausbruchs noch ihr Ausmaß.


  
    
      Wider den »Techno-Optimismus«
    

  


  Revolution und Krieg sind keine neuen Bedrohungen. Im 18. Jahrhundert hatte das anglophone Reich, das damals die Welt beherrschte, auf beiden Seiten des Atlantiks mit Revolutionen zu kämpfen und häufte darüber gewaltige Schulden an, hauptsächlich durch die Kriege gegen das revolutionäre Frankreich. Am Ende der napoleonischen Ära überstiegen sie 250 Prozent des BIP. Doch es folgte der wahrscheinlich erfolgreichste Schuldenabbau der Geschichte – der die Schuldenlast um den Faktor zehn auf nur 25 Prozent des BIP verringerte. Inflation spielte überhaupt keine Rolle. Dank einer Mischung aus Fiskaldisziplin und einer Wachstumsrate, die höher als der Zinssatz war, fuhr die britische Regierung ständig erhebliche Überschüsse ein. Dieses »wundersame Deleveraging«** besaß freilich auch hässliche Seiten, insbesondere als die Sparpolitik Mitte der 1820er Jahre und Ende der 1840er Jahre soziale Unruhen auslöste (und es versäumt wurde, eine katastrophale Hungersnot in Irland zu lindern). Jedenfalls fiel der Schuldenabbau mit der Schlüsselphase der ersten industriellen Revolution – der Eisenbahnmanie – und der Expansion des British Empire fast bis zur fast maximalen Ausdehnung zusammen. Die Lehre aus der Geschichte lautet, dass sich ein Land durch technologischen Fortschritt und profitable geopolitische Expansion unter einem Berg von Schulden hervorarbeiten kann.12


  Können die Vereinigten Staaten diese Leistung nachahmen? Ich bezweifle es. Erstens zeigt die Erfahrung, wie schwer es ist, mit einer hohen Schuldenlast ein höheres Wachstum zu erreichen. In einer Untersuchung von 26 Fällen eines »Schuldenüberhangs« – in denen entwickelte Länder mindesten fünf Jahre Staatsschulden in Höhe von über 90 Prozent des BIP hatten – weisen Carmen und Vincent Reinhart und Ken Rogoff nach, dass Schuldenüberhänge über einen längeren Zeitraum (im Durchschnitt von 23 Jahren) hinweg mit einem geringeren Wachstum (von 1,2 Prozent des BIP) verbunden sind, da sie den Produktionsausstoß im Vergleich zur Zeit davor um fast ein Viertel verringern.13 Bemerkenswerterweise war das niedrige Wachstum nicht unbedingt das Ergebnis höherer effektiver Zinssätze. Ein entscheidender Punkt ist vielmehr die nichtlineare Beziehung zwischen Schulden und Wachstum. Da die Schuldenlast das Wachstum erst dann verringert, wenn sie die Marke von 90 Prozent des BIP übersteigt, hat sich die Gewohnheit, mit Defiziten zu wirtschaften, lange eingebürgert, bevor sie schädlich wird. Für jene keynesianischen Ökonomen, die glauben, die richtige Antwort auf eine Verringerung der Gesamtnachfrage aufgrund sinkender Ausgaben im Privatsektor bestehe darin, dass der ohnehin schon verschuldete öffentliche Sektor noch mehr Geld in die Ökonomie pumpt, stellt dies ein ernstes Problem dar. Außerdem lässt es die Behauptung zweifelhaft erscheinen, niedrige Zinssätze für US-Schatzanleihen seien ein Marktsignal dafür, dass der Staat mehr Schuldverschreibungen ausgeben sollte und könnte.14


  Ebenso weit hergeholt erscheint die Möglichkeit, dass ein mit der Eisenbahn vergleichbarer technologischer Fortschritt den Vereinigten Staaten die »Du kommst aus dem Gefängnis frei«-Karte verschaffen könnte. Von 2012 aus gesehen ist es höchst unwahrscheinlich, dass in den nächsten 25 Jahren (2013–2038) dramatischere Veränderungen eintreten werden, als Wissenschaft und Technik in den vergangenen 25 Jahren (1987–2012) bewirkt haben. Zunächst einmal waren das Ende des Kalten Krieges und das asiatische Wirtschaftswunder einmalige, nicht wiederholbare Stimulanzien in Form einer massiven Verringerung der Arbeitskosten und daher der Preise (ganz zu schweigen von den vielen ehemals sowjetischen Akademikern, die endlich etwas Nützliches zu tun bekamen). Die IT-Revolution, die in den 1980er Jahren begann, war bedeutsam, insoweit sie einen Produktivitätszuwachs in den Vereinigten Staaten bewirkte – obwohl dies nicht übertrieben werden sollte –, aber inzwischen befinden wir uns im Reich schrumpfender Gewinne (die Symptome dafür sind Deflation und Arbeitslosigkeit aufgrund der Automatisierung einfacher Arbeiten). Die Durchbrüche in der Medizin, die infolge der Entschlüsselung des menschlichen Genoms zu erwarten sind, werden wahrscheinlich zu einer weiteren Erhöhung der durchschnittlichen Lebenserwartung führen; sollten jedoch in der Neurowissenschaft keine vergleichbaren Fortschritte erzielt werden – wenn wir zwar das Leben des Körpers, aber nicht dasjenige des Geistes verlängern können –, werden die ökonomischen Nettofolgen negativ sein, da lediglich die Zahl pflegebedürftiger alter Menschen wachsen wird.


  Gestützt wird mein Pessimismus in Bezug auf das Auftauchen eines technologischen Deus ex Machina von einer einfachen historischen Beobachtung. Im Vergleich mit dem, was in den 25 Jahren zuvor (1961–1986) erreicht wurde (wie beispielsweise die Mondlandung), sind die Errungenschaften der letzten 25 Jahre nicht besonders beeindruckend. Und die technologischen Meilensteine der 25 Jahre vor 1961 (1935–1960) waren sogar noch bemerkenswerter (wie die Kernspaltung). Mit den Worten von Peter Thiel, dem wahrscheinlich einzigen Skeptiker im Umkreis von hundert Meilen um Palo Alto: »Wir wollten fliegende Autos, bekamen stattdessen aber nur 140 Zeichen.«*** Seit der Zeit der Concorde ist die Reisegeschwindigkeit zurückgegangen. Grüne Energie ist unbezahlbar, und uns fehlt der Ehrgeiz, einen Krieg gegen die Alzheimer-Krankheit auszurufen, »obwohl nahezu ein Drittel der 85-jährigen Amerikaner an irgendeiner Form von Demenz leiden«.15 Darüber hinaus müssten technologische Optimisten erklären, warum der rasche wissenschaftlich-technische Fortschritt in diesen früheren Perioden mit einem massiven Konflikt zwischen militanten Ideologien zusammenfiel. (Frage: Welche Gesellschaft war 1932, an der Zahl der Nobelpreise gemessen, die wissenschaftlich fortschrittlichste Gesellschaft? Antwort: die deutsche.) Die Implikationen sind klar. Mehr und schnellere Informationen sind kein Gut an sich. Wissen ist nicht die Lösung für alle Probleme. Und Netzwerkeffekte sind nicht immer positiv. In den 1930er Jahren gab es große technische Fortschritte. Aber sie beendeten die Große Depression nicht. Dazu brauchte es einen Weltkrieg.


  Der Kriege müde und im Bewusstsein des Reichtums an fossilem Brennstoff, der durch das »Fracking« erreichbar geworden ist – und bis 2035 die Abhängigkeit vom Erdöl aus dem Nahen Osten beenden könnte –, verabschieden sich die Vereinigten Staaten aus dieser Region. Keiner weiß, wer oder was das Vakuum füllen wird. Ein nuklear bewaffneter Iran? Eine neo-osmanische Türkei? Arabische Islamisten unter Führung der Moslembruderschaft? Wer immer die Oberhand gewinnen wird, es dürfte kaum ohne Blutvergießen abgehen. Man bitte einen x-beliebigen Vertreter der Schattenwelt der Geheimdienste, die größten zeitgenössischen Bedrohungen aufzuzählen, und er wird sehr wahrscheinlich den Bioterrorismus, den Cyberkrieg und die Verbreitung von Atomwaffen nennen. Gemeinsam ist diesen Gefahren, dass radikalisierten (oder einfach verrückten) Einzelnen oder Gruppen durch die moderne Technologie eine enorme Macht zuwächst. Es dauert sicherlich nicht lange, bis auch Nichthistorikern ein weiteres unbekanntes Bekanntes klar wird: dass Gewalt ihren Höhepunkt erreicht, wenn Imperien sich zurückziehen, nicht wenn sie auf dem Vormarsch sind. Und auch im imperialen Kernland kann sich diese Gewalt manifestieren. Laut dem »Kliometriker« Peter Turchin wird »der nächste Höhepunkt der Gewalt … in den Vereinigten Staaten um 2020 erreicht«.16


  
    
      Die Stimme des Stillstands
    

  


  Nach Adam Smith kommen Länder zum Stillstand, wenn ihre »Gesetze und Einrichtungen« so weit degeneriert sind, dass Wirtschaft und Politik von elitärer Besitzstandswahrung beherrscht werden. Ich habe darzulegen versucht, dass dies heute in bedeutenden Teilen der westlichen Welt der Fall ist. Staatsschulden – offene und versteckte – sind zu einem Mittel der älteren Generationen geworden, auf Kosten der Jungen und der noch Ungeborenen zu leben. Die Regulierung ist derart dysfunktional geworden, dass sie die Fragilität des Systems erhöht. Rechtsanwälte, die in dynamischen Gesellschaften Revolutionäre sein können, werden im Westen zu Parasiten. Und die Zivilgesellschaft verkümmert zu einem bloßen Niemandsland zwischen Unternehmensinteressen und Politik. Zusammengenommen sind dies die Entwicklungen, die ich als Große Degeneration bezeichne.


  Kurz vor Fertigstellung dieses Buchs hielt der amerikanische Präsident eine Rede, die wunderbar illustriert, was ich meine:


  
    
      Wenn Sie Erfolg haben, hat Ihnen jemand irgendwann einmal unter die Arme gegriffen. Irgendwo in Ihrem Leben gab es einen großen Lehrer. Jemand hat dieses unglaubliche amerikanische System geschaffen, in dem wir leben und das es Ihnen ermöglicht, erfolgreich zu sein. Jemand hat in Straßen und Brücken investiert. Wenn Sie ein Unternehmen haben – Sie haben es nicht allein zu dem gemacht, was es ist. Jemand anders hat die Vorarbeit geleistet. Das Internet kommt nicht aus dem Nichts, sondern staatliche Forschung hat es erschaffen, so dass alle Unternehmen Geld damit verdienen können.
    

  


  
    
      … Es gibt Dinge, wie die Brandbekämpfung, die wir nicht allein tun … Also sagen wir seit der Gründung dieses Landes: ›Weißt du was, es gibt Dinge, die wir besser gemeinsam tun.‹ So haben wir das G. I.-Gesetz finanziert. So haben wir die Mittelschicht geschaffen. So haben wir die Golden Gate Bridge und den Hoover-Staudamm gebaut. So haben wir das Internet erfunden. So haben wir einen Menschen auf den Mond geschickt.17
    

  


  Dies ist die authentische Stimme des Stillstands: Der Ober-Mandarin spricht zu seinen fernen Untertanen in den Provinzen. Nicht, dass die angedeutete gegenseitige Abhängigkeit von Staat und Wirtschaft falsch ist. Beunruhigend ist ihre übermäßige Betonung, so als bedürfte es bei jeder Gründung einer kleinen Firma des Staates oder als hätte er allein »die Mittelschicht geschaffen«. Noch verstörender ist das auffallende Fehlen jeglichen Zukunftsprojekts, das mit den genannten Projekten aus der Vergangenheit vergleichbar wäre (ein noch besseres Beispiel wäre das Manhattan-Projekt, aber wahrscheinlich wäre seine Erwähnung nicht politisch korrekt gewesen).


  Es ist schlimm genug mitanzuhören, wie der Staatskapitalismus von der Kommunistischen Partei Chinas als Wirtschaftsmodell gepriesen wird. Aber mitzuerleben, wie der Präsident der Vereinigten Staaten ihn als inhaltsleere rhetorische Formel benutzt, lässt zumindest mich wehmütig auf den frohen, zuversichtlichen Morgen von 1989 zurückblicken – als der Westen wirklich gesiegt zu haben schien und eine große Regeneration ihren Anfang nahm.


  * In Wests Worten: »Einer der Nachteile eines unbeschränkten Wachstums, das schneller als exponentiell vonstattengeht, besteht darin, dass es letztlich im Zusammenbruch mündet. Es führt wegen etwas, das man endliche Singularität nennt, mathematisch zum Zusammenbruch. Man trifft auf etwas, das man technisch als Singularität bezeichnet, und während man sich ihr nähert, stellt sich heraus, dass das System, wenn es sie erreicht, zusammenbrechen wird.«


  ** Diesen Begriff prägte der amerikanische Hedgefonds-Manager Ray Dalio, dessen Hedgefonds Bridgewater sich während der Finanzkrise außerordentlich gut gehalten hat.


  *** 140 Zeichen ist die maximale Länge einer Twitternachricht.
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